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Hausratversicherung 



Sehr geehrte Kundin, 
sehr geehrter Kunde, 

Ihr Interesse an unseren Produkten freut uns sehr. 

Die Basis unseres gegenseitigen Vertrages bilden die 

• Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Hausratversicherung (VHB CIF:PRO 2018) 

• Besonderen Bedingungen zur ConceptIF Hausratversicherung (BB HR CIF:PRO best advice plus 
2018) 

• Sofern vereinbart auch die 

o Besonderen Bedingungen für die Versicherung weiterer Elementarschäden (BWE HR 
CIF:PRO 2018) 

o Allgemeine Bedingungen für die Glasversicherung (AGlB CIF:PRO 2018) 
o Besondere Bedingungen für die Glasversicherung (BB GL CIF:PRO best advice plus 2018) 

• sowie die gesetzlichen Bestimmungen. 

Der vereinbarte Versicherungsschutz sowie die dazugehörigen Versicherungsbedingungen sind im 
Versicherungsschein beschrieben. 

Soweit wir in den Versicherungsunterlagen die männliche Form der Bezeichnung (z. B. 
Versicherungsnehmer, Ehegatte) verwenden, ist dabei auch immer die weibliche Bezeichnung 
gemeint. 

Bei allen Fragen zum Produkt steht Ihnen auch Ihr Vermittler gerne zur Verfügung. 

Ihre 

ConceptIF Pro GmbH (Assekuradeur) 

Zurich Insurance plc Niederlassung für Deutschland (Versicherer) 
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Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständi-
gen Informationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit 
Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch. 

Um welche Art von Versicherung handelt es sich? 

Wir bieten Ihnen eine Hausratversicherung an. Diese schützt Sie vor finanziellen Folgen der Zerstörung, der Beschädigung oder des Abhan-
denkommens Ihres Hausrats infolge eines Versicherungsfalls. 
 

Was ist versichert? 

� Die Hausratversicherung versichert Sachschäden am 
Hausrat Ihrer Wohnung gegen Zerstörung, Beschädi-
gung oder Abhandenkommen. 

� Zum Hausrat zählen Sachen, die dem Haushalt zur 
privaten Nutzung dienen, wie beispielsweise: 
� Möbel, Teppiche, Bekleidung, 

� Elektrische und elektronische Haushaltsgeräte 
(z.B. Lampen, TV-Geräte oder Waschmaschi-
nen), 

� Bargeld oder Wertsachen (z.B. Schmuck, Antiqui-
täten) in begrenzter Höhe 

� Versicherte Gefahren: 

� Brand, Blitzschlag, Ex-/Implosion, 

� Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner 
Teile oder seiner Ladung 

� Leitungswasser, 

� Sturm oder Hagel 

� Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Ein-
bruch sowie Raub oder der Versuch einer sol-
chen Tat. 

� Zusätzlich sind versichert, sofern vereinbart: 

� Weitere Elementargefahren (Überschwemmung, 
Rückstau, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, 
Schneedruck, Lawinen und Vulkanausbruch), 

� Diebstahl von Fahrrädern in begrenzter Höhe, 

� Glasbruch an Hausratgegenständen. 

� Versichert sind folgende infolge eines Schadenfalls 
notwendigen und angefallenen Kosten: 
� Schadenabwendungs- und Minderungskosten, 

� Hotel- und Umzugskosten, 

� Transport- und Lagerkosten, 

� Schlossänderungs- und Bewachungskosten. 
� Die Versicherungssumme ist der vereinbarte Betrag, der 

dem Versicherungswert entsprechen soll. Ist dies nicht 
der Fall, können Nachteile bei der Entschädigungsbe-
rechnung entstehen. 

Was ist nicht versichert? 
Nicht unter den Versicherungsschutz fallen beispiels-
weise 
� Vom Gebäudeeigentümer eingebrachte Sachen, 

für die dieser die Gefahr trägt, 
� Kraftfahrzeuge aller Art sowie Anhänger, 

� Luft- und Wasserfahrzeuge. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gibt es Deckungseinschränkungen? 
 

! Es gibt eine Reihe von Fällen, in denen der Versiche-
rungsschutz eingeschränkt sein kann. In jedem Fall 
besteht kein Versicherungsschutz bei Schäden durch  
! Krieg, 
! Inneren Unruhen, 
! Kernenergie, 
! Schwamm, 
! Sturmflut, 
! Vorsätzlich herbeigeführten Schäden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wo bin ich versichert? 
� Versicherungsort ist die im Versicherungsschein bezeichnete Wohnung. Aber auch wenn sich Ihr Hausrat vorübergehend au-

ßerhalb des Versicherungsortes befindet, ist er zeitweise versichert. 
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Welche Verpflichtungen habe ich? 

- Damit wir Ihren Antrag ordnungsgemäß prüfen können, müssen Sie die im Antragsformular enthaltenen Fragen unbe-
dingt wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Beachten Sie die benannten Verpflichtungen mit Sorgfalt. Ihre 
Nichtbeachtung kann schwerwiegende Konsequenzen für Sie haben. Je nach Art der Pflichtverletzung können Sie Ihren 
Versicherungsschutz ganz oder teilweise verlieren. Unter Umständen können wir uns auch vorzeitig vom Vertrag lösen. 

- Teilen Sie uns mit, ob und in welcher Form sich Ihre vorhandenen Risikoumstände verändert haben. So kann der Versi-
cherungsschutz den zwischenzeitlichen Veränderungen angepasst werden. Eine Aufforderung dazu kann auch durch 
einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. 

- Es ist möglich, dass Sie während des Vertrages zur Beseitigung besonderer gefahrdrohender Umstände von uns aufge-
fordert werden, soweit Ihnen eine vorsorgliche Schadensvermeidung zumutbar ist. 

- Darüber hinaus sind Sie beispielsweise verpflichtet, so weit wie möglich den Schaden abzuwenden bzw. zu mindern 
und uns durch wahrheitsgemäße Schadensberichte bei der Schadensermittlung und -regulierung zu unterstützen. 

- Die Versicherungsbeiträge müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen. 

 

Wann und wie zahle ich? 
Den ersten Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. Wann Sie die wei-
teren Beiträge zahlen müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung kann das monatlich, vierteljähr-
lich, halbjährlich oder jährlich sein. Sie können uns die Beiträge überweisen oder uns ermächtigen, die Beiträge von Ihrem 
Konto einzuziehen. 

 

Wann beginnt und endet Ihr Versicherungsschutz?   
Der Versicherungsschutz beginnt zum im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn die Zahlung des Beitrags 
rechtzeitig und vollständig erfolgt. 
Hat der Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr, verlängert er sich automatisch um jeweils ein weiteres Jahr (Ver-
längerungsjahr), außer Sie oder wir kündigen den Vertag. 

 

Wie kann ich den Vertrag kündigen? 
Sie können den Vertrag ebenso wie wir zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jedes Verlän-
gerungsjahres kündigen (das muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragslaufzeit geschehen). 
Ebenfalls können Sie und wir nach dem Eintritt eines ersatzpflichtigen Schadenfalles den Versicherungsvertrag kündigen. 
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Kundeninformation 
Stand: 01.05.2018 

 
Nachfolgend wollen wir Ihnen wesentliche Informationen zum Vertragsverhältnis geben, die für alle bei uns abgeschlossenen 
Verträge von Bedeutung sind. Da es sich um einen Überblick handelt, sind die Regelungen nicht abschließend. Bitte beachten 
Sie daher auch die benannten Verweise. 
 
Identität und ladungsfähige Anschrift des Versicher ers . 
Zurich Insurance plc Niederlassung für Deutschland 
Platz der Einheit 2, 60327 Frankfurt am Main 
Sitz der Niederlassung: Frankfurt am Main (Registernr.: 
HRB 88353, Hauptsitz: Dublin (Irland) 
Rechtsform der Gesellschaft (Zurich Insurance plc): public 
company limited by shares (Aktiengesellschaft nach iri-
schem Recht). Companies Registry Office (entspricht dem 
deutschen Registergericht): Registernummer 13460 
Verwaltungsratsvorsitzender: Gary Shaughnessy 
Hauptbevollmächtigter der Niederlassung: Marcus Nagel 
Vertretung der Gesellschaft: Patrick Manley (Chief Executi-
ve Officer) 

Vertreten durch: 
ConceptIF Pro GmbH, in Vollmacht für den Versicherer 
(nachfolgende Abkürzung „CIF:PRO“) 
Barmbeker Str. 2-6 • 22303 Hamburg,  
Tel.: 040 – 69 63-55 – 440, Fax: – 109, pro@conceptif.de  

Hauptgeschäftstätigkeit 
Die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers besteht im 
Abschluss und in der Verwaltung von Versicherungen. 

Aufsichtsbehörde 
Zuständige Aufsichtsbehörde ist die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BAFin) 
- Sektor Versicherungsaufsicht - 
Graurheindorfer Str. 108 
53117 Bonn 

Merkmale der Versicherungsleistung 
Für Ihren Vertrag gelten das Informationsblatt zu Versiche-
rungsprodukten, die Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen, Besonderen Bedingungen und weiteren Vereinbarun-
gen/Klauseln sowie ggf. die Satzung und das Merkblatt zur 
Datenverarbeitung. Prüfen Sie, ob Sie diese Unterlagen 
vollständig erhalten haben und ob Sie rechtzeitig von die-
sen Kenntnis nehmen konnten. Die Versicherungsleistung 
ergibt sich aus dem Versicherungsschein und den weiteren 
Vertragsbestimmungen. 

Gesamtpreis der Versicherung 
Den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller 
Steuern und sonstigen Preisbestandteile entnehmen Sie 
bitte dem Informationsblatt zu Versicherungsprodukten und 
unserem Antrag sowie später dem Versicherungsschein. 

Zusätzlich anfallende Kosten 
Gebühren und Kosten für die Aufnahme des Antrages 
werden nicht erhoben. Erhoben werden lediglich Kosten für 
Mahnungen sowie für Kosten bei Nichteinlösung im Last-
schriftverfahren. 

Prämie 
Der im Versicherungsschein ausgewiesene erste Beitrag ist 
unverzüglich nach Ablauf der Widerrufsfrist zu zahlen. Bei 
Lastschrifteinzug ziehen wir den Betrag erst nach dieser 
Frist ein. Bitte denken Sie an die rechtzeitige Beitragszah-
lung, weil der Versicherer im Falle eines Zahlungsverzuges 
nach § 37 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) zum Rück-
tritt berechtigt und im Versicherungsfall leistungsfrei sein 

kann. Wegen der weiteren Einzelheiten zur Prämienzahlung 
lesen Sie bitte die Regelung im Gesetz und in den Ver-
tragsbedingungen. Die Lastschriftermächtigung wird mit 
Antragsunterzeichnung erklärt, wenn dort die Kontodaten 
vollständig eingetragen sind. Abweichende Erklärungen 
sind in einer gesonderten Lastschriftermächtigung vorzu-
nehmen. 

Gültigkeitsdauer von Angeboten 
Soweit im Angebot oder den Vertragsbestimmungen nichts 
Abweichendes geregelt ist, halten wir uns für höchstens 
einen Monat an ein Angebot gebunden. 

Risikohinweise für Finanzdienstleistungen 
Bitte beachten Sie bei Produkten mit Finanzdienstleistun-
gen, dass diese wegen der speziellen Risikogestaltung 
marktüblichen Schwankungen unterliegen, auf die der 
Versicherer keinen Einfluss hat. In der Vergangenheit 
erwirtschaftete Beträge sind daher kein Indikator für künfti-
ge Erträge. Einzelheiten entnehmen Sie bitte dem Informa-
tionsblatt zu Versicherungsprodukten. 

Zustandekommen des Vertrages 
Der Versicherungsvertrag kommt durch Übersendung eines 
Versicherungsscheines mit dem Inhalt des Versicherungs-
scheines nach schriftlicher Antragstellung (Antragsmodell) 
zustande. Die Vertragsinformationen nach § 7 VVG müssen 
jeweils rechtzeitig vor Vertragserklärung vorliegen, falls 
darauf nicht ausdrücklich verzichtet wurde. 
Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung des 
Versicherungsscheins (rechtzeitiger Zahlung des ersten 
Beitrags nach Ziff. 9), jedoch nicht vor dem darin benannten 
Vertragsbeginn. Wird der erste Beitrag erst nach diesem 
Zeitpunkt eingefordert, dann aber unverzüglich gezahlt, so 
beginnt der Versicherungsschutz zu dem benannten Ver-
tragsbeginn. Sollte aufgrund einer Gesetzesänderung oder 
Änderung der Rechtsprechung eine Anpassung der Ver-
tragsbedingungen erforderlich werden, wird diese wirksam, 
wenn Sie den Vertrag nach Zugang des begründeten Ände-
rungsvorschlages des Versicherers durch Prämienfortzah-
lung oder durch die widerspruchslose Hinnahme der Belas-
tung Ihres Kontos durch Lastschrift auf Grund einer Ein-
zugsermächtigung einverständlich fortsetzen. Vorausset-
zung ist, dass die Änderung für Sie zumutbar ist, Sie auf die 
Rechtswirkung ausdrücklich vorher hingewiesen und Ihnen 
das Recht zum Widerspruch eingeräumt wurden. 

Widerrufsbelehrung 

Widerrufsrecht: 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen 
ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-
Mail) widerrufen. Diese Frist beginnt, nachdem Sie den 
Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die 
weiteren Informationen gemäß § 7 Abs. 1 und 2 des Versi-
cherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 
der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Beleh-
rung jeweils in Textform erhalten haben. Zur Wahrung der 
Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Wi-
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derrufs. Der Widerruf ist zu richten an die CIF:PRO (An-
schrift siehe Ziff. 1). 

Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versiche-
rungsschutz, und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, wenn 
Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor 
dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, 
der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, 
dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich 
um einen Betrag in Höhe von 1/360 der Jahresprämie 
multipliziert mit der Anzahl der Tage, an denen Versiche-
rungsschutz bestanden hat. Die Erstattung zurückzuzah-
lender Beiträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage 
nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungs-
schutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirk-
same Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen 
zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) 
herauszugeben sind. 

Besondere Hinweise 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren 
ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns 
vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt 
haben. 

Ende der Widerrufsbelehrung 

Laufzeit 
Die Laufzeit des Vertrages ergibt sich aus dem Informati-
onsblatt zu Versicherungsprodukten, dem Antrag bzw. dem 
Versicherungsschein. 

Vertragsbeendigung 
Der Vertrag ist zunächst für die dokumentierte Zeit abge-
schlossen. Das Versicherungsverhältnis verlängert sich 
stillschweigend von Jahr zu Jahr, wenn nicht drei Monate 
vor dem jeweiligen Ablauf der anderen Partei eine Kündi-
gung in Textform zugegangen ist. Bei einer Vertragsdauer 
von mehr als drei Jahren kann zum Ende des dritten oder 
jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist 
von drei Monaten gekündigt werden. Abweichende Rege-
lungen können sich aus den Vertragsbedingungen zu den 
einzelnen Produkten ergeben (siehe Informationsblatt zu 
Versicherungsprodukten). 

Anwendbares Recht, zuständiges Gericht 
Auf die vorvertragliche Beziehung und den Vertrag findet 
deutsches Recht Anwendung. Für Rechtsstreitigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Versicherungsvertrag sind örtlich 
sowohl die Gerichte in Oldenburg zuständig. Für Klagen 
des Versicherers gegen den Versicherungsnehmer richtet 
sich die Zuständigkeit der Gerichte nach dem Wohnort bzw. 
dem Aufenthaltsort, bei juristischen Personen nach dem Ort 
der Niederlassung. Gemäß § 215 Abs. 3 VVG kann eine 
abweichende Vereinbarung getroffen werden. 

Vertragssprache 
Für den Vertrag einschließlich Vorabinformationen und für 
die Kommunikation während der Laufzeit des Vertrages 
kommt ausschließlich die deutsche Sprache zur Anwen-
dung. 

Mitgliedschaft beim Versicherer 
Sofern der Versicherer die Rechtsform Versicherungsverein 
auf Gegenseitigkeit (VVaG) hat, wird der Versicherungs-
nehmer mit Abschluss des Vertrages Mitglied beim Versi-
cherer, sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde. 

 

Beschwerdeverfahren 
Der Versicherer ist Mitglied im Verein Versicherungsom-
budsmann 
e.V. An den Versicherungsombudsmann können Sie Be-
schwerden richten. Dieses Verfahren ist für Sie kostenfrei. 
Versicherungsombudsmann e. V. 
Postfach 080632, 10006 Berlin 
Tel.: 01804-224424, Fax: 01804-224425 
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 

Beschwerden bei der Aufsichtsbehörde 
Beschwerden können Sie zudem an die Aufsichtsbehörde 
richten. 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
Graurheindorfer Str. 108 
53117 Bonn. 

Anzeige- und Mitteilungspflichten 
Beantworten Sie die Fragen in den Antrags- und den weite-
ren Vertrags- und Schadenformularen vollständig und 
richtig. 
Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsver-
mittler machen möchten, sind unverzüglich gegenüber der 
CIF:PRO schriftlich nachzuholen. 
Der Versicherungsschutz ist gefährdet, wenn Sie unrichtige 
oder unvollständige Angaben machen. 
Die Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht sowie 
weiterer Obliegenheiten kann den Versicherer berechtigen 
vom Vertrag zurückzutreten, ihn zu kündigen oder anzu-
passen, was unter Umständen zur Leistungsfreiheit des 
Versicherers führen kann. 
Beachten Sie dazu die Regelungen in den Allgemeinen und 
Besonderen Versicherungsbedingungen.  

Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzge-
setz 
Ich willige ein, dass die ConceptIF Pro GmbH, die Concep-
tIF AG und die ConceptIF Pool GmbH (im folgenden „Con-
ceptIF“) im erforderlichen Umfang Daten, die sich aus den 
Antragsunterlagen oder der Vertragsdurchführung (Beiträ-
ge, Versicherungsfälle, Risiko-/Vertragsänderungen) erge-
ben, an den Versicherer als risikotragenden Versicherer 
und Rückversicherer zur Beurteilung des Risikos und zur 
Abwicklung der Rückversicherung sowie zur Beurteilung 
des Risikos und der Ansprüche an andere Versicherer bzw. 
an den Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirt-
schaft e.V. zur Weitergabe dieser Daten an andere Versi-
cherer übermittelt. Diese Einwilligung gilt auch unabhängig 
vom Zustandekommen des Vertrages sowie für entspre-
chende Prüfungen bei anderen beantragten Versicherungs-
verträgen und bei künftigen Anträgen. Es besteht grund-
sätzlich Einverständnis, dass die Kommunikation auch über 
die bekannt gegebenen Email-Adressen in Textform erfolgt, 
soweit nicht für einzelne Vorgänge die Schriftform vorge-
schrieben oder vereinbart ist. Anhänge sind in den üblichen 
Formaten (z.B. Word, PDF, JPEG, Text) beizufügen. Eine 
Veränderung der mitgeteilten Email- oder Webadressen, 
wird unverzüglich bekannt gegeben, ebenso werden Stö-
rungen der Kommunikation jeweils mitgeteilt.  
Ich willige ferner ein, dass der Versicherer und ConceptIF 
meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten 
in Datensammlungen führen und, sofern ein Vermittler 
beteiligt ist, an diesen weitergibt, soweit dies der ordnungs-
gemäßen Durchführung meiner Versicherungsangelegen-
heiten dient. Gesundheitsdaten dürfen nur an Personen- 
und Rückversicherer übermittelt werden. An Vermittler 
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dürfen Gesundheitsdaten nur weitergegeben werden, so-
weit es zur Vertragsgestaltung erforderlich ist. 
Ich willige jederzeit widerruflich ein, dass der Versicherer 
und ConceptIF bzw. deren Vermittler die allgemeinen An-
trags-, Vertrags- und Leistungsdaten für die Beratung und 
Betreuung nutzen dürfen. 

Einwilligungsklausel zur Bonitätsabfrage 
Ich willige ein, dass der Versicherer und ConceptIF zum 
Zwecke des Vertragsabschlusses und bei Bedarf im Verlauf 
der aktiven Geschäftsbeziehungen zu Zwecken der Ver-
tragsverwaltung und -abwicklung Informationen zu meinem 
Zahlungsverhalten und Bonitätsinformationen auf Basis 
mathematischer-statistischer Verfahren unter Verwendung 
von Anschriftendaten von verschiedenen Anbietern für 
Bonitätsauskünfte bezieht und nutzt.  
Ergänzend beziehen der Versicherer und ConceptIF Daten 
zum bisherigen Zahlungsverhalten über die mexxon GmbH, 
Kaiser-Friedrich-Promenade 77, 61348 Bad Homburg und 
übermitteln zu diesem Zweck Ihre persönlichen Daten.  
Die mexxon GmbH erhebt Daten zum bisherigen Zahlungs-
verhalten nicht selbst, sondern bezieht diese wiederum von 
Auskunfteien. So stellen zu diesem Zwecke die Bürgel 
Wirtschaftsinformationen GmbH & Co. KG (Postfach 500 
166, 22701 Hamburg), die SCHUFA Holding AG (Kormo-
ranweg 5, 65201 Wiesbaden), die infoscore Consumer Data 
GmbH (Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden), die Creditre-
form Boniversum GmbH (Hellersbergstraße 11, 41460 
Neuss) die in ihrer Datenbank zu meiner Person gespei-
cherten Adress- und Bonitätsdaten der mexxon GmbH zur 
Verfügung, sofern der Versicherer und ConceptIF ihr be-

rechtigtes Interesse glaubhaft dargelegt haben. Zum Zweck 
der Entscheidung über die Begründung, Durchführung oder 
Beendigung eines Vertragsverhältnisses erheben oder 
verwenden die Auskunfteien Wahrscheinlichkeitswerte, in 
deren Berechnung unter anderem Anschriftendaten einflie-
ßen, und stellen diese der mexxon GmbH zur Verwendung 
für den vorstehend dargestellten Zweck zur Verfügung. Die 
übermittelten Daten werden vom Versicherer und Concep-
tIF nur für den Zweck genutzt und verarbeitet, zu dessen 
Erfüllung sie übermittelt wurden. Eine Nutzung oder Verar-
beitung für andere Zwecke ist nur unter den Voraussetzun-
gen des BDSG § 28 zulässig. Alle Daten unterliegen dem 
strengen Datenschutz. 
Die Einwilligung kann jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen werden. Außerdem besteht ein Auskunftsrecht 
beim Versicherer und ConceptIF zu den gespeicherten 
Daten, deren Herkunft, Empfänger und Zweck der Speiche-
rung. 
Diese Einwilligung gilt unabhängig vom Zustandekommen 
des Vertrages sowie für entsprechende Prüfungen bei 
anderweitig beantragten Versicherungsverträgen und bei 
künftigen Anträgen. 

Originalunterlagen:  
Der Versicherer und CIF:PRO archivieren die eingereichten 
Unterlagen elektronisch und können deshalb die Originalbe-
lege 12 Wochen nach Einsendung unter Beachtung der 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen vernichten. 
Zur Vorlage beim Finanzamt kann eine Bestätigung erteilt 
werden, die die Übereinstimmung des gespeicherten Do-
kumentes mit dem vorgelegten Original erklärt. 
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Allgemeine Bedingungen für die Hausratversicherung ConceptIF 
Versicherungssummen- und Quadratmetermodell 

(VHB CIF:PRO 2018)  
(Stand: Dezember 2017) 

 
 

Abschnitt „A“ 
 
A § 1 Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungsfall), generelle Ausschlüsse 
A § 2 Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge 
A § 3 Einbruchdiebstahl 
A § 4 Leitungswasser 
A § 5 Naturgefahren 
A § 6 Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versicherungsort 
A § 7 Außenversicherung 
A § 8 Versicherte Kosten 
A § 9 Versicherungswert, Versicherungssumme 
A § 10 Anpassung der Prämie 
A § 11 Wohnungswechsel 
A § 12 Entschädigungsberechnung, Unterversicherung 
A § 13 Entschädigungsgrenzen für Wertsachen, Wertschutzschränke 
A § 14 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 
A § 15 Sachverständigenverfahren 
A § 16 Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheit des Versicherungsnehmers vor dem Versicherungsfall, 

Sicherheitsvorschrift 
A § 17 Besondere gefahrerhöhende Umstände 
A § 18 Wiederherbeigeschaffte Sachen 
 

Abschnitt „B“ 
 
B § 1 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters 
B § 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Dauer und Ende des Vertrages 
B § 3 Ratenzahlung 
B § 4 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie, Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 
B § 5 Folgeprämie 
B § 6 Lastschriftverfahren 
B § 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
B § 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
B § 9 Gefahrerhöhung 
B § 10 Überversicherung 
B § 11 Mehrere Versicherer 
B § 12 Versicherung für fremde Rechnung 
B § 13 Aufwendungsersatz 
B § 14 Übergang von Ersatzansprüchen 
B § 15 Kündigung nach dem Versicherungsfall 
B § 16 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 
B § 17 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen 
B § 18 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
B § 19 Repräsentanten 
B § 20 Verjährung 
B § 21 Gerichtsstand 
B § 22 Maklervollmacht 
B § 23 Wechsel des Versicherers 
B § 24 Anzuwendendes Recht 
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Abschnitt „A“ 
 
A § 1 Versicherte Gefahren und Schäden (Versiche-

rungsfall), generelle Ausschlüsse 
 
1. Versicherungsfall 

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch 
a) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder 

Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder sei-
ner Ladung, 

b) Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch 
sowie Raub oder den Versuch einer solchen Tat 

c) Leitungswasser, 
d) Naturgefahren 

aa) Sturm, Hagel 
bb) weitere Elementargefahren, soweit gesondert 

vereinbart 
zerstört oder beschädigt werden oder infolgedessen ab-
handenkommen. 
 

2. Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergi e 
a) Ausschluss Krieg 

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, 
kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, 
Rebellion oder Aufstand. 

b) Ausschluss Innere Unruhen 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden  durch inne-
re Unruhen. 

c) Ausschluss Kernenergie 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Kern-
energie, nukleare Strahlung oder radioaktive Sub-
stanzen. 

 
A § 2 Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luf t-

fahrzeuge 
 
1. Versicherte Gefahren und Schäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch 
a) Brand, 
b) Blitzschlag, 
c) Explosion, Implosion 
d) Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Tei-

le oder seiner Ladung 
zerstört oder beschädigt werden oder abhandenkommen. 
 

2. Brand 
Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemä-
ßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das 
sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag. 
 

3. Blitzschlag 
Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes 
auf Sachen.  
Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden 
an elektrischen Einrichtungen und Geräten sind nur versi-
chert, wenn an Sachen auf dem Grundstück, auf dem der  
Versicherungsort liegt, durch Blitzschlag Schäden ande-
rer Art entstanden sind. Spuren eines direkten Blitz-
schlags an anderen Sachen als an elektrischen Einrich-
tungen und Geräten oder an Antennen stehen Schäden 
anderer Art gleich. 

 
 
4. Explosion 

Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von 
Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende 
Kraftäußerung. 
Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung 
usw.) liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem sol-
chen Umfang zerrissen wird, dass ein plötzlicher Aus-
gleich des Druckunterschieds innerhalb und außerhalb 
des Behälters stattfindet. Wird im Innern eines Behälters 
eine Explosion durch chemische Umsetzung hervorgeru-
fen, so ist ein Zerreißen seiner Wandung nicht erforder-
lich. 
 

5.  Implosion   
Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer Zusam-
menfall eines Hohlkörpers durch äußeren Überdruck in-
folge eines inneren Unterdruckes. 
 

6. Nicht versicherte Schäden 
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur-
sachen Schäden durch 
a) Erdbeben; 
b) Sengschäden; 
c) Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch 

die im Verbrennungsraum auftretenden Explosionen, 
sowie Schäden, die an Schaltorganen von elektri-
schen Schaltern durch den in ihnen auftretenden 
Gasdruck entstehen; 

 
A § 3 Einbruchdiebstahl 
 
1. Versicherte Gefahren und Schäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch 
a) Einbruchdiebstahl, 
b) Vandalismus nach einem Einbruch, 
c) Raub oder durch den Versuch einer solchen Tat 
abhandenkommen, zerstört oder beschädigt werden. 
 

2. Einbruchdiebstahl 
Einbruchdiebstahl liegt vor, wenn der Dieb 
a) in einen Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt 

oder mittels eines Schlüssel, dessen Anfertigung für 
das Schloss nicht von einer dazu berechtigten Person 
veranlasst oder gebilligt worden ist (falscher Schlüs-
sel) oder mittels anderer Werkzeuge eindringt; der 
Gebrauch eines falschen Schlüssels ist nicht schon 
dann bewiesen, wenn feststeht, dass versicherte Sa-
chen abhandengekommen sind; 

b) in einem Raum eines Gebäudes ein Behältnis auf-
bricht oder falsche Schlüssel (siehe a) oder andere 
Werkzeuge benutzt, um es zu öffnen; der Gebrauch 
eines falschen Schlüssels ist nicht schon dann be-
wiesen, wenn feststeht, dass versicherte Sachen ab-
handengekommen sind; 

c) aus einem verschlossenen Raum eines Gebäudes 
Sachen entwendet, nachdem er sich in das Gebäude 
eingeschlichen oder dort verborgen gehalten hatte; 

d) in einem Raum eines Gebäudes bei einem Diebstahl 
auf frischer Tat angetroffen wird und eines der Mittel 
gemäß Nr. 4a aa) oder 4a bb) anwendet, um sich den 
Besitz des gestohlenen Gutes zu erhalten; 

e) in einen Raum eines Gebäudes mittels richtigem 
Schlüssel eindringt, den er – innerhalb oder außer-
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halb des  Versicherungsortes – durch Diebstahl oder 
Raub gemäß Nr. 4 an sich gebracht hatte, vorausge-
setzt, dass weder der Versicherungsnehmer noch der 
Gewahrsamsinhaber den Diebstahl des Schlüssels 
durch fahrlässiges Verhalten ermöglicht hatte. 

 
3. Vandalismus nach einem Einbruch 

Vandalismus nach einem Einbruch liegt vor, wenn der Tä-
ter auf eine der in Nr. 2 a), 2 e) oder 2 f) bezeichneten Ar-
ten in den Versicherungsort eindringt und versicherte Sa-
chen vorsätzlich zerstört oder beschädigt. 
 

4. Raub 
a) Raub liegt vor, wenn 

aa) gegen den Versicherungsnehmer Gewalt ange-
wendet wird, um dessen Widerstand gegen die 
Wegnahme versicherter Sachen auszuschalten. 
Gewalt liegt nicht vor, wenn versicherte Sachen 
ohne Überwindung eines bewussten Widerstan-
des entwendet werden (einfacher Dieb-
stahl/Trickdiebstahl); 

bb) der Versicherungsnehmer versicherte Sachen 
herausgibt oder sich wegnehmen lässt, weil eine 
Gewalttat mit Gefahr für Leib oder Leben ange-
droht wird, die innerhalb des Versicherungsortes 
– bei mehreren Versicherungsorten innerhalb 
desjenigen Versicherungsortes, an dem auch die 
Drohung ausgesprochen wird – verübt werden 
soll; 

cc) dem Versicherungsnehmer versicherte Sachen 
weggenommen werden, weil sein körperlicher 
Zustand unmittelbar vor der Wegnahme infolge 
eines Unfalls oder infolge einer nicht verschulde-
ten sonstigen Ursache wie beispielsweise Ohn-
macht oder Herzinfarkt beeinträchtigt und 
dadurch seine Widerstandskraft ausgeschaltet ist. 

b) Dem Versicherungsnehmer stehen Personen gleich, 
die mit seiner Zustimmung in der Wohnung anwesend 
sind. 

c) Nicht versichert sind Sachen, die an den Ort der Her-
ausgabe oder Wegnahme erst auf Verlangen des Tä-
ters herangeschafft werden, es sei denn, das Heran-
schaffen erfolgt nur innerhalb des Versicherungsor-
tes, an dem die Tathandlungen nach a) verübt wur-
den. 

 
5. Nicht versicherte Schäden 

Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur-
sachen Schäden durch 
a) weitere  Elementargefahren  (Überschwemmung, 

Rückstau,  Erdbeben,  Erdsenkung,  Erdrutsch, 
Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch).; 

b) an Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht be-
zugsfertig sind und an den in diesen Gebäuden oder 
Gebäudeteilen befindlichen Sachen. 

 
A § 4 Leitungswasser 
 
1. Bruchschäden 

Soweit Rohre bzw. Installationen gemäß a) und b) zum 
versicherten Hausrat gehören (A § 6 ), leistet der Versi-
cherer Entschädigung für innerhalb von Gebäuden eintre-
tende 
a) frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren 

aa) der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) 
oder den damit verbundenen Schläuchen, 

bb) der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie Kli-
ma-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanla-
gen, 

cc) von Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen so-
fern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkes-
seln, Boilern oder vergleichbaren Anlagen sind. 

b) frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend genann-
ten Installationen: 
aa) Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, 

Armaturen (z.B. Wasser- und Absperrhähne, 
Ventile, Geruchsverschlüsse, Wassermesser) 
sowie deren Anschlussschläuche, 

bb) Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare 
Teile von Warmwasserheizungs-, Dampfhei-
zungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder Solarhei-
zungsanlagen. 

Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukörper, 
einschließlich der Bodenplatte. Rohre von Solarheizungs-
anlagen auf dem Dach gelten als Rohre innerhalb des 
Gebäudes. 
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre und 
Installationen unterhalb der Bodenplatte (tragend oder 
nicht tragend) nicht versichert. 
 

2. Nässeschäden 
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch bestimmungswidrig austretendes Lei-
tungswasser zerstört oder beschädigt werden oder ab-
handenkommen. Das Leitungswasser muss aus Rohren 
der Wasserversorgung (Zu- und Ableitungen) oder damit 
verbundenen Schläuchen, den mit diesem Rohrsystem 
verbundenen sonstigen Einrichtungen oder deren wasser-
führenden Teilen, aus Einrichtungen der Warmwasser- 
oder Dampfheizung, aus Klima- Wärmepumpen oder So-
larheizungsanlagen, aus Wasserlösch- und Beriese-
lungsanlagen sowie aus Wasserbetten und Aquarien 
ausgetreten sein. Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus 
Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen so-
wie Wasserdampf stehen Leitungswasser gleich. 
 

3. Nicht versicherte Schäden 
a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 

Ursachen Schäden durch 
aa) Plansch- oder Reinigungswasser, 
bb) Schwamm, 
cc) Grundwasser, stehendes oder fließendes Ge-

wässer, Überschwemmung oder Witterungsnie-
derschläge oder einen durch diese Ursachen her-
vorgerufenen Rückstau, 

dd) Erdbeben Schneedruck, Lawinen, Vulkanaus-
bruch, 

ee) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass 
Leitungswasser nach Nr. 2 die Erdsenkung oder 
den Erdrutsch verursacht hat, 

ff) Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Beriese-
lungsdüsen wegen eines Brandes, durch Druck-
proben oder durch Umbauten oder Reparaturar-
beiten an dem versicherten Gebäude oder an der 
Wasserlösch- oder Berieselungsanlage. 

gg) Leitungswasser aus Eimern, Gießkannen oder 
sonstigen mobilen Behältnissen. 

b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
Schäden 
aa) an Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 

bezugsfertig sind und an den in diesen Gebäuden 
oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen, 
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bb) am Inhalt eines Aquariums, die als Folge dadurch 
entstehen, dass Wasser aus dem Aquarium aus-
getreten ist. 

 
A § 5 Naturgefahren 
 
1. Versicherte Gefahren und Schäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sa-
chen, die durch 
a) Sturm, Hagel, 
b) Weitere Elementargefahren, soweit vereinbart, 

aa) Überschwemmung, 
bb) Rückstau, 
cc) Erdbeben, 
dd) Erdsenkung, 
ee) Erdrutsch, 
ff) Schneedruck, 
gg) Lawinen, 
hh) Vulkanausbruch 

zerstört oder beschädigt werden oder abhandenkommen.
  
 

2. Sturm, Hagel 
a) Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von min-

destens Windstärke 8 nach Beaufort (Windgeschwin-
digkeit mindestens 62 km/Stunde). Ist die Windstärke 
für den Schadenort nicht feststellbar, so wird Wind-
stärke 8 unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass 
aa) die Luftbewegung in der Umgebung des Versi-

cherungsgrundstücks Schäden an Gebäuden in 
einwandfreiem Zustand oder an ebenso wider-
standsfähigen anderen Sachen angerichtet hat, 
oder dass 

bb) der Schaden wegen des einwandfreien Zustan-
des des versicherten Gebäudes oder des Gebäu-
des, in dem sich die versicherten Sachen befun-
den haben, oder mit diesem Gebäude baulich 
verbundenen Gebäuden, nur durch Sturm ent-
standen sein kann. 

b) Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form 
von Eiskörnern. 

c) Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die zerstört oder beschädigt werden oder 
abhandenkommen 
aa) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes 

oder Hagels auf versicherte Sachen oder auf Ge-
bäude, in denen sich versicherte Sachen befin-
den; 

bb) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudetei-
le, Bäume oder andere Gegenstände auf versi-
cherte Sachen oder auf Gebäude, in denen sich 
versicherte Sachen befinden oder die baulich 
damit verbunden sind, wirft; 

cc) als Folge eines Schadens nach aa) oder bb) an 
versicherten Sachen; 

dd) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes 
oder Hagels auf Gebäude, die mit dem versicher-
ten Gebäude oder Gebäuden, in denen sich ver-
sicherte Sachen befinden, baulich verbunden 
sind; 

ee) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudetei-
le, Bäume oder andere Gegenstände auf Gebäu-
de wirft, die mit dem versicherten Gebäude oder 
Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen be-
finden, baulich verbunden sind. 

 
3. Weitere Elementargefahren 

a) Überschwemmung 
Überschwemmung ist die Überflutung des Grund und 
Bodens des Versicherungsgrundstücks mit erhebli-
chen Mengen von Oberflächenwasser durch 
aa) Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder 

fließenden) Gewässern; 
bb) Witterungsniederschläge; 
cc) Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche in-

folge von aa) oder bb). 
b) Rückstau 

Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung 
von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Ge-
wässern oder durch Witterungsniederschläge be-
stimmungswidrig aus den gebäudeeigenen Ablei-
tungsrohren oder damit verbundenen Einrichtungen in 
das Gebäude eindringt. 

c) Erdbeben 
Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des 
Erdbodens, die durch geophysikalische Vorgänge im 
Erdinneren ausgelöst wird. Erdbeben wird unterstellt, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
aa) die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens 

in der Umgebung des Versicherungsortes Schä-
den an Gebäuden im  einwandfreien Zustand o-
der an ebenso widerstandsfähigen anderen Sa-
chen angerichtet hat, oder 

bb) der Schaden wegen des einwandfreien Zustan-
des der versicherten Sachen nur durch ein Erd-
beben entstanden sein kann. 

d) Erdsenkung 
Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des 
Erdbodens über naturbedingten Hohlräumen. 

e) Erdrutsch 
Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder Ab-
stürzen von Erd- oder Gesteinsmassen. 

f) Schneedruck 
Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von 
Schnee- oder Eismassen. 

g) Lawinen 
Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee- 
oder Eismassen einschließlich der bei ihrem Abgang 
verursachten Druckwelle. 

h) Vulkanausbruch 
Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung 
beim Aufreißen der Erdkruste, verbunden mit Lavaer-
güssen, Asche-Eruptionen oder dem Austritt von 
sonstigen Materialien und Gasen. 

 
4. Nicht versicherte Schäden 

a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden durch 
aa) Sturmflut; 
bb) Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder 

Schmutz durch nicht ordnungsgemäß geschlos-
sene Fenster, Außentüren oder andere Öffnun-
gen, es sei denn, dass diese Öffnungen durch ei-
ne der versicherten Naturgefahren (siehe Nr. 1 a) 
entstanden sind und einen Gebäudeschaden dar-
stellen; 

cc) Grundwasser, soweit nicht an die Erdoberfläche 
gedrungen (siehe Nr. 3 a) cc); 

dd) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Ab-
sturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder sei-
ner Ladung; dies gilt nicht für Erdbeben; 
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ee) Trockenheit oder Austrocknung 
b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schä-

den an 
aa) Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht be-

zugsfertig sind und an den in diesen Gebäuden 
oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen; 

bb) Sachen, die sich außerhalb von Gebäuden befin-
den. Nach Nr. 1 versichert sind jedoch auf dem 
gesamten Grundstück, auf dem sich die versi-
cherte Wohnung befindet, Antennenanlagen und 
Markisen, wenn sie ausschließlich vom Versiche-
rungsnehmer genutzt werden. 

 
5. Selbstbehalt 

Bei Schäden durch Gefahren gemäß Ziffer 3 wird im Ver-
sicherungsfall eine Selbstbeteiligung in Höhe von 10 % 
des entschädigungspflichtigen Betrages, mindestens 
500,- €, höchstens jedoch 5.000,- €, abgezogen. 

 
A § 6 Versicherte und nicht versicherte Sachen, Ver si-

cherungsort 
 
1. Beschreibung des Versicherungsumfangs 

Versichert ist der gesamte Hausrat in der im Versiche-
rungsschein bezeichneten Wohnung (Versicherungsort). 
Hausrat, der infolge eines eingetretenen oder unmittelbar 
bevorstehenden Versicherungsfalles aus dem Versiche-
rungsort entfernt und in zeitlichem und örtlichem Zusam-
menhang mit diesem Vorgang zerstört oder beschädigt 
wird oder abhandenkommt, ist versichert. 
Hausrat außerhalb der im Versicherungsschein bezeich-
neten Wohnung ist nur im Rahmen der Außenversiche-
rung (siehe Abschnitt A § 7 ) oder soweit dies gesondert 
im Versicherungsvertrag vereinbart ist, versichert. 
 

2. Definitionen 
a) Zum Hausrat gehören alle Sachen, die dem Haushalt 

des Versicherungsnehmers zur privaten Nutzung 
(Gebrauch bzw. Verbrauch ) dienen. 

b) Wertsachen und Bargeld gehören ebenfalls zum 
Hausrat. Hierfür gelten besondere Voraussetzungen 
und  Entschädigungsgrenzen (siehe Abschnitt A § 
13). 

c) Ferner gehören zum Hausrat 
aa) alle in das Gebäude eingefügte Sachen (z.B. Ein-

baumöbel und Einbauküchen, Tapeten, Anstriche 
und Bodenbeläge), die der Versicherungsnehmer 
als Mieter oder Wohnungseigentümer auf seine 
Kosten beschafft oder übernommen hat und da-
her hierfür die Gefahr trägt, sofern kein anderwei-
tiger Versicherungsschutz besteht. Eine ander-
weitige Vereinbarung über die Gefahrtragung ist 
vom Versicherungsnehmer nachzuweisen. 

bb) Anbaumöbel und Anbauküchen, die serienmäßig 
produziert und nicht individuell für das Gebäude 
gefertigt, sondern lediglich mit einem geringen 
Einbauaufwand an die Gebäudeverhältnisse an-
gepasst worden sind, 

cc) privat genutzte Antennenanlagen und Markisen, 
die ausschließlich der versicherten Wohnung ge-
mäß Nr. 1 dienen und sich auf dem Grundstück 
befinden, auf dem die versicherte Wohnung liegt, 

dd) im Haushalt des Versicherungsnehmers befindli-
ches fremdes Eigentum, soweit es sich nicht um 
das Eigentum von Mietern bzw. Untermietern des 
Versicherungsnehmers handelt (siehe Nr. 4 e), 

ee) selbstfahrende Krankenfahrstühle, Rasenmäher, 
Go-Karts und Spielfahrzeuge, soweit diese nicht 
versicherungspflichtig sind, 

ff) Kanus, Ruder-, Falt- und Schlauchboote ein-
schließlich ihrer Motoren sowie Surfgeräte, 

gg) Fall- und Gleitschirme sowie nicht motorisierte 
Flugdrachen, 

hh) Arbeitsgeräte und Einrichtungsgegenstände, die 
ausschließlich dem Beruf oder dem Gewerbe des 
Versicherungsnehmers oder einer mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden Person die-
nen; Handelswaren und Musterkollektionen sind 
hiervon ausgeschlossen, 

ii) Haustiere, d.h. Tiere, die regelmäßig artgerecht in 
Wohnungen (siehe Nr. 3 a) und b) gehalten wer-
den (z.B. Fische, Katzen, Vögel). 

 
3. Versicherungsort 

Versicherungsort ist die im Versicherungsschein bezeich-
nete Wohnung. Zur Wohnung gehören 
a) diejenigen Räume, die zu Wohnzwecken dienen und 

eine selbständige Lebensführung ermöglichen. Dies 
sind die ausschließlich vom Versicherungsnehmer 
oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben-
den Person privat genutzten Flächen eines Gebäu-
des. Räume, die ausschließlich beruflich oder ge-
werblich genutzt werden, gehören nicht zur Wohnung, 
es sei denn, sie sind ausschließlich über die Woh-
nung zu betreten (sog. Arbeitszimmer in der Woh-
nung). 

b) Loggien, Balkone, an das Gebäude unmittelbar an-
schließende Terrassen sowie ausschließlich vom 
Versicherungsnehmer oder einer mit ihm in häusli-
cher Gemeinschaft lebenden Person zu privaten 
Zwecken genutzte Räume in Nebengebäuden – ein-
schließlich Garagen – des Grundstücks, auf dem sich 
die versicherte Wohnung befindet. 

c) gemeinschaftlich genutzte, verschließbare Räume, in 
dem Hausrat bestimmungsgemäß vorgehalten wird 
(z. B. ausgewiesene Stellflächen in Fluren, Fahrrad-
keller, Waschkeller) des Grundstücks, auf dem sich 
die versicherte Wohnung befindet. 

d) Darüber hinaus privat genutzte Garagen, soweit sich 
diese in der Nähe des Versicherungsortes befinden. 

 
4. Nicht versicherte Sachen; Daten und Programme 

Nicht zum Hausrat gehören 
a) Gebäudebestandteile, es sei denn, sie sind in Nr. 2 c) 

aa) genannt, 
b) vom Gebäudeeigentümer eingebrachte Sachen, für 

die dieser Gefahr trägt. 
Sofern die ursprünglich vom Gebäudeeigentümer 
eingebrachten oder in dessen Eigentum übergegan-
genen Sachen durch den Mieter ersetzt werden – 
auch höher- oder geringerwertigere –, sind diese Sa-
chen im Rahmen dieses Vertrages nicht versichert. 
Das gleiche gilt für vom Wohnungseigentümer ersetz-
te Sachen. 

c) Kraftfahrzeuge aller Art und Anhänger, unabhängig 
von deren Versicherungspflicht, sowie Teile und Zu-
behör von Kraftfahrzeugen und Anhängern, soweit 
nicht unter Nr. 2 c) ee) genannt, 

d) Luft- und Wasserfahrzeuge, unabhängig von deren 
Versicherungspflicht, einschließlich nicht eingebauter 
Teile, soweit nicht unter Nr. 2 c) ee) bis gg) genannt, 
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e) Hausrat von Mietern und Untermietern in der Woh-
nung des Versicherungsnehmers, es sei denn, dieser 
wurde ihnen vom Versicherungsnehmer überlassen, 

f) Sachen im Privatbesitz, die durch einen gesonderten 
Versicherungsvertrag versichert sind (z.B. für 
Schmucksachen und Pelze, Kunstgegenstände, Mu-
sikinstrumente bzw. Jagd- und Sportwaffen). 

Elektronisch gespeicherte Daten und Programme sind 
keine Sachen. Kosten für die technische Wiederherstel-
lung elektronisch gespeicherter, ausschließlich für die pri-
vate Nutzung bestimmter Daten und Programme sind nur 
versichert, soweit dies gesondert im Versicherungsvertrag 
vereinbart ist. 

 
A § 7 Außenversicherung 
 
1. Begriff und Geltungsdauer der Außenversicherung 

Versicherte Sachen, die Eigentum des Versicherungs-
nehmers oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft 
lebenden Person sind oder die deren Gebrauch dienen, 
sind weltweit auch versichert, solange sie sich vorüber-
gehend außerhalb des Versicherungsortes befinden. Zeit-
räume von mehr als drei Monaten gelten nicht als vo-
rübergehend. 
 

2. Unselbstständiger Hausstand während Bundesfreiwi l-
ligendienst oder Ausbildung 
Hält sich der Versicherungsnehmer oder eine mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft lebende Person zur Ausbildung 
oder um den Bundesfreiwilligendienst abzuleisten außer-
halb der Wohnung auf, so gilt dies solange als vorüber-
gehend im Sinne der Nr. 1, bis ein eigener Hausstand 
begründet wird. 
 

3. Einbruchdiebstahl 
Für Schäden durch Einbruchdiebstahl müssen die in A § 
3 Nr. 2 genannten Voraussetzungen erfüllt sein. 
 

4. Raub 
Bei Raub besteht Außenversicherungsschutz; in den Fäl-
len, in denen der Versicherungsnehmer versicherte Sa-
chen herausgibt oder sich wegnehmen lässt, weil eine 
Gewalttat mit Gefahr für Leib oder Leben angedroht wird, 
die an Ort und Stelle verübt werden soll. Dies gilt auch, 
wenn der Raub an Personen begangen wird, die mit dem 
Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft leben. 
Der Außenversicherungsschutz erstreckt sich ohne Rück-
sicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Sachen, die erst 
auf Verlangen des Täters an den Ort der Wegnahme oder 
Herausgabe gebracht werden. 
 

5. Naturgefahren 
Für Naturgefahren besteht Außenversicherungsschutz 
nur innerhalb von Gebäuden. 
 

6. Entschädigungsgrenzen 
a) Die Entschädigung im Rahmen der Außenversiche-

rung ist insgesamt auf 10 Prozent der Versicherungs-
summe, höchstens auf 10.000,– €, begrenzt. 

b) Für Wertsachen (auch Bargeld) gelten zusätzlich Ent-
schädigungsgrenzen (siehe Abschnitt A § 13 Nr. 2). 

 
A § 8 Versicherte Kosten 
 
1. Versicherte Kosten 

Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles not-
wendigen und tatsächlich angefallenen 
a) Aufräumungskosten 

für das Aufräumen versicherter Sachen sowie für das 
Wegräumen und den Abtransport von zerstörten und 
beschädigten versicherten Sachen zum nächsten Ab-
lagerungsplatz und für das Ablagern und Vernichten. 

b) Bewegungs- und Schutzkosten 
die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wieder-
herstellung oder Wiederbeschaffung versicherter Sa-
chen andere Sachen bewegt, verändert oder ge-
schützt werden müssen. 

c) Hotelkosten 
für Hotel- oder ähnliche Unterbringung ohne Neben-
kosten (z.B. Frühstück, Telefon), wenn die ansonsten 
ständig bewohnte Wohnung unbewohnbar wurde und 
dem Versicherungsnehmer auch die Beschränkung 
auf einen bewohnbaren Teil nicht zumutbar ist. Die 
Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem 
die Wohnung wieder bewohnbar ist, längstens für die 
Dauer von 100 Tagen. Die Entschädigung ist pro Tag 
auf 1 ‰ der Versicherungssumme begrenzt, soweit 
nicht etwas anderes vereinbart ist. 
 

d) Transport- und Lagerkosten 
für Transport und Lagerung des versicherten Haus-
rats, wenn die Wohnung unbenutzbar wurde und dem 
Versicherungsnehmer auch die Lagerung in einem 
benutzbaren Teil nicht zumutbar ist. Die Kosten für 
die Lagerung werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in 
dem die Wohnung wieder benutzbar oder eine Lage-
rung in einem benutzbaren Teil der Wohnung wieder 
zumutbar ist, längstens für die Dauer von 100 Tagen. 

e) Schlossänderungskosten 
für Schlossänderungen der Wohnung, wenn Schlüs-
sel für Türen der Wohnung oder für dort befindliche 
Wertschutzschränke durch einen Versicherungsfall 
abhandengekommen sind. 

f) Bewachungskosten 
für die Bewachung versicherter Sachen, wenn die 
Wohnung unbewohnbar wurde und Schließvorrich-
tungen und sonstige Sicherungen keinen ausreichen-
den Schutz bieten. Die Kosten werden bis zu dem 
Zeitpunkt ersetzt, in dem die Schließvorrichtungen 
oder sonstige Sicherungen wieder voll gebrauchsfä-
hig sind, längstens für die Dauer von 72 Stunden. 

g) Reparaturkosten für Gebäudeschäden 
die im Bereich der Wohnung durch Einbruchdiebstahl, 
Raub oder den Versuch einer solchen Tat oder inner-
halb der Wohnung durch Vandalismus nach einem 
Einbruch oder einer Beraubung entstanden sind. 

h) Reparaturkosten für Nässeschäden 
an Bodenbelägen, Innenanstrichen oder Tapeten in 
gemieteten bzw. in Sondereigentum befindlichen 
Wohnungen. 

i) Kosten für provisorische Maßnahmen 
Kosten für provisorische Maßnahmen zum Schutz 
versicherter Sachen bis zu 1.500,- € je Versiche-
rungsfall. 

 
A § 9 Versicherungswert, Versicherungssumme 
 
1. Versicherungswert 

Der Versicherungswert bildet die Grundlage der Ent-
schädigungsberechnung. 
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a) Versicherungswert ist der Wiederbeschaffungswert 
von Sachen gleicher Art und Güte in neuwertigem 
Zustand (Neuwert). 

b) Für Kunstgegenstände (A § 13 Nr. 1 a) dd)) und Anti-
quitäten (A § 13 Nr. 1a) ee)) ist der Versicherungs-
wert der Wiederbeschaffungspreis von Sachen glei-
cher Art und Güte. 

c) Sind Sachen für ihren Zweck in dem versicherten 
Haushalt nicht mehr zu verwenden, so ist der Versi-
cherungswert der für den Versicherungsnehmer er-
zielbare Verkaufspreis (gemeiner Wert). 

d) Soweit die Entschädigung für Wertsachen auf be-
stimmte Beträge begrenzt (Entschädigungsgrenzen 
siehe A § 13 Nr. 2) ist, werden bei der Ermittlung des 
Versicherungswertes höchstens diese Beträge be-
rücksichtigt. 

 
2. Versicherungssumme 

a) Im Versicherungssummenmodell errechnet sich die 
Versicherungssumme aus dem bei Vertragsabschluss 
vereinbarten Betrag pro Quadratmeter Wohnfläche 
multipliziert mit der im Versicherungsschein genann-
ten Wohnfläche der versicherten Wohnung (siehe 
Abschnitt A § 6 Nr. 3). Die Versicherungssumme wird 
gemäß Nr. 4. angepasst. 

b) Im Quadratmetermodell entspricht die Versicherungs-
summe dem im Versicherungsschein genannten Be-
trag. 

c) Die Versicherungssumme soll dem Versicherungswert 
entsprechen. 

d) Die Versicherungssumme erhöht sich um einen Vor-
sorgebetrag von 10 Prozent. 

 
3. Unterversicherungsverzicht 

a) Voraussetzungen 
Der Versicherer nimmt bei der Entschädigung keinen 
Abzug wegen Unterversicherung vor (Unterversiche-
rungsverzicht), wenn 
aa) bei Eintritt des Versicherungsfalles die Wohnflä-

che der im Versicherungsschein genannten 
Wohnfläche entspricht und 

bb) die vereinbarte Versicherungssumme den vom 
Versicherer für die Vereinbarung eines Unterver-
sicherungsverzichtes vorgegebenen Betrag pro 
Quadratmeter Wohnfläche, multipliziert mit der im 
Versicherungsschein genannten Wohnfläche, 
nicht unterschreitet und 

cc) nicht ein weiterer Hausratversicherungsvertrag für 
denselben Versicherungsort ohne Unterversiche-
rungsverzicht besteht. 

b) Wohnungswechsel 
Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, 
geht ein bisher vereinbarter Unterversicherungsver-
zicht auf die neue Wohnung über, wenn die Voraus-
setzungen nach aa) bis cc) für die neue Wohnung 
vorliegen. Bei einer Vergrößerung der Wohnfläche 
der neuen Wohnung gilt der Unterversicherungsver-
zicht bis zur Anpassung des Vertrages an die tatsäch-
lichen Quadratmeter der versicherten Wohnung, 
längstens jedoch bis zu zwei Monaten nach Umzugs-
beginn. 

c) Widerspruch gegen Anpassung der Versicherungs-
summe 
Ein vereinbarter Unterversicherungsverzicht entfällt, 
wenn der Versicherungsnehmer der Anpassung der 
Versicherungssumme widerspricht und der für den 

Unterversicherungsverzicht vom Versicherer zum 
Zeitpunkt des Widerspruchs vorgegebenen Betrag 
pro Quadratmeter Wohnfläche unterschritten wird. 
Dies hat der Versicherer dem Versicherungsnehmer 
in Textform mitzuteilen. 

d) Kündigung 
Versicherungsnehmer und Versicherer können unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende 
des laufenden Versicherungsjahres durch schriftliche 
Erklärung verlangen, dass diese Bestimmungen mit 
Beginn des nächsten Versicherungsjahres entfallen. 
Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, 
so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag inner-
halb eines Monats nach Zugang der Erklärung des 
Versicherers zum Ende des laufenden Versiche-
rungsjahres kündigen. 

 
4. Anpassung von Versicherungssumme und Prämie 

a) Der Betrag pro Quadratmeter Wohnfläche (siehe Nr. 
2) erhöht oder vermindert sich mit Beginn eines jeden 
Versicherungsjahres entsprechend dem Prozentsatz, 
um den sich der Preisindex für “Verbrauchs- und Ge-
brauchsgüter ohne Nahrungsmittel und ohne die 
normalerweise nicht in der Wohnung gelagerten Gü-
ter” - aus dem Verbraucherpreisindex für Deutschland 
(VPI) - im vergangenen Kalenderjahr gegenüber dem 
davorliegenden Kalenderjahr verändert hat. Maßge-
bend ist der vom Statistischen Bundesamt jeweils für 
den Monat September veröffentlichte Index. 
Der Veränderungsprozentsatz wird nur bis zur ersten 
Stelle nach dem Komma berücksichtigt. Der neue Be-
trag pro Quadratmeter wird auf den nächsten vollen € 
aufgerundet und dem Versicherungsnehmer mit der 
neuen Versicherungssumme bekanntgegeben. 

b) Die Prämie wird aus der neuen Versicherungssumme 
berechnet 

c) Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
über die neue Versicherungssumme kann der Versi-
cherungsnehmer der Anpassung durch Erklärung in 
Textform widersprechen. Zur Wahrung der Frist ge-
nügt die rechtzeitige Absendung. 
Damit  wird  die  Anpassung  nicht  wirksam.  Bei  Un-
terschreiten  des  vom  Versicherer  vorgegebenen 
Betrages pro Quadratmeter entfällt gleichzeitig der 
Unterversicherungsverzicht 

 
A § 10 Anpassung der Prämie 
 
1. Grundsatz 

Die Prämie, auch soweit sie für erweiterten Versiche-
rungsschutz vereinbart ist, kann zu Beginn eines jeden 
Versicherungsjahres nach Maßgabe der nachfolgenden 
Regelungen zur Anpassung des Beitragssatzes steigen 
oder sinken. 
 

2. Prämienanpassungsklausel 
a) Anpassung bei Versicherungssummenmodell 

Der Versicherer kann die Prämie pro Tausend Euro 
(Prämiensatz in Promille) für bestehende Versiche-
rungsverträge mit Wirkung vom Beginn der nächsten 
Versicherungsperiode an erhöhen. Dabei darf der ge-
änderte Prämiensatz den im Zeitpunkt der Änderung 
gültigen Tarifprämiensatz nicht übersteigen. 

b) Anpassung bei Quadratmetermodell 
Der Versicherer kann die Prämie pro Quadratmeter 
Wohnfläche (Prämiensatz in €) für bestehende Versi-
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cherungsverträge mit Wirkung vom Beginn der nächs-
ten Versicherungsperiode an erhöhen. Dabei darf der 
geänderte Prämiensatz den im Zeitpunkt der Ände-
rung gültigen Tarifprämiensatz nicht übersteigen. 

c) Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungs-
vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers über die Prämienerhöhung 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung kündi-
gen. Die Kündigung ist in Schrift- oder Textform zu 
erklären. 

 
A § 11 Wohnungswechsel 
 
1. Umzug in eine neue Wohnung 

Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht 
der Versicherungsschutz auf die neue Wohnung über. 
Während des Wohnungswechsels besteht in beiden 
Wohnungen Versicherungsschutz. Der Versicherungs-
schutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens 
zwei Monate nach Umzugsbeginn. Der Umzug beginnt 
mit dem Zeitpunkt, in dem erstmals versicherte Sachen 
dauerhaft in die neue Wohnung gebracht werden. 
 

2. Mehrere Wohnungen 
Behält der Versicherungsnehmer zusätzlich die bisherige 
Wohnung, geht der Versicherungsschutz nicht über, wenn 
er die alte Wohnung weiterhin bewohnt (Doppelwohnsitz); 
für eine Übergangszeit von zwei Monaten besteht Versi-
cherungsschutz in beiden Wohnungen. 
 

3. Umzug ins Ausland 
Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb der Bundesre-
publik Deutschland, so geht der Versicherungsschutz 
nicht auf die neue Wohnung über. Der Versicherungs-
schutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens 
zwei Monate nach Umzugsbeginn. 
 

4. Anzeige der neuen Wohnung 
a) Der Bezug einer neuen Wohnung ist spätestens bei 

Beginn des Einzuges dem Versicherer mit Angabe 
der neuen Wohnfläche in Quadratmetern anzuzeigen. 

b) Waren für die bisherige Wohnung besondere Siche-
rungen vereinbart, so ist dem Versicherer in Textform 
mitzuteilen, ob entsprechende Sicherungen in der 
neuen Wohnung vorhanden sind (siehe A § 17 (Mo-
dul Gefahrerhöhung) ). 

c) Verändert sich nach dem Wohnungswechsel die 
Wohnfläche oder der Wert des Hausrates und wird 
der Versicherungsschutz nicht entsprechend ange-
passt, kann dies zu Unterversicherung führen. 

 
5. Festlegung der neuen Prämie, Kündigungsrecht 

a) Mit Umzugsbeginn gelten die am Ort der neuen Woh-
nung gültigen Tarifbestimmungen des Versicherers. 

b) Bei einer Erhöhung der Prämie aufgrund veränderter 
Prämiensätze oder bei Erhöhung eines Selbstbehal-
tes kann der Versicherungsnehmer den Vertrag kün-
digen. Die Kündigung hat spätestens einen Monat 
nach Zugang der Mitteilung über die Erhöhung zu er-
folgen. Sie wird einen Monat nach Zugang wirksam. 
Die Kündigung ist in Textform zu erklären. 

c) Der Versicherer kann bei Kündigung durch den Versi-
cherungsnehmer die Prämie nur in der bisherigen 
Höhe zeitanteilig bis zur Wirksamkeit der Kündigung 
beanspruchen. 

 

6. Aufgabe einer gemeinsamen Ehewohnung 
a) Zieht bei einer Trennung von Ehegatten der Versiche-

rungsnehmer aus der Ehewohnung aus und bleibt der 
Ehegatte in der bisherigen Ehewohnung zurück, so 
gelten als Versicherungsort (siehe Abschnitt A § 6 Nr. 
3) die neue Wohnung des Versicherungsnehmers 
und die bisherige Ehewohnung. Dies gilt bis zu einer 
Änderung des Versicherungsvertrages, längstens bis 
zum Ablauf von drei Monaten nach der nächsten, auf 
den Auszug des Versicherungsnehmers folgenden 
Prämienfälligkeit. Danach besteht Versicherungs-
schutz nur noch in der neuen Wohnung des Versiche-
rungsnehmers. 

b) Sind beide Ehegatten Versicherungsnehmer und 
zieht bei einer Trennung von Ehegatten einer der 
Ehegatten aus der Ehewohnung aus, so sind Versi-
cherungsort (siehe Modul Versicherungsort) die bis-
herige Ehewohnung und die neue Wohnung des aus-
ziehenden Ehegatten. Dies gilt bis zu einer Änderung 
des Versicherungsvertrages, längstens bis zum Ab-
lauf von drei Monaten nach der nächsten, auf den 
Auszug des Ehegatten folgenden Prämienfälligkeit. 
Danach erlischt der Versicherungsschutz für die neue 
Wohnung. 

c) Ziehen beide Ehegatten in neue Wohnungen, so gilt 
b) entsprechend. Nach Ablauf der Frist von drei Mo-
naten nach der nächsten, auf den Auszug der Ehe-
gatten folgenden Prämienfälligkeit erlischt der Versi-
cherungsschutz für beide neuen Wohnungen. 

 
7. Lebensgemeinschaften, Lebenspartnerschaften 

Nr. 6 gilt entsprechend für eheähnliche Lebensgemein-
schaften und Lebenspartnerschaften, sofern beide Part-
ner am Versicherungsort gemeldet sind. 

 
A § 12 Entschädigungsberechnung, Unterversicherung 
 
1. Ersetzt werden im Versicherungsfall bei 

a) zerstörten oder abhanden gekommenen Sachen der 
Versicherungswert (siehe Abschnitt A § 9 Nr. 1) bei 
Eintritt des Versicherungsfalles (siehe Abschnitt A § 
1); 

b) beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkos-
ten bei Eintritt des Versicherungsfalles zuzüglich ei-
ner durch die Reparatur nicht auszugleichenden 
Wertminderung, höchstens jedoch der Versiche-
rungswert (siehe Abschnitt A § 9 Nr. 1) bei Eintritt des 
Versicherungsfalles (siehe Abschnitt A § 1). 
Wird durch den Schaden die Gebrauchsfähigkeit ei-
ner Sache nicht beeinträchtigt und ist dem Versiche-
rungsnehmer die Nutzung ohne Reparatur zumutbar 
(sogenannter Schönheitsschaden), so ist die Beein-
trächtigung durch Zahlung des Betrages auszuglei-
chen, der dem Minderwert entspricht. 

 
2. Restwerte 

Restwerte werden in den Fällen von Nr. 1 angerechnet. 
 

3. Mehrwertsteuer 
Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versiche-
rungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist; das gleiche 
gilt, wenn der Versicherungsnehmer Mehrwertsteuer tat-
sächlich nicht gezahlt hat. 
 

4. Gesamtentschädigung, Kosten aufgrund Weisung 
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Die Entschädigung für versicherte Sachen einschließlich 
versicherter Kosten ist je Versicherungsfall (siehe Ab-
schnitt A § 1 Nr. 1) auf die vereinbarte Versicherungs-
summe (siehe Abschnitt A § 9 Nr. 2 a)) einschließlich 
Vorsorgebetrag (siehe Abschnitt A § 9 Nr. 2 b)) begrenzt. 
Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten 
(siehe Abschnitt B § 13), die auf Weisung des Versiche-
rers entstanden sind, werden unbegrenzt ersetzt. 
Wird die vereinbarte Versicherungssumme einschließlich 
Vorsorgebetrag für die Entschädigung versicherter Sa-
chen bereits vollständig ausgeschöpft, so werden versi-
cherte Kosten (A § 8) darüber hinaus bis zu 10 Prozent 
der Versicherungssumme (A § 9 Nr. 2 a) und b)) ersetzt. 
 

5. Feststellung und Berechnung einer Unterversiche-
rung 
Ist die Versicherungssumme im Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalls (siehe Abschnitt A § 1 Nr. 1) niedriger als der 
Versicherungswert (siehe Abschnitt A § 9 Nr. 1) der versi-
cherten Sachen (Unterversicherung) und ist kein Unter-
versicherungsverzicht vereinbart bzw. dieser nachträglich 
entfallen, wird die Entschädigung gemäß Nr. 1 in dem 
Verhältnis von Versicherungssumme zum Versiche-
rungswert nach folgender Berechnungsformel gekürzt: 
Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit der Ver-
sicherungssumme dividiert durch den Versicherungswert. 
 

6. Versicherte Kosten 
Berechnungsgrundlage für die Entschädigung versicher-
ter Kosten (siehe Abschnitt A § 8) ist der Nachweis tat-
sächlich angefallener Kosten unter Berücksichtigung der 
jeweils vereinbarten Entschädigungsgrenzen. 
Für die Entschädigungsberechnung der versicherten Kos-
ten (siehe Abschnitt A § 8) sowie der Schadenabwen-
dungs-, Schadenminderungs- und Schadenermittlungs-
kosten (siehe Abschnitt B § 13) gilt Nr. 5 entsprechend. 

 
A § 13 Entschädigungsgrenzen für Wertsachen, Wert-

schutzschränke 
 
1. Definitionen 

a) Versicherte Wertsachen (A § 6 Nr. 2 b) sind 
aa) Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge 

(z.B. Chipkarte), 
bb) Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige 

Wertpapiere, 
cc) Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmar-

ken, Telefonkartensammlungen, Münzen und Me-
daillen sowie alle Sachen aus Gold und Platin, 

dd) Pelze, handgeknüpfte Teppiche und Gobelins so-
wie Kunstgegenstände (z.B. Gemälde, Collagen, 
Zeichnungen, Graphiken und Plastiken) sowie 
nicht in cc) genannte Sachen aus Silber 

ee) Antiquitäten (Sachen, die über 100 Jahre alt 
sind), jedoch mit Ausnahme von Möbelstücken. 

b) Wertschutzschränke im Sinne von Nr. 2 b) sind Si-
cherheitsbehältnisse, die 
aa) durch die VdS Schadenverhütung GmbH oder 

durch eine gleichermaßen qualifizierte Prüfstelle 
anerkannt sind und 

bb) als freistehende Wertschutzschränke ein Min-
destgewicht von 200 kg aufweisen, oder bei ge-
ringerem Gewicht nach den Vorschriften des Her-
stellers fachmännisch verankert oder in der Wand 
oder im Fußboden bündig eingelassen sind (Ein-
mauerschrank). 

 
2. Entschädigungsgrenzen 

a) Die Entschädigung für Wertsachen unterliegt einer 
besonderen Entschädigungsgrenze. Sie beträgt je 
Versicherungsfall 30 % der Versicherungssumme, so-
fern nicht etwas anderes vereinbart ist. 

 
b) Für Wertsachen, die sich zum Zeitpunkt des Versi-

cherungsfalles außerhalb eines anerkannten und ver-
schlossenen Wertschutzschrankes (siehe Nr. 1 b) be-
funden haben, ist die Entschädigung je Versiche-
rungsfall begrenzt auf 
aa) 5 % der Versicherungssumme für Bargeld und 

auf Geldkarten geladene Beträge mit Ausnahme 
von Münzen, deren Versicherungswert den 
Nennbetrag übersteigt, höchstens auf den ver-
einbarten Betrag, 

 
bb) 10 % der Versicherungssumme insgesamt für Ur-

kunden einschließlich Sparbücher und sonstige 
Wertpapiere, höchstens auf den vereinbarten Be-
trag , 

 
cc) 25 % der Versicherungssumme insgesamt für 

Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmar-
ken, Münzen und Medaillen sowie alle Sachen 
aus Gold und Platin, höchstens auf den verein-
barten Betrag. 

 
A § 14 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 
 
1. Fälligkeit der Entschädigung 

Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen 
des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des An-
spruchs abgeschlossen sind. 
Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Mel-
dung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung 
beanspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu 
zahlen ist. 
 

2. Verzinsung 
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht: 
a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb ei-

nes Monats nach Meldung des Schadens geleistet 
wird – seit Anzeige des Schadens zu verzinsen. 

b) Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt unter dem jeweili-
gen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 
247 BGB), mindestens jedoch bei 4 % und höchstens 
bei 6 % Zinsen pro Jahr. 

c) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung 
fällig. 

 
3. Hemmung 

Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 2 a) ist der 
Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung 
nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 
 

4. Aufschiebung der Zahlung 
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 
a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche-

rungsnehmers bestehen; 
b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren 

gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Reprä-
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sentanten aus Anlass dieses Versicherungsfalles 
noch läuft. 

 
A § 15 Sachverständigenverfahren 
 
1. Feststellung der Schadenhöhe 

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles verlangen, dass die Höhe des Schadens 
in einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird. Ein 
solches Sachverständigenverfahren können Versicherer 
und Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren. 
 

2. Weitere Feststellungen 
Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinba-
rung auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall 
ausgedehnt werden. 
 

3. Verfahren vor Feststellung 
Für das Sachverständigenverfahren gilt: 
a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen 

zu benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen 
benannt hat, kann die andere unter Angabe des von 
ihr genannten Sachverständigen in Textform auffor-
dern, den zweiten Sachverständigen zu benennen. 
Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb von 
zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung be-
nannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch das 
für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen 
lassen. In der Aufforderung durch den Versicherer ist 
der Versicherungsnehmer auf diese Folge hinzuwei-
sen. 

b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Per-
son benennen, die Mitbewerber des Versicherungs-
nehmers ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsver-
bindung steht; ferner keine Person, die bei Mitbewer-
bern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder mit 
ihnen in einem ähnlichen Verhältnis steht. 

c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor 
Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachver-
ständigen als Obmann. Die Regelung unter b) gilt 
entsprechend für die Benennung eines Obmannes 
durch die Sachverständigen. Einigen sich die Sach-
verständigen nicht, so wird der Obmann auf Antrag 
einer Partei durch das für den Schadenort zuständige 
Amtsgericht ernannt. 

 
4. Feststellung 

Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthal-
ten: 
a) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstör-

ten und beschädigten versicherten Sachen sowie de-
ren nach dem Versicherungsvertrag in Frage kom-
menden Versicherungswerte zum Zeitpunkt des Ver-
sicherungsfalles; 

b) die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskos-
ten; 

c) die Restwerte, der vom Schaden betroffenen Sachen; 
d) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kos-

ten; 
e) den Versicherungswert der nicht vom Schaden be-

troffenen versicherten Sachen zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalles, wenn kein Unterversicherungs-
verzicht gegeben ist. 

 
5. Verfahren nach Feststellung 

Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen 
beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen 
der Sachverständigen voneinander ab, so übergibt der 
Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser ent-
scheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb 
der durch die Feststellungen der Sachverständigen gezo-
genen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung bei-
den Parteien gleichzeitig. 
Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Ob-
mannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn 
nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirkli-
chen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser 
verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer 
die Entschädigung. 
Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese 
durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die 
Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können 
oder wollen oder sie verzögern. 
 

6. Kosten 
Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Par-
tei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des 
Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte. 
 

7. Obliegenheiten 
Durch das Sachverständigenverfahren werden die Oblie-
genheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt. 

 
A § 16 Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenh eit 

des Versicherungsnehmers vor dem Versicherungs-
fall, Sicherheitsvorschrift 

 
1. Sicherheitsvorschrift 

a) Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheit 
hat der Versicherungsnehmer in der kalten Jahreszeit 
die Wohnung (siehe Abschnitt A § 6 Nr. 3) zu behei-
zen und dies genügend häufig zu kontrollieren oder 
alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen ab-
zusperren, zu entleeren und entleert zu halten. 

b) Zur Vermeidung von Überschwemmungs- und Rücks-
tauschäden hat der Versicherungsnehmer 
aa) bei überflutungsgefährdeten Räumen Rückstau-

klappen anzubringen und funktionsbereit zu hal-
ten und 

bb) Abflussleitungen auf dem Versicherungsgrund-
stück freizuhalten, sofern der Versicherungsneh-
mer hierfür die Gefahr trägt. 

 
2. Folgen der Obliegenheitsverletzung 

Verletzt der Versicherungsnehmer die in Nr. 1 genannte 
Obliegenheit, ist der Versicherer unter den in Abschnitt B 
§ 8 Nr. 1 b) und Nr. 3 beschriebenen Voraussetzungen 
zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
leistungsfrei. 

 
A § 17 Besondere gefahrerhöhende Umstände 
 
1. Anzeigepflichtige Gefahrerhöhung 

Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß B § 9 
kann insbesondere dann vorliegen, wenn 
a) sich ein Umstand ändert, nach dem der Versicherer 

vor Vertragsschluss gefragt hat, 
b) sich anlässlich eines Wohnungswechsels (A § 11) ein 

Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt worden 
ist, 
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c) die ansonsten ständig bewohnte Wohnung länger als 
60 Tage oder über eine für den Einzelfall vereinbarte 
längere Frist hinaus unbewohnt bleibt und auch be-
aufsichtigt oder in geeigneter Weise gesichert wird. 
Beaufsichtigt ist eine Wohnung z.B. dann, wenn sich 
während der Nacht eine dazu berechtigte volljährige 
Person darin aufhält, 

d) vereinbarte Sicherungen beseitigt, vermindert oder in 
nicht gebrauchsfähigem Zustand sind. Das gilt auch 
bei einem Wohnungswechsel (A § 11). 

 
2. Folgen einer Gefahrerhöhung 

Zu den Folgen einer Gefahrerhöhung siehe Abschnitt B § 
9 Nr. 3 bis Nr. 5. 

 
A § 18 Wiederherbeigeschaffte Sachen 
 
1. Anzeigepflicht 

Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermit-
telt, hat der Versicherungsnehmer oder der Versicherer 
dies nach Kenntniserlangung unverzüglich dem Vertrags-
partner in Textform anzuzeigen. 
 

2. Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung 
Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden 
gekommenen Sache zurückerlangt, bevor die volle Ent-
schädigung für diese Sache gezahlt worden ist, so behält 
er den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die Sa-
che innerhalb von zwei Wochen dem Versicherer zur Ver-
fügung stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache gewähr-
te Entschädigung zurückzugeben. 
 

3. Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung 
a) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer ab-

handen gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem 
für diese Sache eine Entschädigung in voller Höhe ih-
res Versicherungswertes gezahlt worden ist, so hat 
der Versicherungs-nehmer die Entschädigung zu-
rückzuzahlen oder die Sache dem Versicherer zur 
Verfügung zu stellen. Der Versicherungsnehmer hat 
dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wochen nach 
Empfang einer schriftlichen Aufforderung des Versi-
cherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser 
Frist geht das Wahlrecht auf den Versicherer über. 

b) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer ab-
handen gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem 
für diese Sache eine Entschädigung gezahlt worden 
ist, die bedingungsgemäß geringer als der Versiche-
rungswert ist, so kann der Versicherungsnehmer die 
Sache behalten und muss sodann die Entschädigung 
zurückzahlen. Erklärt er sich hierzu innerhalb von 
zwei Wochen nach Empfang einer schriftlichen Auf-
forderung des Versicherers nicht bereit, so hat der 
Versicherungsnehmer die Sache im Einvernehmen 
mit dem Versicherer öffentlich meistbietend verkaufen 
zu lassen. Von dem Erlös abzüglich der Verkaufskos-
ten erhält der Versicherer den Anteil, welcher der von 
ihm geleisteten bedingungsgemäßen Entschädigung 
entspricht. 

 
4. Beschädigte Sachen 

Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so 
kann der Versicherungsnehmer die bedingungsgemäße 
Entschädigung in Höhe der Reparaturkosten auch dann 
verlangen oder behalten, wenn die Sachen in den Fällen 
von Nr. 2 oder Nr. 3 bei ihm verbleiben. 

 
5. Gleichstellung 

Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, 
wenn der Versicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich 
den Besitz wieder zu verschaffen. 
 

6. Übertragung der Rechte 
Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurücker-
langte Sachen zur Verfügung zu stellen, so hat er dem 
Versicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen 
Rechte zu übertragen, die ihm mit Bezug auf diese Sa-
chen zustehen. 
 

7. Rückabwicklung bei kraftlos erklärten Wertpapier en 
Ist ein Wertpapier in einem Aufgebotsverfahren für kraft-
los erklärt worden, so hat der Versicherungsnehmer die 
gleichen Rechte und Pflichten, wie wenn er das Wertpa-
pier zurückerlangt hätte. Jedoch kann der Versicherungs-
nehmer die Entschädigung behalten, soweit ihm durch 
Verzögerung fälliger Leistungen aus den Wertpapieren 
ein Zinsverlust entstanden ist. 

 

Abschnitt „B“ 
 
B § 1 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder 

seines Vertreters 
 
1. Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht 

von Gefahrumständen 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Ge-
fahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat und die für dessen Entschluss er-
heblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu 
schließen. 
Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im 
Sinne des Satzes 1 stellt. 
 

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
a) Vertragsänderung 

Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht 
vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände den 
Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, 
so werden die anderen Bedingungen auf Verlangen 
des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. 
Bei einer vom Versicherungsnehmer unverschuldeten 
Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen 
ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbe-
standteil. 
Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie 
um mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die 
Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Um-
stand aus, so kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. In dieser Mitteilung der Vertragsänderung 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf 
dessen Kündigungsrecht hinzuweisen. 

b) Rücktritt und Leistungsfreiheit 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1, kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, es sei denn, der Versicherungsnehmer 
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hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt. 
Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers 
ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlos-
sen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Be-
dingungen abgeschlossen hätte. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falles zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, 
es sei denn, der Versicherungsnehmer weist nach, 
dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen 
Umstand bezieht, der weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist 
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. 

c) Kündigung 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, 
kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, 
der Versicherer hätte den Vertrag bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umständen zu gleichen oder ande-
ren Bedingungen abgeschlossen. 

d) Ausschluss von Rechten des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung 
(a), zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) sind je-
weils ausgeschlossen, wenn der Versicherer den 
nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die unrich-
tige Anzeige kannte. 

e) Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arg-
listiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 

 
3. Frist für die Ausübung der Rechte des Versichere rs 

Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a)), zum Rücktritt 
(Nr. 2 b)) oder zur Kündigung (Nr. 2 c)) muss der Versi-
cherer innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen 
und dabei die Umstände angeben, auf die er seine Erklä-
rung stützt; zur Begründung kann er nachträglich weitere 
Umstände innerhalb eines Monats nach deren Kennt-
niserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung der 
Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis erlangt, die 
das von ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen. 
 

4. Rechtsfolgenhinweis 
Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a)), zum Rücktritt 
(Nr. 2 b)) und zur Kündigung (Nr. 2 c)) stehen dem Versi-
cherer nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen der Ver-
letzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat. 
 

5. Vertreter des Versicherungsnehmers 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von 
Nr. 1 und Nr. 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des 
Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des Ver-
sicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versiche-
rungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, 
nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versi-
cherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 
Last fällt.  

 
6. Erlöschen der Rechte des Versicherers 

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (Nr. 2 
a)), zum Rücktritt (Nr. 2 b)) und zur Kündigung (Nr. 2 c)) 
erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertrags-
schluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ab-
lauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beläuft sich auf 
zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein 
Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig ver-
letzt hat. 

 
B § 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Dauer und 

Ende des Vertrages 
 
1. Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Rege-
lungen über die Folgen verspäteter Zahlung oder Nicht-
zahlung der Erst- oder Einmalprämie zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt. 

2. Dauer 
Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angege-
benen Zeitraum abgeschlossen. 

3. Stillschweigende Verlängerung 
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf der jeweiligen Vertragslaufzeit eine Kündi-
gung zugegangen ist. 

4. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen 
Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als 
drei Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf fol-
genden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Mo-
naten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden. 
Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei 
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjah-
res zugehen. 

5. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr en-
det der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

6. Wegfall des versicherten Interesses 
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Ver-
sicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu 
dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis 
erlangt. 
a) Als Wegfall des versicherten Interesses gilt die voll-

ständige und dauerhafte Auflösung des versicherten 
Hausrates 
aa) nach Aufnahme des Versicherungsnehmers in ei-

ne stationäre Pflegeeinrichtung; 
bb) nach Aufgabe einer Zweit- oder Ferienwohnung. 
Wohnungswechsel gilt nicht als Wegfall des versi-
cherten Interesses. 

b) Das Versicherungsverhältnis endet bei Tod des Ver-
sicherungsnehmers zum Zeitpunkt der Kenntniser-
langung des Versicherers über die vollständige und 
dauerhafte Haushaltsauflösung, spätestens jedoch 
zwei Monate nach dem Tod des Versicherungsneh-
mers, wenn nicht bis zu diesem Zeitpunkt ein Erbe 
die Wohnung in derselben Weise nutzt wie der ver-
storbene Versicherungsnehmer. 

 
B § 3 Ratenzahlung 
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Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden 
Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als gestun-
det. 
Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode 
werden sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit einer 
Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder wenn eine 
Entschädigung fällig wird. 
 
B § 4 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie, Folge n 

verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 
 
1. Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie 

Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von 
dem Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich nach 
dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungs-
schein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. 
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns 
vor Vertragsschluss, ist die erste oder einmalige Prämie 
unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach 
dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der 
Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt 
ist. 
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versi-
cherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, 
ist die erste oder einmalige Prämie frühestens einen Mo-
nat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. 
Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die 
erste Rate als erste Prämie. 
 

 
 
2. Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsver zug 
 Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach 

Nr. 1 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann 
der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die 
Zahlung nicht bewirkt ist. Der Rücktritt ist ausgeschlos-
sen, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung 
nicht zu vertreten hat. 
 

3. Leistungsfreiheit des Versicherers 
 Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige 

Prämie nicht zu dem nach Nr. 1 maßgebenden Fällig-
keitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für einen vor 
Zahlung der Prämie eingetretenen Versicherungsfall nicht 
zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder 
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein 
auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie auf-
merksam gemacht hat. 

 Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

 
B § 5 Folgeprämie 
 
1. Fälligkeit 

a) Eine Folgeprämie wird zu Beginn der vereinbarten 
Versicherungsperiode fällig. 

b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb 
des im Versicherungsschein oder in der Prämien-
rechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist. 

 
2. Schadenersatz bei Verzug 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Fol-
geprämie in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz 

des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu 
verlangen. 
 

3. Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mah-
nung 
a) Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei 

nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie auf 
dessen Kosten in Textform zur Zahlung auffordern 
und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen 
ab Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen 
(Mahnung). Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der 
Versicherer je Vertrag die rückständigen Beträge der 
Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und 
außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit 
und Kündigungsrecht – aufgrund der nicht fristgerech-
ten Zahlung hinweist. 

b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versi-
cherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles 
mit der Zahlung der Prämie oder der Zinsen oder 
Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei. 

c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mah-
nung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung 
kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist. Die 
Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungs-
frist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf 
wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu 
diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hie-
rauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung 
ausdrücklich hinzuweisen. 

 
4. Zahlung der Prämie nach Kündigung 

Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungs-
nehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung o-
der, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden 
ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf die Zahlung 
leistet. 
Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versicherers 
(Nr. 3 b) bleibt unberührt. 

 
B § 6 Lastschriftverfahren 
 
1. Pflichten des Versicherungsnehmers 

Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren 
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum 
Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für eine ausreichende 
Deckung des Kontos zu sorgen. 
 

2. Änderung des Zahlungsweges 
Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine 
oder mehrere Prämien, trotz wiederholtem Einziehungs-
versuch, nicht eingezogen werden können, ist der Versi-
cherer berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in Textform 
zu kündigen. Der Versicherer hat in der Kündigung darauf 
hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet 
ist, die ausstehende Prämie und zukünftige Prämien 
selbst zu übermitteln. 
Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für 
fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versi-
cherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 

 
B § 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung  
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1. Allgemeiner Grundsatz 
a) Im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendigung steht 

dem Versicherer nur derjenige Teil der Prämie zu, der 
dem Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungs-
schutz bestanden hat. 

b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, steht dem Versicherer die Prämie 
zu, die er hätte beanspruchen können, wenn die Ver-
sicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden 
wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Inte-
resses Kenntnis erlangt hat. 

 
2. Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktr itt, 

Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse 
a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine 

Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen zu wider-
rufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien 
zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versicherer 
in der Belehrung über das Widerrufsrecht, über die 
Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden 
Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer 
zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor 
Ende der Widerrufsfrist beginnt. 
Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 
Versicherer zusätzlich die für das erste Versiche-
rungsjahr gezahlte Prämie zu erstatten; dies gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem 
Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat. 

b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der Versicherungsnehmer 
Gefahrumstände, nach denen der Versicherer vor 
Vertragsannahme in Textform gefragt hat, nicht an-
gezeigt hat, so steht dem Versicherer die Prämie bis 
zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung zu. 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil die einmalige oder die ers-
te Prämie nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht 
dem Versicherer eine angemessene Geschäftsge-
bühr zu. 

c) Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung 
des Versicherers wegen arglistiger Täuschung been-
det, so steht dem Versicherer die Prämie bis zum 
Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu. 

d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der 
Prämie verpflichtet, wenn das versicherte Interesse 
bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn 
das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künf-
tiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges In-
teresse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer 
kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr 
verlangen. 
Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch ei-
nen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 
ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in die-
sem Fall die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem 
er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 

 
B § 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 
1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfal les 

a) Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versi-
cherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles 
zu erfüllen hat, sind: 

aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen 
sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvor-
schriften (siehe Abschnitt A § 16); 

bb) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich verein-
barten Obliegenheiten (siehe Abschnitt A § 16). 

b) Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder 
grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt 
des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer 
zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb ei-
nes Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis 
erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. Das Kündi-
gungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, 
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er die 
Obliegenheit weder vorsätzlich noch grobfahrlässig 
verletzt hat. 

 
2. Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versich e-

rungsfalles 
a) Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt 

des Versicherungsfalls 
aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minde-

rung des Schadens zu sorgen; 
bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er 

von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. 
auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen; 

cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung/-minderung – ggf. auch mündlich oder 
telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände 
dies gestatten; 

dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu 
befolgen. Erteilen mehrere an dem Versiche-
rungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedli-
che Weisungen, hat der Versicherungsnehmer 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln; 

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das 
Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 

ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein 
Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen 
einzureichen; 

gg) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, 
bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sa-
chen durch den Versicherer freigegeben worden 
sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind 
das Schaden-bild nachvollziehbar zu dokumentie-
ren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sa-
chen bis zu einer Besichtigung durch den Versi-
cherer aufzubewahren; 

hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich je-
de Auskunft – auf Verlangen in Schriftform – zu 
erteilen, die zur Feststellung des Versicherungs-
falles oder des Umfanges der Leistungspflicht des 
Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersu-
chung über Ursache und Höhe des Schadens 
und über den Umfang der Entschädigungspflicht 
zu gestatten; 

ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizubrin-
gen, deren Beschaffung ihm billigerweise zuge-
mutet werden kann; 

jj) für zerstörte oder abhanden gekommene Wert-
papiere oder sonstige aufgebotsfähige Urkunden 
unverzüglich das Aufgebotsverfahren einzuleiten 
und etwaige sonstige Rechte zu wahren, insbe-
sondere abhanden gekommene Sparbücher und 
andere sperrfähige Urkunden unverzüglich sper-
ren zu lassen. 
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b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des 
Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Ob-
liegenheiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls zu erfüllen – 
soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtli-
chen Umständen möglich ist. 

 
3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 

a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
nach Nr. 1 oder Nr. 2 vorsätzlich, so ist der Versiche-
rer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob 
fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versi-
cherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu 
kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Ver-
sicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen ei-
ner groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsneh-
mer zu beweisen. 

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverlet-
zung ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflich-
tet, soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch 
für die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist. 

c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt 
des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann 
vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

 
B § 9 Gefahrerhöhung 
 
1. Begriff der Gefahrerhöhung 

a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe 
der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die 
tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert 
werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder 
eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerecht-
fertigte Inanspruchnahme des Versicherers wahr-
scheinlicher wird. 

b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht 
nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Um-
stand ändert, nach dem der Versicherer vor Vertrags-
schluss gefragt hat (siehe Abschnitt A § 17). 

c) Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn 
sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach 
den Umständen als mitversichert gelten soll. 

 
2. Pflichten des Versicherungsnehmers 

a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Ver-
sicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder 
deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass 
er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine 
Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so 
muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzei-
gen. 

c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, 
muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer un-
verzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis er-
langt hat. 

 
3. Kündigung oder Vertragsänderung durch den Versi-

cherer 

a) Kündigungsrecht 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag 
fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer 
zu beweisen. 
Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, 
kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen. 
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den 
Fällen nach Nr. 2 b) und Nr. 2 c) bekannt, kann er 
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen. 

b) Vertragsänderung 
Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte Prämie 
verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr 
ausschließen. 
Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer 
die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb ei-
nes Monats nach Zugang der Mitteilung des Versi-
cherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der 
Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungs-
nehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 

 
4. Erlöschen der Rechte des Versicherers 

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Ver-
tragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht 
innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von 
der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zu-
stand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung 
bestanden hat. 
 

 
 
5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 

a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall 
ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich-
tet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten 
nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der 
Versicherungs-nehmer diese Pflichten grob fahrläs-
sig, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat 
der Versicherungsnehmer zu beweisen. 

b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und Nr. 2 
c) ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, der 
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu 
dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen 
sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherungs-
nehmer seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. 
Hat der Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahr-
lässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 entsprechend. 
Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 
wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu 
dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, 
bekannt war. 

c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 
aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass 

die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Ein-
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tritt des Versicherungsfalles oder den Umfang der 
Leistungspflicht war oder 

bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfal-
les die Frist für die Kündigung des Versicherers 
abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war 
oder 

cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte Prä-
mie verlangt. 

 
B § 10 Überversicherung 
 
1. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versi-

cherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Versi-
cherer als auch der Versicherungsnehmer verlangen, 
dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versiche-
rungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. 
Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist für die Hö-
he der Prämie der Betrag maßgebend, den der Versiche-
rer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vorn-
herein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre. 

2. Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in 
der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidri-
gen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag 
nichtig. Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem 
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt. 

 
B § 11 Mehrere Versicherer 
 
1. Anzeigepflicht 

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer 
die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der 
Mitteilung sind der andere Versicherer und der Versiche-
rungsumfang anzugeben. 
 

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
(siehe Nr.1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versi-
cherer unter den in Abschnitt B §8 beschriebenen Vo-
raussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz 
oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, 
wenn der Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalles 
Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat. 
 

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversiche-
rung 
a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 

dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die Versi-
cherungssummen zusammen den Versicherungswert 
oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der 
Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne 
Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, 
den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversiche-
rung vor. 

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuld-
ner verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukom-
men hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage 
obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Gan-
zen nicht mehr als den Betrag des ihm entstandenen 
Schadens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
die Verträge bei demselben Versicherer bestehen. 
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicher-
te aus anderen Versicherungsverträgen Entschädi-

gung für denselben Schaden, so ermäßigt sich der 
Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der Wei-
se, dass die Entschädigung aus allen Verträgen ins-
gesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbetrag 
der Versicherungssummen, aus denen die Prämien 
errechnet wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung 
gegeben worden wäre. Bei Vereinbarung von Ent-
schädigungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in 
der Weise, dass aus allen Verträgen insgesamt keine 
höhere Entschädigung zu leisten ist, als wenn der 
Gesamtbetrag der Versicherungssummen in diesem 
Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversi-
cherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch ei-
nen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 
ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nich-
tig. 
Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt. 

 
4. Beseitigung der Mehrfachversicherung 

a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den 
die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne 
Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachversiche-
rung geschlossen, kann er verlangen, dass der später 
geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versiche-
rungssumme unter verhältnismäßiger Minderung der 
Prämie auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der 
durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist. 

 Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung 
der Versicherungssumme und Anpassung der Prämie 
werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklä-
rung dem Versicherer zugeht 

b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, 
wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden 
ist, dass nach Abschluss der mehreren Versiche-
rungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. 
Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsver-
träge gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versi-
cherer geschlossen worden, kann der Versicherungs-
nehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der 
Versicherungssummen und der Prämien verlangen. 

 
B § 12 Versicherung für fremde Rechnung 
 
1. Rechte aus dem Vertrag 

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsver-
trag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten 
(Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus 
diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und 
nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der 
Versicherte den Versicherungsschein besitzt. 
 

2. Zahlung der Entschädigung 
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an 
den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass 
der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der 
Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit 
Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen. 
 

3. Kenntnis und Verhalten 
a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versiche-

rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind 
bei der Versicherung für fremde Rechnung auch die 
Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu be-
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rücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des Ver-
sicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, 
muss sich der Versicherungsnehmer für sein Interes-
se das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten 
nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte Reprä-
sentant des Versicherungsnehmers ist. 

b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, 
wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen 
worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichti-
gung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder 
nicht zumutbar war. 

c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen 
an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne 
Auftrag des Versicherten geschlossen und den Versi-
cherer nicht darüber informiert hat. 

 
B § 13 Aufwendungsersatz 
 
1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des 

Schadens 
a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die 

der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles den Umständen nach zur Abwendung und 
Minderung des Schadens für geboten halten durfte 
oder die er auf Weisung des Versicherers macht. 

b) Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um 
einen unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall 
abzuwenden oder in seinen Auswirkungen zu min-
dern, geltend, so leistet der Versicherer Aufwen-
dungsersatz nur, wenn diese Aufwendungen bei einer 
nachträglichen objektiven Betrachtung der Umstände 
verhältnismäßig und erfolgreich waren oder die Auf-
wendungen auf Weisung des Versicherers erfolgten. 

c) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kür-
zen, kann er auch den Aufwendungsersatz nach a) 
und b) entsprechend kürzen. 

d) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädi-
gung für versicherte Sachen betragen zusammen 
höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter 
Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen 
auf Weisung des Versicherers entstanden sind. 

e) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen ge-
mäß a) erforderlichen Betrag auf Verlangen des Ver-
sicherungsnehmers vorzuschießen. 

f) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen 
der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im öf-
fentlichen Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, 
wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse kos-
tenfrei zu erbringen sind 

 
2. Kosten der Ermittlung und Feststellung des Scha-

dens 
a) Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die 

Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von 
ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese den Um-
ständen nach geboten waren. 
Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständi-
gen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur 
ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertraglich verpflich-
tet ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde. 

b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kür-
zen, kann er auch den Kostenersatz nach a) entspre-
chend kürzen. 

 
B § 14 Übergang von Ersatzansprüchen 
 

1. Übergang von Ersatzansprüchen 
Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch ge-
gen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versi-
cherer über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. 
Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versiche-
rungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet sich der 
Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine 
Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher 
Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht geltend ge-
macht werden, es sei denn, diese Person hat den Scha-
den vorsätzlich verursacht. 
 

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüche n 
Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch 
oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes 
Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvor-
schriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatzan-
spruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung 
durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit 
vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht 
verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem 
Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen 
Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsneh-
mer. 

 
B § 15 Kündigung nach dem Versicherungsfall 
 
1. Kündigungsrecht 

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der 
Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die 
Kündigung ist in Schrift- oder Textform zu erklären. Die 
Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem 
Abschluss der Verhandlungen über die Entschädigung 
zulässig. 
 

2. Kündigung durch Versicherungsnehmer 
Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Versiche-
rungsverhältnis mit sofortiger Wirkung oder zu jedem spä-
teren Zeitpunkt bis zum Ablauf des Versicherungsjahres 
in Schrift- oder Textform zu kündigen. 
 

3. Kündigung durch Versicherer 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

 
B § 16 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründe n 
 
1. Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung  des 

Versicherungsfalles 
a) Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungs-

fall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der 
Entschädigungspflicht frei. 
Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräf-
tiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des 
Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die vor-
sätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen. 

b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob 
fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen. 
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2. Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versiche-

rungsfalles 
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, 
wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig 
über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der 
Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täu-
schen versucht. 
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch 
rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsneh-
mer wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, 
so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewie-
sen. 

 
B § 17 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänd e-

rungen 
 
1. Form 

Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit 
in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind 
die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und An-
zeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und die 
unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Text-
form abzugeben. 
Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung 
des Versicherers oder an die im Versicherungsschein o-
der in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stel-
le gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über 
den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben unbe-
rührt. 
 

2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensände-
rung 
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebe-
nen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Entsprechendes gilt bei einer dem Versicherer 
nicht angezeigten  Namensänderung. Die Erklärung gilt 
drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegan-
gen. 
 

3. Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Nied er-
lassung 
Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der 
Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden 
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die 
Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend Anwendung. 

 
B § 18 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
 
1. Erklärungen des Versicherungsnehmers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entge-
genzunehmen betreffend 
a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versiche-

rungsvertrages; 
b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließ-

lich dessen Beendigung; 
c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des 

Vertrages und während des Versicherungsverhältnis-
ses. 

 
2. Erklärungen des Versicherers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder de-
ren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln. 

B § 19 Repräsentanten 
 
Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das 
Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen. 
 
B § 20 Verjährung 
 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des 
Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubi-
ger von den Anspruch begründenden Umständen und der 
Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit erlangen müsste. 
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberech-
nung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in 
Textform mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim 
Anspruchsteller nicht mit 
 
B § 21 Gerichtsstand 
 
1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungs-

vermittler 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver-
sicherungsvermittlung ist neben den Gerichtsständen der 
Zivilprozessordnung auch das Gericht örtlich zuständig, in 
dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Kla-
geerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines sol-
chen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Ver-
sicherung handelt, kann der Versicherungsnehmer seine 
Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die Niederlas-
sung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend 
machen. 
 

2. Klagen gegen Versicherungsnehmer 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver-
sicherungsvermittlung gegen den Versicherungsnehmer 
ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe-
bung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Ver-
sicherung handelt, kann der Versicherer seine Ansprüche 
auch bei dem für den Sitz oder die Niederlassung des 
Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend machen.  

 
B § 22 Maklervollmacht 
 
Der den Beantragungsprozess und den Versicherungsvertrag 
betreuende Makler ist bevollmächtigt, Anzeigen und Willens-
erklärungen des Versicherungsnehmers entgegenzunehmen 
und weiterzuleiten. 
Er ist durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüglich 
an den Versicherer weiterzuleiten. 
 
B § 23 Wechsel des Versicherers 
 
Der Assekuradeur ist berechtigt, jederzeit, ohne Zustimmung 
des Versicherungsnehmers zur nächsten Hauptfälligkeit des 
Versicherungsvertrages, den Versicherer zu wechseln. Dies 
ist jedoch nur bei gleich bleibendem Versicherungsschutz und 
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bei gleich bleibender Prämie/ gleich bleibendem Prämiensatz 
möglich. 
Der Wechsel des Risikoträgers begründet kein Recht auf 
außerordentliche Kündigung und ist dem Versicherungs-
nehmer spätestens innerhalb von 4 Wochen nach erfolgtem 
Wechsel mitzuteilen. 

 
B § 24 Anzuwendendes Recht 
 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.  

 



- 27 -

E8
6

-1
0

.2
01

9
/0

1

Besondere Bedingungen für die Hausratversicherung

(BB HR CIF:PRO best advice plus 2018)
(Stand: 21.10.2019)

Mitversichert sind im Umfang der Allgemeinen Bedingun-

gen für die Hausratversicherung (VHB CIF:PRO 2018) und

der nachstehenden Besondere Bedingungen:

1. Nutzwärme- und Sengschäden, Verpuffung

a) Der Versicherer leistet in Erweiterung von A § 2 VHB

CIF:PRO 2018 Ersatz für Brandschäden, die an versi-

cherten Sachen dadurch entstehen, dass sie vorüber-

gehend einem Nutzfeuer oder der Wärme zur Bearbei-

tung oder zu sonstigen Zwecken ausgesetzt werden;

dies gilt auch für Sachen, in denen oder durch die

Nutzfeuer erzeugt, vermittelt oder weitergeleitet wird.

b) Versichert sind daneben Sengschäden an versicher-

ten Sachen, die durch plötzliche Hitzeeinwirkung ohne

offene Flamme entstehen.

c) Bis zur Höhe der Versicherungssumme mitversichert

sind Folgeschäden an versicherten Sachen durch

Ruß- und Rauchentwicklung sowie Schäden durch

Verpuffung.

2. Rauch-, Ruß- und Schmorschäden

Abweichend von A § 2 Nr. 1 VHB CIF:PRO 2018 sind

Rauch-, Ruß- und Schmorschäden mitversichert, auch

wenn die Voraussetzungen nach A § 2 VHB CIF:PRO 2018

nicht erfüllt sind. Die Versicherung erstreckt sich jedoch

nicht auf Schäden, die auf dauernder Einwirkung des Rau-

ches, Rußes oder Schmorens beruhen.

3. Überspannung

In Ergänzung zum Versicherungsschutz für Blitzschlag-

schäden leistet der Versicherer Entschädigung auch für

Schäden, die an versicherten elektrischen Einrichtungen

und Geräten durch Überspannung, Überstrom und Kurz-

schluss infolge eines Blitzes oder durch sonstige atmo-

sphärisch bedingte Elektrizität entstehen.

4. Anprall von Fahrzeugen; Überschall

a) In Ergänzung zu A § 1 Nr. 1 VHB CIF:PRO 2018 sind

Schäden an versicherten Sachen am Versicherungsort

durch den Anprall fremder Luft-, Wasser-, Schienen-

oder Straßenfahrzeuge, ihrer Teile oder ihrer Ladung

versichert, sofern das Fahrzeug nicht durch den Versi-

cherungsnehmer oder eine mitversicherte Person be-

trieben wurde.

b) Ergänzend zu A § 1 Nr. 1 VHB CIF:PRO 2018 sind

Schäden an versicherten Sachen durch Druckstöße in-

folge eines Überschallfluges (Überschallknall) versi-

chert.

5. Unbemannte Flugkörper

Als mitversichert gelten auch Schäden durch den Anprall

oder Absturz eines unbemannten Flugkörpers.

6. Blindgängerschäden

Mitversichert gelten Explosionsschäden durch Kampfmittel

aus beendeten Kriegen.

7. Einbruchdiebstahl durch nicht mitversicherte Räume

Als Einbruch gemäß A § 3 Nr. 2 VHB CIF:PRO 2018 gilt

auch, wenn in das Gebäude, in dem sich der versicherte

Hausrat befindet, in einen nicht über diesen Vertrag versi-

cherten Raum eingebrochen wird und der Dieb von dort

ohne zusätzliche Hindernisse in die versicherten Räum-

lichkeiten gelangt. Hierbei ist es unerheblich, ob der nicht

versicherte Raum privat oder gewerblich genutzt wird.

8. Telefonmissbrauch nach Einbruchdiebstahl

a) Versichert sind auch Telefonkosten (nur Festnetz), die

nach einem Einbruchdiebstahl im Sinne der dem Ver-

trag zugrunde liegenden Versicherungsbedingungen

in die versicherte Wohnung durch einen Täter entstan-

den sind und die das Telekommunikationsunterneh-

men in Rechnung stellt.

b) Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 1.000,-

€ begrenzt.

9. Beraubung / Erpressung

Versichert sind auch Schäden durch Beraubung, wenn die

Sachen an den Ort der Wegnahme oder Herausgabe erst

auf Verlangen des Täters herangeschafft werden müssen.

Für Wertsachen gelten die vereinbarten Entschädigungs-

grenzen.

10. Vandalismus nach Einschleichen

Mitversichert gelten Vandalismusschäden auch, wenn der

Täter sich in den Versicherungsort eingeschlichen hat.

11. Vandalismus nach Raub

Mitversichert sind auch versicherte Sachen, die durch Van-

dalismus nach einem Raub zerstört oder beschädigt wer-

den.

12. Trickdiebstahl am Versicherungsort

a) Trickdiebstahl liegt vor, wenn sich der Dieb durch Täu-

schung des Versicherungsnehmers oder einer mit ihm

in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person Zutritt

zur Wohnung verschafft und dort versicherte Sachen

entwendet.

b) Die Entschädigung ist je Versicherungsfall

aa) beim Quadratmetermodell auf 10,- € je qm

Wohnfläche, 

bb) beim Versicherungssummenmodell auf 1 % der

Versicherungssumme

sowie jeweils maximal 1.000,- €, begrenzt.

13. Einfacher Diebstahl von Sachen aus Gemeinschafts-

räumen

a) In Ergänzung zu A § 3 VHB CIF:PRO 2018 ist auch der

einfache Diebstahl von Sachen, die in nach A § 6 Nr.

3c) VHB CIF:PRO 2018 definierten Gemeinschaftsräu-

men abgestellt sind, mitversichert. Mitversicherte Sa-

chen sind Waschmaschinen, Wäschetrockner, Kinder-

wagen, Krankenfahrstühle, Gehhilfen und Stützappa-

rate.

b) Die Entschädigungsleistung ist je Versicherungsfall

und -jahr auf 2.500,– € begrenzt.

14. Diebstahl innerhalb Gebäuden und im Freien auf dem

Versicherungsgrundstück

a) Der Versicherer leistet auch Entschädigung für einfa-

chen Diebstahl, sofern dieser
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- innerhalb von Gebäuden außerhalb des Versiche-

rungsortes oder

- im Freien auf dem Versicherungsgrundstück stattfindet 

b) Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 250,- €

je Versicherungsfall begrenzt. Kein Versicherungs-

schutz besteht für Wertsachen gemäß A § 13.1 a) VHB

CIF:PRO 2018 mit Ausnahme von Bargeld bis 250,- €.

15. Diebstahl von Kinderwagen, Roll- und Krankenfahr-

stühlen und Gehhilfen

a) Mitversichert ist auch die Entschädigung für einfachen

Diebstahl von Kinderwagen, Roll- und Krankenfahr-

stühlen, Gehhilfen und Prothesen, auch wenn dieser

außerhalb des Versicherungsgrundstücks stattfindet. 

b) Die Entschädigung ist je Versicherungsfall

aa) beim Quadratmetermodell auf 10,- € je qm

Wohnfläche 

bb) beim Versicherungssummenmodell auf 1 % der

Versicherungssumme,

sowie jeweils , maximal 1.500 € begrenzt.

c) Sowohl der Versicherungsnehmer als auch der Versi-

cherer können unter Einhaltung einer Frist von 3 Mo-

naten zum Ende des laufenden Versicherungsjahres

durch schriftliche Erklärung verlangen, dass diese

Bestimmungen mit Beginn des nächsten Versiche-

rungsjahres entfallen. Macht der Versicherer von die-

sem Recht Gebrauch, so kann der Versicherungsneh-

mer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang

der Erklärung zum Ende des laufenden Versiche-

rungsjahres kündigen.

16. Diebstahl aus Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen

a) Mitversichert ist die Zerstörung, Beschädigung oder

das Abhandenkommen durch eine versicherte Gefahr

(auch Einbruchdiebstahl) von versicherten Sachen

durch Aufbrechen eines verschlossenen Kraft-, Luft- o-

der Wasserfahrzeuges, welches sich im Besitz des

Versicherungsnehmers befindet.

Ausgeschlossen bleibt der Diebstahl aus Wohnwagen

und Wohnmobilen. Planen, Persenninge oder Ähnli-

ches gelten nicht als Verschließung.

b) Mitversichert ist auch der Diebstahl von versicherten

Sachen durch Aufbrechen von einer auf dem Kraftfahr-

zeug fest montierten und verschlossenen Dachbox o-

der das Aufbrechen eines verschlossenen, in Betrieb

befindlichen und an das Zugfahrzeug angekoppelten

Kraftfahrzeuganhängers.

c) Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unver-

züglich der nächstgelegenen Polizeidienststelle anzu-

zeigen, das Stehlgut aufnehmen zu lassen und dem

Versicherer den Meldebeleg einzureichen. Verletzt der

Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, so

kann der Versicherer unter den in B § 8 VHB CIF:PRO

2018 beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teil-

weise leistungsfrei sein.

d) Die Entschädigungsleistung ist je Versicherungsfall

aa) beim Quadratmetermodell auf 10 € je qm Wohnflä-

che, max. 1.500 €,

bb) beim Versicherungssummenmodell auf 1 % der

Versicherungssumme

begrenzt.

Keine Entschädigung wird geleistet für Wertsachen

nach A § 13 VHB CIF:PRO 2018. Elektronische Klein-

geräte (wie z. B. Fotoapparat, Videokamera, Mobilte-

lefon, Laptop, Funkgerät) werden zum Zeitwert ent-

schädigt.

e) Sowohl der Versicherungsnehmer als auch der Versi-

cherer können unter Einhaltung einer Frist von 3 Mo-

naten zum Ende des laufenden Versicherungsjahres

durch schriftliche Erklärung verlangen, dass diese

Bestimmungen mit Beginn des nächsten Versiche-

rungsjahres entfallen. Macht der Versicherer von die-

sem Recht Gebrauch, so kann der Versicherungsneh-

mer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang

der Erklärung zum Ende des laufenden Versiche-

rungsjahres kündigen.

17. Diebstahl aus Schiffskabinen

a) In Erweiterung von A § 3 VHB CIF:PRO 2018 wird

auch Entschädigung geleistet für versicherte Sachen,

die dem Versicherungsnehmer gehören oder seinem

persönlichen Gebrauch dienen, wenn sie sich vorüber-

gehend außerhalb der versicherten Wohnung befinden

und aus verschlossenen Schiffskabinen oder Zugab-

teilen entwendet oder bei diesem Ereignis zerstört o-

der beschädigt werden. Gleiches gilt für Sachen, die

einer mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Ge-

meinschaft lebenden Person gehören oder dessen

persönlichen Gebrauch dienen.

b) Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unver-

züglich dem zuständigen Dienstpersonal des Schiffs-

/Bahnbetreibers zu melden und sich eine Bestätigung

über die Meldung aushändigen zu lassen. Ebenfalls

unverzüglich hat der Versicherungsnehmer den Dieb-

stahl bei der zuständigen Polizeidienststelle anzuzei-

gen, das Stehlgut aufnehmen zu lassen und dem Ver-

sicherer den Meldebeleg einzureichen. Verletzt der

Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, so

kann der Versicherer unter den in B § 8 VHB CIF:PRO

2018 beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teil-

weise leistungsfrei sein.

c) Die Entschädigungsleistung ist je Versicherungsfall

und –jahr

aa) beim Quadratmetermodell auf 150 € je qm Wohn-

fläche,

bb) beim Versicherungssummenmodell auf 15 % der

Versicherungssumme,

sowie jeweils maximal 20.000 €, begrenzt.

Keine Entschädigung wird geleistet für Wertsachen

gemäß A § 13 Nr. 1 VHB CIF:PRO 2018 (mit Aus-

nahme von Bargeld bis 250,- €).

d) Entschädigung wird ferner nur geleistet, soweit keine

Entschädigung aus einem anderen Versicherungsver-

trag beansprucht werden kann.

18. Diebstahl am Arbeitsplatz

a) Mitversichert sind versicherte Sachen, wenn diese sich

aufgrund der beruflichen Tätigkeit vorübergehend au-

ßerhalb der Wohnung befinden und innerhalb 

Deutschlands durch einfachen Diebstahl am Arbeits-

platz entwendet oder bei diesem Ereignis zerstört oder

beschädigt werden. Der Versicherungsschutz be-

schränkt sich auf Sachen, dem Versicherungsnehmer

oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben-

den Person gehören.

 b) Der Versicherungsnehmer hat den Dieb-

stahl unverzüglich der nächstgelegenen Polizei-

dienststelle anzuzeigen, das Stehlgut aufneh-

men zu lassen und dem Versicherer den Melde-

beleg einzureichen. Verletzt der Versicherungs-

nehmer eine dieser Obliegenheiten, so kann der

Versicherer unter den in B § 8 VHB CIF:PRO
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2018 beschriebenen Voraussetzungen ganz o-

der teilweise leistungsfrei sein.

c) Die Entschädigungsleistung ist auf 500,– € je Versi-

cherungsfall und -jahr begrenzt. Keine Entschädigung

wird geleistet für Wertsachen nach A § 13 VHB

CIF:PRO 2018 (mit Ausnahme von Bargeld bis 250,-

€).

19. Diebstahl bei auswärtiger medizinischer Unterbrin-

gung

a) In Erweiterung von A § 3 VHB CIF:PRO 2018 wird

auch Entschädigung geleistet für versicherte Sachen

gemäß A § 6 VHB VHB CIF:PRO 2018, die durch ein-

fachen Diebstahl oder Trickdiebstahl entwendet wer-

den, wenn

- diese Sachen im Behandlungsraum, Krankenzim-

mer, Hotelzimmer oder einem dem Versicherungs-

nehmer zugeteilten separaten Raum gelagert waren;

- der Versicherungsnehmer sich im Rahmen einer me-

dizinischen Behandlung dort aufhielt und den Scha-

denfall unverzüglich der Leitung oder Verwaltung der

Einrichtung angezeigt hat.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit,

so kann der Versicherer unter den in B § 8 VHB

CIF:PRO 2018 beschriebenen Voraussetzungen ganz

oder teilweise leistungsfrei sein.

b) Die Entschädigungsleistung ist je Versicherungsfall

und –jahr auf 1.000 € begrenzt.

Der Diebstahl von Wertsachen nach A § 13 VHB

CIF:PRO 2018 ist auf 250,- € begrenzt.

c) Der Versicherungsschutz ist auf das Gebiet der Bun-

desrepublik Deutschland begrenzt.

20. Diebstahl von Jagdwaffen und -Optik

a) In Erweiterung von A § 3 VHB CIF:PRO 2018 wird

auch Entschädigung geleistet für Entwendung durch

einfachen Diebstahl oder Verlust versicherte von Sa-

chen, die zur Jagdausübung verwendet werden, auch

wenn diese sich zum Zeitpunkt des Diebstahls oder

Verlustes außerhalb des Versicherungsortes befan-

den. Versichert gelten hierbei ausschließlich Waffen

und Jagdoptik.

b) Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 10.000,-

€ begrenzt. Eine andere Entschädigungsgrenze kann

vereinbart werden.

21. Bruchschäden innerhalb des Gebäudes

Abweichend von den VHB CIF:PRO 2018 gelten mitversi-

chert:

a) Bruchschäden an im Gebäude verlaufenden Regen-

fallrohren, mit dem Rohrsystem verbundene Einrich-

tungen sowie Lüftungs- und Gasrohre,

b) Bruchschäden durch Frost innerhalb des Gebäudes an

Sanitäreinrichtungen- und Installationen sowie Hei-

zungs-, Klima-, Wärmepumpen- und Solaranlagen.

22. Nässeschäden

a) Abweichend von den VHB CIF:PRO 2018 sind durch

Einwirkung von Zimmerbrunnen-, Wassersäulenwas-

ser, Regen-, Reinigungs-, Plansch- und Schmelzwas-

ser sowie Schnee oder Eis entstandene Schäden an

den versicherten Sachen, soweit sich diese innerhalb

des versicherten Räume befinden, mitversichert 

b) Die Entschädigung ist

aa) beim Quadratmetermodell auf 15,- € je qm

Wohnfläche, 

bb) beim Versicherungssummenmodell auf 20 % der

Versicherungssumme begrenzt.

c) Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig er-

rechnete Betrag wird je Versicherungsfall um einen

Selbstbehalt von 100,- € gekürzt

23. Armaturen

Mitversichert ist infolge eines nach VHB CIF:PRO 2018

versicherten Leitungswasserschadens der erforderliche

Austausch von Armaturen im Bereich der Rohrbruchstelle

bis 500,- €.

24. Mehrkosten durch Wasserverlust

Mitversichert sind Kosten des Versicherungsnehmers

durch Mehrverbrauch von Leitungswasser im Rahmen ei-

nes Versicherungsfalles gem. A § 1 VHB CIF:PRO 2018

die das Wasserversorgungsunternehmen in Rechnung

stellt.

25. Rückstau/ Pumpenausfall Drainage

a) Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte

Sachen, die durch Rückstau zerstört oder beschädigt

werden oder infolge eines solchen Ereignisses abhan-

denkommen, sofern eine ordnungsgemäß funktionie-

rende Rückstauklappe vorhanden ist.

b) Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung

von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Ge-

wässern oder durch Witterungsniederschläge bestim-

mungswidrig aus dem Rohrsystem des Gebäudes, in

dem sich die versicherten Sachen befinden, oder des-

sen zugehörigen Einrichtungen, austritt.

c) In Erweiterung zu a) leistet der Versicherer auch Ent-

schädigung für versicherte Sachen, die dadurch zer-

stört oder beschädigt werden, dass Pumpen der zum

Versicherungsgrundstück gehörenden Drainage aus-

fallen und dadurch Entwässerungsschächte überlau-

fen.

26. Anlagen zur Regenwasseraufbereitung

a) Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf

Schäden an versicherten Sachen, die durch Wasser,

das aus Regenwasseraufbereitungsanlagen bestim-

mungswidrig ausgetreten ist, zerstört, beschädigt wer-

den oder abhandenkommen.

b) Soweit die Anlage zur Regenwasseraufbereitung für

die Hausversorgung zu den versicherten Sachen ge-

hören, sind frostbedingte und sonstige Bruchschäden

an den Rohren sowie Bruchschäden durch Frost an

sonstigen Einrichtungen der Regenwasseraufberei-

tungsanlagen versichert.

27. Weitere Elementargefahren

a) Versicherungsschutz gegen Weitere Elementargefah-

ren gemäß § 5 Nr. 3 VHB CIF:PRO 2018 gilt nur, wenn

die Mitversicherung von Weiteren Elementargefahren

gesondert vereinbart und im Versicherungsschein ge-

nannt ist.

b) Der Selbstbehalt im Versicherungsfall beträgt 10 %

des entschädigungspflichtigen Betrages, mindestens

500,-- €, maximal 5.000,-- €.

c) Sowohl der Versicherungsnehmer als auch der Versi-

cherer können unter Einhaltung einer Frist von drei

Monaten die Versicherung weiterer Elementarschäden

in Textform kündigen.

Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann dieser be-

stimmen, dass seine Kündigung erst zum Schluss des

laufenden Versicherungsjahres wirksam wird.

Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungs-

nehmer den Hausratvertrag innerhalb eines Monats
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nach Zugang der Erklärung des Versicherers zum glei-

chen Zeitpunkt kündigen.

d) Beendigung des Hauptversicherungsvertrages

Mit Beendigung der Hausratversicherung erlischt auch

die Versicherung weiterer Elementarschäden.

28. Mindestwindstärke

a) Abweichend von den VHB CIF:PRO 2018 wird auf die

Voraussetzung des Vorliegens der Windstärke 8 ver-

zichtet.

Versichert sind hierbei ausschließlich Schäden durch

Luftbewegungen, die wetterbedingt sind (nicht z.B. der

durch Druckunterschiede zwischen mehreren Gebäu-

deöffnungen verursachte Durchzug). Im Rahmen der

Außenversicherung besteht Versicherungsschutz für

Sturm- und Hagelschäden nur innerhalb von Gebäu-

den.

b) Sowohl der Versicherungsnehmer als auch der Versi-

cherer können unter Einhaltung einer Frist von 3 Mo-

naten zum Ende des laufenden Versicherungsjahres

durch schriftliche Erklärung verlangen, dass diese

Bestimmungen mit Beginn des nächsten Versiche-

rungsjahres entfallen. Macht der Versicherer von die-

sem Recht Gebrauch, so kann der Versicherungsneh-

mer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang

der Erklärung zum Ende des laufenden Versiche-

rungsjahres kündigen.

29. In das Gebäude eingefügte Sachen

a) Die im Versicherungsvertrag besonders bezeichneten

Sachen, z.B. Einbaumöbel/-küchen, Bodenbeläge, In-

nenanstriche und Tapeten, sind auch versichert, so-

weit sie Gebäudebestandteile sein könnten.

b) Soweit gemäß a) sanitäre Anlagen und leitungswas-

serführende Installationen versichert sind, erstreckt

sich die Versicherung auch auf Frostschäden an die-

sen Sachen sowie auf Frost- und sonstige Bruchschä-

den an deren Zu- und Ableitungsrohren.

30. Einschluss von Arbeitszimmern

Abweichend von A § 6 Nr. 3 a) VHB CIF:PRO 2018 sind

versicherte Sachen in beruflich oder gewerblich genutzten

Räumen der Wohnung mitversichert.

31. Handelsware und Musterkollektionen

Abweichend von A § 6 Nr. 2. c) hh) VHB CIF:PRO 2018

gelten Handelsware und Musterkollektionen bis 10.000,- €

als mitversichert.

32. Schäden am Kühl- und Gefriergut

a) Mitversichert sind Schäden am Kühl- und Gefriergut in-

folge unvorhergesehener Unterbrechung der Energie-

zufuhr.

b) Nicht versichert sind Schäden durch technische De-

fekte, die nicht durch eine versicherte Gefahr verur-

sacht wurden sowie Bedienungsfehler, die im versi-

cherten Haushalt geschehen.

33. Versicherte Sachen im Garten des Grundstückseigen-

tümers

a) In Erweiterung von A § 6 Nr. 2 und Nr. 3 VHB CIF:PRO

2018 sind auf dem Versicherungsgrundstück befindli-

che Gartenmöbel und Gartengeräte, Garteninventar,

Wäsche und Bekleidung (außer Pelzen, Leder- und Al-

cantarawaren), Kinderwagen, Roll- und Krankenfahr-

stühle, Gehhilfen und Prothesen, Go-Karts, Rasenmä-

her (Aufsitzrasenmäher), sonstige Spielfahrzeuge (au-

ßer zulassungs- oder versicherungspflichtige

Fahrzeuge über 6 km/h), Alarm-/ Sicherungsanlagen,

Markisen und Antennenanlagen sowie Waschmaschi-

nen und Wäschetrockner wenn diese zum Zeitpunkt

des Diebstahls außerhalb des Versicherungsortes, je-

doch auf dem Versicherungsgrundstück befanden, ge-

gen Entwendung durch einfachen Diebstahl mitversi-

chert.

b) Für technische, optische und akustische Anlagen zur

Sicherung der Wohnung, Markisen und Antennenanla-

gen besteht, zusätzlich zu den über den Vertrag versi-

cherten Gefahren, Versicherungsschutz für Schäden

durch Diebstahl, Zerstörung oder Beschädigung, die

im Zusammenhang mit einem Einbruchdiebstahl,

Raub oder dem Versuch einer solchen Tat entstanden

sind.

c) Die Entschädigung für Sachen gem. 33. a) ist je Versi-

cherungsfall

aa) beim Quadratmetermodell auf 2.500,-€ ,

bb) beim Versicherungssummenmodell auf 2,5 % der

Versicherungssumme

begrenzt. Eine andere Entschädigungsgrenze kann

vereinbart werden.

d) Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unver-

züglich der nächstgelegenen Polizeidienststelle anzu-

zeigen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Ob-

liegenheit, so kann der Versicherer unter den in B § 8

VHB CIF:PRO 2018 beschriebenen Voraussetzungen

ganz oder teilweise leistungsfrei sein.

e) Abweichend von A § 5 Nr. 4 b) bb) VHB CIF:PRO 2018

sind versicherte Sachen auf dem Versicherungsgrund-

stück bis zu einem Betrag von 10.000,– € gegen

Sturmschäden gemäß A § 5 Nr. 2 VHB CIF:PRO 2018

mitversichert. Der Versicherungsnehmer hat von der-

artigen Schäden neben anderen vertraglichen Selbst-

behalten 100,– € selbst zu tragen. Die Klausel „Ver-

zicht auf Mindestwindstärke“ bleibt hierbei ausge-

schlossen.

34. Kraftfahrzeug-Zubehör

a) Abweichend von den VHB CIF:PRO 2018 gelten nicht

am Fahrzeug montierte Sommer- / Winterreifen ggf.

mit Felgen, sowie Dach-, Fahrrad- und Motorradge-

päckboxen und Fahrradträger als versicherter Haus-

rat.

b) Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 3.000,-

€ begrenzt.

35. Sachen im Bankgewahrsam

Sachen, die sich im Bankgewahrsam befinden, sind in Er-

weiterung zu A § 7 VHB CIF:PRO 2018

a) beim Quadratmetermodell bis 50.000 ,- € ,

b) beim Versicherungssummenmodell bis zur Grenze

von 30 % der Versicherungssumme, höchstens jedoch

30.000,– €

auch dann versichert, wenn sie sich dauerhaft außerhalb

der Wohnung befinden.

36. Hausrat außerhalb der ständigen Wohnung

Abweichend von A § 6 VHB CIF:PRO 2018 gilt:

a) Mitversichert als versicherte Sachen im Sinne der dem

Vertrag zugrunde liegenden Versicherungsbedingun-

gen gilt Ihr Hausrat in Wochenend-, Ferien-, Land-,

Jagd-, Garten- und Weinberghäusern sowie in sonsti-

gen nicht ständig bewohnten Gebäuden, sofern diese

als Risikoort im Antrag angegeben wurden.

Für Wertsachen gem. A § 13 1. VHB CIF:PRO 2018

sowie alle Sachen aus Silber, Schusswaffen, Foto- und
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optische Apparate ist die Entschädigung auf 2.500,- €

je Versicherungsfall begrenzt.

b) In Zweitwohnungen in ständig bewohnten Gebäuden:

ist die Entschädigung für Wertsachen gem. A § 13 1.

VHB CIF:PRO 2018 auf 2.500,- € je Versicherungsfall

begrenzt.

c) Abweichend von VHB CIF:PRO 2018 gilt als Versiche-

rungsort auch die Garage, die sich außerhalb des Ver-

sicherungsgrundstückes aber innerhalb des Wohnor-

tes des Versicherungsnehmers befindet. Die Entschä-

digung ist je Versicherungsfall auf 5.000,- € begrenzt.

37. Hausrat der Kinder bei Haushaltsgründung

a) Sofern die Kinder des Versicherungsnehmers (auch

Adoptivkinder oder die Kinder des in häuslicher Ge-

meinschaft lebenden Partners) erstmalig einen eige-

nen Haushalt gründen, gilt dieser im Rahmen der Au-

ßenversicherung bis maximal 3 Monate nach der

nächsten Hauptfälligkeit des Vertrages mitversichert.

b) Die Entschädigung ist auf 20.000,- € begrenzt.

38. Unselbstständiger Hausstand während Bundesfreiwil-

ligendienst oder Ausbildung

Hält sich der Versicherungsnehmer oder eine mit ihm in

häuslicher Gemeinschaft lebende Person zur Ausbildung

oder um den Bundesfreiwilligendienst abzuleisten, außer-

halb der Wohnung auf, so gilt dies so lange als vorüberge-

hend im Sinne der Außenversicherung, bis ein eigener

Hausstand begründet wird.

39. Beruflicher Auslandsaufenthalt  

Ein beruflich bedingter oder im Rahmen einer Ausbildung 

(Schule, Studium, Praktikum) anfallender Auslandsaufent-

halt bis zu einem Jahr gilt als vorübergehend im Sinne der

dem Vertrag zugrunde liegenden Versicherungsbedingun-

gen.

40. Sportausrüstung außerhalb der Wohnung

Versicherte Sachen sind weltweit versichert, auch wenn

sie sich nicht nur vorübergehend außerhalb der Wohnung

befinden, sofern sie im Eigentum des Versicherungsneh-

mers oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben-

den Person stehen, der Ausübung einer Sportart dienen

und sich in einem abgeschlossenen Raum oder einem ver-

schlossenen und gegen Diebstahl gesicherten Behältnis

befinden. 

41. Fahrraddiebstahl

Sofern mitversichert und im Versicherungsschein doku-

mentiert, gilt Folgendes:

a) Leistungsversprechen und Definition

Für Fahrräder inklusive Fahrradanhänger erstreckt

sich der Versicherungsschutz unter den nachfolgen-

den Voraussetzungen auch auf Schäden durch Dieb-

stahl. Für die mit dem Fahrrad und dem Fahrradanhä-

nger lose verbundenen und regelmäßig ihrem Ge-

brauch dienenden Sachen besteht Versicherungs-

schutz nur, wenn sie zusammen mit dem Fahrrad bzw.

dem Fahrradanhänger weggenommen wurden.

b) Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

Der Versicherungsnehmer hat das Fahrrad und den

Fahrradanhänger in verkehrsüblicher Weise durch ein

Schloss gegen Diebstahl zu sichern, wenn er es nicht

zur Fortbewegung einsetzt.

c) Besondere Obliegenheiten im Schadenfall

aa) Der Versicherungsnehmer hat den Kaufbeleg so-

wie sonstige Unterlagen über den Hersteller, die

Marke und die Rahmennummer der versicherten

Fahrräder und Fahrradanhänger zu beschaffen

und aufzubewahren, soweit ihm dies billigerweise

zugemutet werden kann. Verletzt der Versiche-

rungsnehmer diese Bestimmung, so kann er Ent-

schädigung nur verlangen, wenn er die Merkmale

anderweitig nachweisen kann.

bb) Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl un-

verzüglich der Polizei anzuzeigen und dem Versi-

cherer einen Nachweis dafür zu erbringen, dass

das Fahrrad und der Fahrradanhänger nicht inner-

halb von drei Wochen seit Anzeige des Diebstahls

wieder herbeigeschafft wurde.

d) Obliegenheitsverletzung durch den Versicherungsneh-

mer

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der Obliegen-

heiten nach Ziff. b. und c. bb., so ist der Versicherer

nach Maßgabe der in B § 8 Nr. 1 b) und Nr. 3 VHB

CIF:PRO 2018 beschriebenen Voraussetzungen zur

Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise

leistungsfrei.

e) Entschädigungshöhe, Entschädigungsgrenzen

Die Entschädigung ist je Versicherungsfall

- beim Quadratmetermodell auf 10,- € je qm Wohnflä-

che und maximal 1.000,- €,

- beim Versicherungssummenmodell auf 1 % der Ver-

sicherungssumme (siehe A § 9 VHB CIF:PRO 2018)

begrenzt.

Eine andere Entschädigungsgrenze kann jeweils ver-

einbart werden.

f) Versicherungsnehmer und Versicherer können unter

Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des

laufenden Versicherungsjahres verlangen, dass dieser

erweiterte Versicherungsschutz für Fahrräder mit Be-

ginn des nächsten Versicherungsjahres entfällt. Die

Kündigung ist in Textform zu erklären. Macht der Ver-

sicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der Ver-

sicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Mo-

nats nach Zugang der Erklärung des Versicherers zum

Ende des laufenden Versicherungsjahres kündigen.

42. Erweiterung der Außenversicherung

Abweichend von A § 7 Nr. 6 VHB CIF:PRO 2018 gilt eine

Entschädigungsgrenze im Rahmen der Außenversiche-

rung

a) beim Quadratmetermodell bis 50.000 €,

b) beim Versicherungssummenmodell bis 20 % der Ver-

sicherungssumme, höchstens 25.000,– €,

sofern die Auslagerung einen Zeitraum von 12 Monaten

nicht überschreitet. Soweit geringere Entschädigungsgren-

zen für Wertsachen vereinbart sind, bleiben diese Grenzen

bestehen. Die Außenversicherung gilt weltweit.

43. Kosten für provisorische Maßnahmen

Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles not-

wendigen Kosten für provisorische Maßnahmen zum

Schutz versicherter Sachen.

44. Erweiterte Bewachungskosten

Die in A § 8 Nr. 1 f) VHB CIF:PRO 2018 genannte Höchst-

grenze für den Ersatz von Bewachungskosten wird auf 1

Monat erhöht.

45. Erweiterte Hotelkosten

a) Die in A § 8 Nr. 1 c) VHB CIF:PRO 2018 genannte

Höchstgrenze für die Dauer der Hotelunterbringung

nach einem Versicherungsfall wird auf 200 Tage er-

höht.
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b) Die Entschädigung ist pro Tag auf maximal 200,- € be-

grenzt.

46. Erweiterte Lager- und Umzugskosten

a) Die in A § 8 Nr. 1 d) VHB CIF:PRO 2018 genannte

Höchstdauer für die Mitversicherung von Lagerkosten

nach einem Versicherungsfall wird auf 360 Tage er-

höht.

b) Ergänzend zu A § 8 VHB CIF:PRO 2018 werden etwa-

ige Kosten eines Umzuges ersetzt, sofern die Woh-

nung aufgrund eines Versicherungsfalles dauerhaft

unbewohnbar geworden ist.

47. Tierarztkosten

a) Soweit durch einen Versicherungsfall unmittelbar die

Verletzung eines Haustieres (Hund, Katze, Aqua-

rienfisch, Vogel im Käfig; im Terrarium gehaltene an-

dere privat genutzte Tiere) herbeigeführt wird, ersetzt

der Versicherer Ihnen die Kosten der tierärztlichen Be-

handlung.

b) Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500,- €

begrenzt.

48. Haustierunterbringung

Die Kosten für die Unterbringung der Haustiere des Versi-

cherungsnehmers werden erstattet, wenn der Versiche-

rungsnehmer seine Tiere z.B. im

Pflegeheim unterbringen muss, weil

a) die Wohnung infolge eines Versicherungsfalles unbe-

wohnbar wurde und auch die Beschränkung auf einen

etwa bewohnbaren Teil nicht zumutbar ist,

b) der Versicherungsnehmer durch Unfall oder Notein-

weisung infolge eines versicherten Schadens ins Kran-

kenhaus gekommen ist und damit eine Tierbetreuung

nicht möglich ist und es auch keine anderweitige Be-

treuungsmöglichkeit gibt. Gleiches gilt auch bei Able-

ben des Versicherungsnehmers.

49. Kosten für einen Sachverständigen

Der Versicherer ersetzt bei Schäden mit einem Gesamt-

schadensaufwand von mehr als 10.000,– € neben den von

ihm veranlassten Sachverständigenkosten auch die Kos-

ten eines vom Versicherungsnehmer beauftragten neutra-

len Sachverständigen bis zu einer Höhe von 5.000,- €.

50. Datenrettungskosten

a) Leistungsversprechen und Definition

Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles

am Versicherungsort tatsächlich entstandenen, not-

wendigen Kosten für die technische Wiederherstellung

– und nicht der Wiederbeschaffung – von elektronisch

gespeicherten, ausschließlich für die private Nutzung

bestimmten Daten (maschinenlesbare Informationen)

und Programme. Voraussetzung ist, dass die Daten

und Programme durch eine ersatzpflichtige Substanz-

beschädigung an dem Datenträger, auf dem sie ge-

speichert waren, verloren gegangen, beschädigt oder

nicht mehr verfügbar sind. Ersetzt werden auch die

Kosten einer versuchten technischen Wiederherstel-

lung.

b) Ausschlüsse

aa) Nicht ersetzt werden derartige Wiederherstel-

lungskosten für

- Daten und Programme, zu deren Nutzung der

Versicherungsnehmer nicht berechtigt ist (z. B.

so genannte Raubkopien)

- Programme und Daten, die der Versicherungs-

nehmer auf einem Rücksicherungs- oder Instal-

lationsmedium vorhält.

bb) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für die

Kosten eines neuerlichen Lizenzerwerbs.

51. Miet- / Ersatzgeräte

a) Der Versicherer erstattet die notwendigen Kosten für

vorübergehend gemietete, dringend benötigte Haus-

haltsgeräte sowie medizinische und elektro-medizini-

sche Geräte, wenn die Geräte des Versicherungsneh-

mers durch einen versicherten Schaden beschädigt o-

der zerstört wurden oder abhandenkamen und eine

umgehende Reparatur oder Wiederbeschaffung nicht

möglich ist.

b) Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500,- €

begrenzt.

52. Rückreisekosten bei Schäden während des Urlaubs,

Wohnungssicherung

a) Der Versicherer ersetzt Fahrtmehrkosten, wenn der

Versicherungsnehmer wegen eines versicherten er-

heblichen Schadenfalles vorzeitig seine Urlaub- oder

Dienstreise abbricht und an den Schadenort reist. Er-

setzt werden in diesem Fall auch entsprechende Fahrt-

mehrkosten für mit Ihnen in häuslicher Gemeinschaft

lebende Personen.

b) Als Urlaubs- oder Dienstreise gilt jede veranlasste Ab-

wesenheit des Versicherungsnehmers vom Versiche-

rungsort von mindestens 4 Tagen bis zu einer Dauer

von maximal 6 Wochen.

c) Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden

voraussichtlich 5.000,– € übersteigt und die Anwesen-

heit des Versicherungsnehmers am Schadenort not-

wendig macht.

d) Fahrtmehrkosten werden für ein angemessenes Rei-

semittel ersetzt, entsprechend dem benutzten Ur-

laubsreisemittel und der Dringlichkeit der Reise an den

Schadenort.

e) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor Antritt

der Reise an den Schadenort bei dem Versicherer

Weisungen einzuholen, soweit es die Umstände ge-

statten. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Ob-

liegenheit, so kann der Versicherer unter den in B § 8

VHB CIF:PRO 2018 beschriebenen Voraussetzungen

ganz oder teilweise leistungsfrei sein.

f) Die Entschädigung ist

- beim Quadratmetermodell auf 50,- € je qm Wohnflä-

che ,

- beim Versicherungssummenmodell auf 5 % der Ver-

sicherungssumme,

begrenzt

g) Anstelle der Erstattung der Rückreisekosten über-

nimmt der Versicherer auch für den Versicherungs-

nehmer die Sicherung der Wohnung, Durchführung

gebotener Schadenminderungshandlungen und Be-

weissicherung zum Schaden selbst. Voraussetzung

dafür ist die Erteilung einer schriftlichen Einverständ-

niserklärung und Vollmacht des Versicherungsneh-

mers. Es gelten die Voraussetzungen und die Höchst-

grenze gem. Ziff. a.–c.

53. Reiserücktrittskosten

a) Der Versicherer erstattet anfallende Stornogebühren

einer bereits gebuchten Urlaubsreise für den Versiche-

rungsnehmer und die mit ihm in häuslicher Gemein-

schaft lebenden Personen, wenn dieser wegen eines
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erheblichen Versicherungsfalles seine Urlaubsreise

nicht antreten kann. Als Urlaubsreise gilt jede privat

veranlasste Abwesenheit des Versicherungsnehmers

vom Versicherungsort von mindestens 4 Tagen bis zu

einer Dauer von maximal 6 Wochen.

b) Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden

voraussichtlich 5.000,– € übersteigt und die Anwesen-

heit des Versicherungsnehmers am Schadenort not-

wendig macht.

c) Die Entschädigung ist je Versicherungsfall und -jahr

auf 5.000,– € begrenzt und gilt subsidiär zu etwaig be-

stehenden anderen Verträgen.

d) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor Stornie-

rung der bereits gebuchten Urlaubsreise bei dem Ver-

sicherer Weisungen einzuholen, soweit es die Um-

stände gestatten. Verletzt der Versicherungsnehmer

diese Obliegenheit, so kann der Versicherer unter den

in B § 8 VHB CIF:PRO 2018 beschriebenen Voraus-

setzungen ganz oder teilweise leistungsfrei sein.

54. Psychologische Betreuung

Benötigen der Versicherungsnehmer oder eine mit ihm in

häuslicher Gemeinschaft lebende Person aufgrund eines

Versicherungsfalles eine psychologische Betreuung, gel-

ten entstehenden Kosten bis max. 1.000,- € als mitversi-

chert, sofern kein anderweitiger Versicherungsschutz be-

steht oder ein etwaiger anderer Versicherungsschutz nicht

ausreichend ist (Subsidiärdeckung).

55. Versicherte Kosten

Versicherte Kosten werden

a) beim Quadratmetermodell im Schadenfall bis 10 %

über die Sachsubstanz hinaus ,

b) beim Versicherungssummenmmodell bis 30 % über

die Versicherungssumme hinaus

ersetzt.

56. Kostenpauschale

Ab einer Entschädigung von 10.000,- € werden nachge-

wiesene persönliche Auslagen bis zur Höhe von 250,- €

erstattet.

57. Erhöhung des Vorsorgebetrages

Die in A § 9 Nr. 2 c) VHB CIF:PRO 2018 vorgesehene Er-

höhung der Versicherungssumme um einen Vorsorgebe-

trag wird

a) Beim Quadratmetermodell auf 20,- € je qm Wohnflä-

che ,

b) Beim Versicherungssummenmodell auf 20 % der Ver-

sicherungssumme

erweitert.

58. Anpassung der Versicherungssumme

Die Regelung zur Anpassung der Versicherungssumme

und Prämie nach § 9 VHB CIF:PRO 2018 findet beim 

Quadratmetermodell keine Anwendung.

59. Wohnflächenberechnung, Unterversicherungsverzicht  

a) Feststellung und Berechnung einer Unterversicherung

bei Quadratmetermodell

Ist die dem Versicherungsvertrag zugrunde gelegte

Quadratmeterzahl gemäß b) zum Zeitpunkt des Versi-

cherungsfalls (siehe A § 1 Nr. 1. VHB CIF:PRO 2018)

niedriger als die tatsächlichen Verhältnisse (Unterver-

sicherung), so wird die Entschädigung gemäß A § 1

Nr. 1. VHB CIF:PRO 2018 in dem Verhältnis von zu-

grunde gelegter Quadratmeterzahl zur tatsächlichen

Quadratmeterzahl nach folgender Berechnungsformel

gekürzt: Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert

mit der zugrunde gelegten Quadratmeterzahl dividiert

durch die tatsächliche Quadratmeterzahl.

b) Wohnflächenberechnung, Unterversicherungsverzicht 

Wird die Quadratmeterzahl gemäß der nachstehenden

Grundlage ermittelt, nimmt der Versicherer abwei-

chend von a) keinen Abzug wegen Unterversicherung

vor:

aa) Die Wohnfläche ist dem Kauf-/Mietvertrag oder 

den Bauunterlagen zu entnehmen, wobei alle zu

Wohn-, Gewerbe- oder Hobbyzwecken ausgebau-

ten Flächen zu berücksichtigen sind. Zur Wohnflä-

che zählen nicht Treppen, Balkone, Loggien, Ter-

rassen, Garagen, Carports und sonstige nicht aus-

gebaute Räume. Sind derartige Unterlagen nicht

vorhanden, ist die Wohnfläche nach Maßgabe der 

folgenden Bestimmungen zu ermitteln

bb) Die Wohnfläche ist die Summe der Gesamt-

grundfläche aller Räume (Innenmaß ohne Innen-

wände, kein Abzug für Dachschrägen) des Hauses

und der zu Wohn- bzw. Gewerbezwecken genutz-

ten Nebengebäude. Zur Wohnfläche zählen auch 

Arbeitszimmer, gewerblich und beruflich genutzte 

Räume, Hobbyräume und Wintergärten. Bei Ein-,

Zweifamilien- und Reihenhäusern sind vorhan-

dene Kellerräume (auch Hanglage) grundsätzlich,

unabhängig von der Nutzung, mit 20 % der Keller-

grundfläche zu berechnen. Zur Wohnfläche zählen 

nicht Treppen, Balkone, Loggien, Terrassen, Ga-

ragen, Carports und sonstige nicht ausgebaute

Räume

cc) Abweichend von den VHB CIF:PRO 2018 nimmt

der Versicherer keinen Abzug wegen Unterversi-

cherung vor (Unterversicherungsverzicht), wenn

die vereinbarte Versicherungssumme den vom

Versicherer für die Vereinbarung eines Unterversi-

cherungsverzichtes vorgegebenen Betrag pro

Quadratmeter Wohnfläche, multipliziert mit der im 

Versicherungsschein genannten Wohnfläche, 

nicht unterschreitet

c) Versehensklausel Unterversicherung

Abweichend von A § 12 VHB CIF:PRO 2018 nimmt der

Versicherer keinen Abzug wegen Unterversicherung

vor, wenn die angegebene Quadratmeterzahl leicht

fahrlässig unrichtig angegeben wurde und nicht mehr

als 15 % von der tatsächlichen Quadratmeterzahl ab-

weicht. Sofern nach Feststellung der Unterversiche-

rung ein erhöhter Beitrag zu entrichten wäre, hat der

Versicherungsnehmer den geänderten Beitrag ab dem

Zeitpunkt zu entrichten, ab dem der Umstand eingetre-

ten ist. Die in § 195 Bürgerliches Gesetzbuch festge-

legte Verjährungsfrist oder ein vereinbartes Kündi-

gungsrecht wird durch die vorstehende Versehens-

klausel nicht berührt

60. Unterversicherungsverzicht (für Kleinschäden)

a) Der Versicherer nimmt abweichend von A §12 Nr. 5

VHB CIF:PRO 2018 keinen Abzug wegen Unterversi-

cherung vor, soweit dies im Versicherungsschein do-

kumentiert ist.

b) Auf eine Anrechnung wegen Unterversicherung wird

bei einem ersatzpflichtigen Schaden bis 3.000,- € ver-

zichtet.

61. Mehrkosten durch Technologiefortschritt

In Ergänzung zu A § 12 Nr. 1 VHB CIF:PRO 2018 werden

auch die tatsächlich entstandenen Mehrkosten für die Wie-

derbeschaffung oder Wiederherstellung der versicherten



- 34 -

E8
6

-1
0

.2
01

9
/0

1

und vom Schaden betroffenen Sachen erstattet, wenn die

Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der Sache in

derselben Art und Güte wegen Technologiefortschritts

nicht möglich ist.

62a. Erhöhte Entschädigungsgrenzen für Wertsachen

(Versicherungssummenmodell)

Abweichend von A § 13 VHB CIF:PRO 2018 gelten fol-

gende Entschädigungsgrenzen – sofern im Versicherungs-

schein keine anderen Beträge festgelegt sind:

a) Für Wertsachen nach A § 13 1. A) aa) – cc) VHB

CIF:PRO 2018 ist die Entschädigung je Versiche-

rungsfall auf 35 % der Versicherungssumme begrenzt;

b) 5 % der Versicherungssumme für Bargeld und auf

Geldkarten geladene Beträge mit Ausnahme von Mün-

zen, deren Versicherungswert den Nennbetrag über-

steigt, höchstens 2.000,– €;

c) 10 % der Versicherungssumme insgesamt für Ur-kun-

den einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpa-

piere, höchstens 10.000,– €;

d) 25 % der Versicherungssumme insgesamt für

Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken,

Münzen und Medaillen sowie alle Sachen aus Gold

und Platin, höchstens 30.000,– €;

e) Befinden sich Wertsachen in einem Wertschutz-

schrank, ist die Entschädigungsgrenze je Versiche-

rungsfall auf 35 % der Versicherungssumme begrenzt.

62b. Erhöhte Entschädigungsgrenzen für Wertsachen

(Quadratmetermodell)

Diese Klausel ersetzt beim Quadratmetermodell die ent-

sprechenden Bestimmungen für Wertsachen in den VHB

CIF:PRO 2018.

a) Versicherte Wertsachen (A § 6 Nr. 2 b) VHB CIF:PRO

2018) sind

aa) Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge

(z.B. Chipkarte),

bb) Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige

Wertpapiere,

cc) Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken,

Telefonkartensammlungen, Münzen und Medail-

len sowie alle Sachen aus Gold und Platin,

dd) Pelze, handgeknüpfte Teppiche und Gobelins so-

wie Kunstgegenstände (z.B. Gemälde, Collagen,

Zeichnungen, Graphiken und Plastiken) sowie

nicht in cc) genannte Sachen aus Silber

ee) Antiquitäten (Sachen, die über 100 Jahre alt sind),

jedoch mit Ausnahme von Möbelstücken.

b) Wertschutzschränke im Sinne von Nr. 2 b) sind Sicher-

heitsbehältnisse, die

aa) durch die VdS Schadenverhütung GmbH oder

durch eine gleichermaßen qualifizierte Prüfstelle

anerkannt sind und

bb) als freistehende Wertschutzschränke ein Mindest-

gewicht von 200 kg aufweisen, oder bei geringe-

rem Gewicht nach den Vorschriften des Herstellers

fachmännisch verankert oder in der Wand oder im

Fußboden bündig eingelassen sind (Einmauer-

schrank).

c) Die Entschädigung für Wertsachen ist je Versiche-

rungsfall auf 55.000,- € begrenzt, sofern nicht etwas

anderes vereinbart ist. Die Entschädigung für Bargeld

in Wertschutzschränken ist je Versicherungsfall auf

10.000,- € begrenzt.

d) Für Wertsachen, die sich zum Zeitpunkt des Versiche-

rungsfalles außerhalb eines anerkannten und ver-

schlossenen Wertschutzschrankes (siehe b))

befunden haben, ist die Entschädigung je Versiche-

rungsfall begrenzt auf

aa) 2.000 € insgesamt für Wertsachen gemäß 62b. a)

aa) mit Ausnahme von Münzen,

bb) 10.000,- € insgesamt für Wertsachen gemäß 62b.

a) bb),

cc) 30.000,- € insgesamt für Wertsachen gemäß 62b.

a) cc).

63. Vorübergehendes Unbewohntsein

Abweichend von den 62b. a) bb) gilt eine Frist von 180 Ta-

gen vereinbart.

64. Anzeigefrist bei Wohnungswechsel

Abweichend von den 62b. a) bb) gilt eine Meldefrist von 21

Tagen vereinbart.

65. Versehensklausel

Unterlässt der Versicherungsnehmer eine ihm obliegende

Anzeige oder gibt er fahrlässig die Anzeige unrichtig ab o-

der unterlässt er fahrlässig die Erfüllung einer sonstigen

Obliegenheit, besteht weiterhin Versicherungsschutz,

wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass das Ver-

säumnis nur auf einem Versehen beruht und nach dem Er-

kennen unverzüglich nachgeholt wird. Handelt es sich um

die Anzeige eines Umstandes, aufgrund dessen ein Zu-

schlagsbeitrag zu entrichten ist, so hat der Versicherungs-

nehmer den Zuschlagsbeitrag ab dem Zeitpunkt zu ent-

richten, an dem der Umstand eingetreten ist.

66. Verzicht auf Anzeigepflicht bei Einrüstung

Bei Aufstellung von Gerüsten am Gebäude, in dem sich die

versicherte Wohnung befindet, wird auf die Anzeige der 

Einrüstung verzichtet.

67. Summen- und Bedingungsdifferenzdeckung

Beantragt ein Kunde Anschlussversicherungsschutz für

die Hausrat- oder Glasversicherung, und besteht zu die-

sem Zeitpunkt noch ein anderweitig gültiger auslaufender

Hausrat- oder Glasversicherungsvertrag, so besteht eine

Summen- und Bedingungsdifferenzdeckung unter folgen-

den Voraussetzungen und Bedingungen:

Soweit der beantragte Versicherungsschutz des künftigen

Vertrages über den der anderen noch bestehenden Haus-

rat- oder Glasversicherungsvertrag hinausgeht, gewährt

der Versicherer dem Versicherungsnehmer Differenzde-

ckung für solche Ereignisse, die zukünftig über den An-

schlussversicherungsschutz gedeckt wären.

1. Eine Leistung aus der Summen- und Bedingungsdiffe-

renzdeckung erfolgt im Anschluss an die anderweitig

bestehende Hausrat- oder Glasversicherung.

2. Deckung aus bestehenden Hausrat- oder Glasversi-

cherungen geht ausnahmslos diesem Vertrag vor.

3. Dabei bilden die in diesem Differenzvertrag vereinbar-

ten Selbstbeteiligungen und die hier genannten Bedin-

gungen den Rahmen für gleichartige Leistungen aus

allen Versicherungsverträgen zusammen.

4. Leistet der Versicherer aus einer anderen Hausrat- o-

der Glasversicherung nicht, weil der Versicherungs-

nehmer mit der Zahlung des Beitrages im Verzug war

oder eine Obliegenheit verletzt wurde, so wird dadurch

der Umfang der Summen- und Bedingungsdifferenz-

deckung nicht vergrößert.

Der Versicherungsschutz für die Summen- und Bedin-

gungsdifferenzdeckung gilt längstens für 12 Monate ab An-

tragseingang und endet automatisch mit dem Beginn des

endgültigen Versicherungsvertrages.
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Er entfällt rückwirkend ab Beginn, wenn der endgültige

Vertrag nicht zustande kommt oder aufgrund Nichtzahlung

der Erstprämie aufgehoben wird.

Sollte der Anschlussversicherungsschutz nicht zustande

kommen, so kann der Differenzbeitrag für den Zeitraum

des Differenzversicherungsschutzes p.r.t. auf Basis des

nicht zustande gekommenen Anschlussvertrages erhoben

werden.

Beide Vertragsparteien haben das Recht, die Bedingungs-

differenzdeckung während der Laufzeit mit Monatsfrist zu

kündigen.

Bei Eintritt eines Versicherungsfalles hat der Versiche-

rungsnehmer unverzüglich

1. den Versicherungsfall dem Versicherer anzuzeigen,

sofern bereits für den Versicherungsnehmer erkenn-

bar ist, dass der anderweitige Versicherer nicht oder

teilweise leistet,

2. den Versicherungsfall dem Versicherer spätestens

dann anzuzeigen, wenn der anderweitige Versicherer

den Versicherungsschutz ganz oder teilweise versagt

hat.

Der Versicherungsnehmer hat im Übrigen jede zumutbare

Untersuchung über Ursachen und Höhe des Schadens

und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestat-

ten, jede hierzu dienliche Auskunft und Vollmacht zu ertei-

len oder erteilen zu lassen und Belege beizubringen. Das

gilt auch und insbesondere für Nachweise und Leistungen

anderer Versicherer.

68. Subsidiarität

Der Versicherungsschutz für Schäden einschließlich der

Kosten, für die bereits Deckung aus einer anderen Sach-

versicherung (z. B. Gebäudeversicherung, Glasbruchver-

sicherung, Schutzbrief) besteht, gilt bis zur Höhe der Über-

schneidung nachrangig. Der Versicherungsnehmer kann

frei entscheiden, wem er den Schaden anzeigt.

69. Leistungen bei grober Fahrlässigkeit

Der Versicherer macht bei grob fahrlässiger Herbeiführung

eines Versicherungsfalles durch den Versicherungsneh-

mer oder seiner Repräsentanten von dem Recht, die Ent-

schädigungsleistung gemäß B § 16 Nr. 1 b) VHB CIF:PRO

2018 zu kürzen, keinen Gebrauch.

70. Aufräumungs- und Abbruchkosten, Bewegungs- und

Schutzkosten

Gelten zusätzlich zur Versicherungssumme beim Versi-

cherungssummenmodell bis zur Versicherungssumme,

beim Quadratmetermodell bis zur Höchstentschädigungs-

grenze mitversichert.

71. Schlossänderungskosten

a) Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles

notwendigen Kosten für Schlossänderungen der Woh-

nung, von Wertschutzschränken und Wertbehältnis-

sen, wenn Schlüssel für Türen der Wohnung oder für

dort befindliche Wertschutzschränke durch einen Ver-

sicherungsfall abhanden gekommen sind.

b) Als Versicherungsfall gilt darüber hinaus das Abhan-

denkommen der Schlüssel und dergleichen durch ein-

fachen Diebstahl. Der Versicherungsnehmer hat den

Diebstahl unverzüglich der zuständigen Polizeidienst-

stelle anzuzeigen. Bei einfachem Diebstahl ist die Ent-

schädigung auf 300,- € je Versicherungsfall und -jahr

begrenzt.

c) Sowohl der Versicherungsnehmer als auch der Versi-

cherer können unter Einhaltung einer Frist von 3 Mo-

naten zum Ende des laufenden Versicherungsjahres

durch schriftliche Erklärung verlangen, dass diese

Bestimmungen mit Beginn des nächsten Versiche-

rungsjahres entfallen. Macht der Versicherer von die-

sem Recht Gebrauch, so kann der Versicherungsneh-

mer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang

der Erklärung zum Ende des laufenden Versiche-

rungsjahres kündigen.

72. Kosten für die Wiederbeschaffung von Ausweisen

Versichert sind die notwendigen Kosten für die Wiederbe-

schaffung von Ausweisen und Dokumenten, die infolge ei-

nes Versicherungsfalles zerstört wurden oder abhanden

gekommen sind.

Die Entschädigung ist auf 250,- € je Versicherungsfall be-

grenzt.

73. Kosten für die Reparatur von Gebäudebeschädigun-

gen bei Fehlalarm durch Rauchmelder oder Notrufe

Veranlasste der Alarm eines in der versicherten Wohnung

installierten, VdS-anerkannten, Rauch- oder Gaswarnmel-

ders Rettungskräfte, sich gewaltsam Zugang zur Wohnung

zu verschaffen, gelten Reparaturkosten für Gebäudeschä-

den, die hierdurch im Bereich der Wohnung und an Ge-

meinschaftstüren entstanden auch als mitversichert, wenn

der Alarm durch eine Fehlfunktion des Rauch- bzw. Gas-

warnmelders ausgelöst wurde und somit kein Versiche-

rungsfall vorliegt.

74. Kinderbetreuung im Notfall

Eine Kinderbetreuung im Notfall liegt vor, wenn ein Kind

(auch Adoptiv- und Pflegekinder) des Versicherungsneh-

mers z.B. bei einer Tagesmutter oder in einer Kinderbe-

treuungseinrichtung untergebracht werden muss, weil

a) die Wohnung infolge eines Versicherungsfalles unbe-

wohnbar wurde und auch die Beschränkung auf einen

etwa bewohnbaren Teil nicht zumutbar ist,

b) der Versicherungsnehmer durch Unfall oder Notein-

weisung infolge eines versicherten Schadens ins Kran-

kenhaus gekommen sind und damit eine Kinderbetreu-

ung nicht möglich ist und es auch keine anderweitige

Betreuungsmöglichkeit gibt. Gleiches gilt auch bei Ab-

leben des Versicherungsnehmers. Die Entschädigung

ist je Versicherungsfall auf 500,- € begrenzt.

75. Scheck- und Kreditkartenmissbrauch

a) Mitversichert sind Schäden durch Missbrauch von

Scheck- und Kreditkarten, sofern diese durch Ein-

bruchdiebstahl oder Beraubung im Sinne der dem Ver-

trag zugrunde liegenden Versicherungsbedingungen

abhanden kamen.

b) Entschädigt wird der vom Kreditinstitut in Rechnung

gestellten Betrag, maximal 1.000,- € je Versicherungs-

fall.

76. Vermögensschäden durch Online-Banking-Betrug

(Phishing)

a) Versichert sind Vermögensschäden innerhalb des vom

Versicherungsnehmer mittels eigenem PC durchge-

führten Online- Bankings im PIN/TAN Verfahren, wenn

durch Phishing unberechtigte Dritte Überweisungen

vom ausschließlich privat genutzten Bankkonto elekt-

ronisch übermitteln und die kontoführende Bank diese

ausführt. Phishing liegt vor, wenn Dritte mit Hilfe ge-

fälschter E-Mails, Kontodaten sowie dazugehörige

PIN, TANs und Passwörter vom Versicherungsnehmer
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oder der mit Ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden

Personen zu erlangen versuchen. Ziel dieser gefälsch-

ten E-Mails ist es, mit den gewonnenen Daten auf ge-

fälschten Internetseiten von Banken unerlaubte Hand-

lungen vorzunehmen.

b) Die Entschädigung ist für den einzelnen Versiche-

rungsfall auf 500,- € und je Versicherungsjahr auf

1.000,- € begrenzt. Mehrere Vermögensschäden stel-

len einen Versicherungsfall dar, der im Zeitpunkt des

ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn

die schadenursächlichen Handlungen miteinander im

rechtlichen, wirtschaftlichen oder zeitlichen Zusam-

menhang stehen.

c) Voraussetzung für die Entschädigungsleistung ist,

dass

aa) der PC aktiv mit einem Schutz oder einer Firewall

gegen unberechtigtes Eindringen, einer Viren-

schutzsoftware und einem Spywarescanner aus-

gestattet ist, die jeweils auf dem neuesten Stand

gehalten und aktualisiert werden,

bb) die PIN/TANs nicht auf dem PC-System gespei-

chert sind. Bei dem Verdacht, dass ein unberech-

tigter Dritter Kenntnis der PIN und/oder TANs er-

langt hat, ist der Zugang zum Online-Banking des

Kreditinstitutes unverzüglich sperren zu lassen,

cc) der Betrug unverzüglich der Bank gemeldet und

der zuständigen Polizeidienststelle angezeigt wird.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Ob-

liegenheiten, ist der Versicherer unter den B § 16

VHB CIF:PRO 2018 beschriebenen Vorausset-

zungen ganz oder teilweise leistungsfrei.

d) Soweit für den Vermögensschaden eine Leistung aus

einem anderen Versicherungsvertrag, von dem Scha-

den verursachenden Dritten und/ oder von dem konto-

führenden Kreditinstitut beansprucht werden kann,

geht eine solche Leistung einer Entschädigung aus

dieser Deckung vor.

77. Leistungsgarantie und Geltung von Leistungsverbes-

serungen

a) Garantiezusagen zu den empfohlenen Mindestleistun-

gen des GDV:

Es wird garantiert, dass die vorliegenden Versiche-

rungsbedingungen hinsichtlich des Umfanges des Ver-

sicherungsschutzes unter Einbeziehung aller optiona-

ler und mitversicherten Risiken ausschließlich zum

Vorteil von den durch den Gesamtverband der Deut-

schen Versicherungswirtschaft (GDV) empfohlenen

Allgemeine Hausrat-Versicherungsbedingungen

(VHB) sowie Gemeinsamer Allgemeiner Teil für die All-

gemeine Haftpflichtversicherung, die Sachversiche-

rung und die Technischen Versicherungen (ohne Pro-

jektgeschäft) Monoline-Variante – jeweils aktueller

Stand -abweichen.

Künftige Verbesserungen des Umfanges des Versi-

cherungsschutzes der empfohlenen Musterbedingun-

gen, die über den Umfang der vorliegenden Bedingun-

gen hinausgehen, gelten automatisch für diesen Ver-

trag.

b) Garantiezusagen zu den empfohlenen Mindeststan-

dards des Arbeitskreises Beratungsprozesse:

Es wird garantiert, dass die vorliegenden Versiche-

rungsbedingungen hinsichtlich des Umfanges des Ver-

sicherungsschutzes unter Einbeziehung aller optiona-

len und mitversicherten Risiken ausschließlich zum

Vorteil versicherter Personen von den empfohlenen

Mindeststandards des Arbeitskreises Beratungs-pro-

zesse für die Hausratversicherung – je-weils aktueller

Stand – abweichen.

Künftige Verbesserungen des Umfanges des Versi-

cherungsschutzes der Mindeststandards, die über den

Umfang der vorliegenden Bedingungen hinaus-gehen,

gelten automatisch für diesen Vertrag.

c) Die Leistungsgarantie und die Geltung von Leistungs-

verbesserungen bezüglich weiterer Elementargefah-

ren gemäß A § 5 Nr. 3 VHB CIF:PRO 2018 gelten nur,

wenn die Mitversicherung von weiteren Elementarge-

fahren gesondert vereinbart und im Versicherungs-

schein genannt ist.

78. Außerkraftsetzung und Beitragsbefreiung bei Arbeits-

losigkeit

a) Wird der Versicherungsnehmer während der Wirksam-

keit des Vertrages arbeitslos, setzt der Versicherer den

Vertrag auf Wunsch außer Kraft. Die Außerkraftset-

zung beginnt, sobald der Versicherungsnehmer bei

der Bundesagentur für Arbeit arbeitslos gemeldet sind.

Die Arbeitslosigkeit ist durch eine Bescheinigung der

Bundesagentur für Arbeit nachzuweisen.

b) Der Versicherer gewährt während der Außerkraftset-

zung beitragsfreien Versicherungsschutz mit den zu-

letzt gültigen Versicherungssummen, wenn der Versi-

cherungsnehmer bei Beginn der Arbeitslosigkeit seit

mindestens drei Monaten die Beiträge zur Hausratver-

sicherung bezahlt und das 58. Lebensjahr noch nicht

vollendet hat. Der beitragsfreie Versicherungsschutz

erlischt mit Ende der Arbeitslosigkeit, spätestens je-

doch nach insgesamt einjähriger Beitragsfreistellung

seit Vertragsbeginn.

c) Sofern die Arbeitslosigkeit bei Beantragung der Außer-

kraftsetzung noch nicht beendet war, wird der Versi-

cherer von Zeit zu Zeit beim Versicherungsnehmer an-

fragen, ob die Arbeitslosigkeit noch andauert. Unter-

richtet der Versicherungsnehmer den Versicherer über

das Ende der Arbeitslosigkeit bis spätestens 4 Wochen

nach Erhalt der darauf folgenden Anfrage, so endet die

Außerkraftsetzung gleichzeitig mit dem Ende der Ar-

beitslosigkeit. Anderenfalls wird erst mit Zugang der

Mitteilung durch den Versicherungsnehmer die Außer-

kraftsetzung beendet und der Versicherungsschutz

wieder in Kraft gesetzt. Endet der beitragsfreie Versi-

cherungsschutz nach b) vor dem Ende der Arbeitslo-

sigkeit, kann der Versicherungsnehmer eine Unterbre-

chung vermeiden, indem er bis spätestens 4 Wochen

nach dem Ende des beitragsfreien Zeitraumes die prä-

mienpflichtige Wiederinkraftsetzung beantragt. 

d) Der Vertrag erlischt ohne besondere Vereinbarung,

wenn die Außerkraftsetzung mehr als ein Jahr andau-

ert.

79. Versicherungswechsel

Ist zum Zeitpunkt der Schadenmeldung unklar, ob ein

Sachschaden während der Gültigkeit dieser Versicherung

eingetreten ist oder in die Zuständigkeit der bis zu diesem

Zeitpunkt bestehenden Vorversicherung fällt, wird der Ver-

sicherer die Schadenbearbeitung nicht wegen des fehlen-

den Nachweises der Zuständigkeit ablehnen.

Kann der Versicherer sich mit dem Vorversicherer nicht ei-

nigen, welche Gesellschaft für den Schaden zuständig ist,

tritt der Versicherer im Rahmen des mit ihm vereinbarten

Versicherungsschutzes in Vorleistung, sofern und soweit

die Leistung auch im Falle einer unverändert fortgeführten
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Vorversicherung erbracht worden wäre. Dies setzt voraus,

dass der Versicherer soweit wie möglich bei der Klärung

des Sachverhaltes vom Versicherungsnehmer unterstützt

wird und diesbezügliche Ansprüche des Versicherungs-

nehmers gegen den Vorversicherer an den Versicherer ab-

getreten werden.

Sollte sich im Rahmen der Geltendmachung der an den

Versicherer abgetretenen Ansprüche herausstellen, dass

der Schaden tatsächlich nicht in die Zuständigkeit des Ver-

sicherers fiel und der Vorversicherer ebenfalls nicht oder 

nur eingeschränkt zur Leistung verpflichtet war, kann der 

Versicherer die zu viel erbrachte Leistung vom Versiche-

rungsnehmer zurückverlangen.

Bleibt hingegen unklar, welche Gesellschaft für den Scha-

den zuständig ist, erbringt der Versicherer auch eine sich

gegenüber der Vorversicherung ergebende Mehrleistung,

sofern festgestellt werden kann, dass es zum Zeitpunkt

des Abschlusses beim Versicherer noch keine Anzeichen

für einen bereits eingetretenen Schaden gab.

80 Sanktionsklausel

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-

mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange

dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren

Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-

bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik

Deutschland entgegenstehen.

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels oder Finanzsankti-

onen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten

von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen werden, so-

weit dem nicht europäische oder deutsche Rechtsvor-

schriften entgegenstehen.

81. Unbenannte Gefahren

a) Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte

Sachen, die durch eine plötzliche, unvorhergesehene,

von außen einwirkende Ursache zerstört oder beschä-

digt werden.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf:

aa) Schäden, die im Rahmen einer Feuer, Leitungs-

wasser, Sturm-/ Hagel- oder erweiterten Elemen-

tarschadenversicherung oder über prämienpflich-

tige Klauseleinschlüsse gedeckt werden können o-

der bei diesen Versicherungen ausgeschlossen

sind;

bb) Schäden, die der Versicherungsnehmer oder sein

Repräsentant vorsätzlich herbeigeführt haben;

cc) Schäden durch Mängel, die bei Abschluss der Ver-

sicherung bereits vorhanden waren und dem Ver-

sicherungsnehmer oder seinem Repräsentanten

bekannt sein mussten;

dd) Schäden durch Krieg oder kriegsähnliche Ereig-

nisse jeder Art sowie Schäden durch hoheitliche

Eingriffe oder behördliche Anordnungen;

ee) Ansprüche auf Entschädigung für Schäden durch

innere Unruhen, böswillige Beschädigung, soweit

die Voraussetzungen für einen unmittelbaren oder

subsidiären Schadenersatzanspruch aufgrund

öffentlich-rechtlichen Entschädigungsrechts gege-

ben sind. Ein Anspruch auf Entschädigung er-

streckt sich nur auf den Teil des Schadens, der die

Höchstgrenzen aufgrund öffentlich-rechtlichen

Entschädigungsrechts überschreitet, wobei die

Entschädigungsleistung auf 10.000,- € begrenzt

ist;

ff) Schäden durch Kernenergie oder radioaktive

Strahlung. Mitversichert sind jedoch Schäden

durch auf dem Versicherungsgrundstück befindli-

che radioaktive Isotope. Dies gilt nur für natürliche

radioaktive Isotope und nicht für nuklearen Abfall

oder nuklearen Brennstoff;

gg) Schäden durch natürliche oder mangelhafte Be-

schaffenheit, Konstruktions- und Planungsfehler,

Verseuchung oder Vergiftung. Mitversichert sind

jedoch Schäden durch Verseuchung oder Vergif-

tung als Folge von Brand, Blitzschlag, Explosion

oder Anprall von Luftfahrzeugen, deren Teile oder

Ladung;

hh) Schäden durch Witterungseinflüsse an im Freien 

befindlichen Anlagen und versicherten Sachen; 

ii) Schäden an Maschinen und technischen Einrich-

tungen, die entweder ohne äußere Einwirkung o-

der durch deren Bedienung, Wartung, Umbau und

Reparatur entstehen;

jj) Schäden durch Ausfall oder Fehlfunktion von

EDV- oder elektronisch gesteuerten Anlagen der

Energieversorgung, der Klima-, Mess- oder Regel-

technik;

kk) Schäden an versicherten Sachen durch Um- oder

Ausbauarbeiten, Reparatur, Renovierung, Restau-

rierung, Reinigung oder ähnliche Vorgänge und

durch bestimmungswidrigen Gebrauch und Bear-

beitung;

ll) Schäden durch allmähliche Einwirkungen auf ver-

sicherte Sachen, unabhängig von der Ursache o-

der mitwirkenden Umständen;

mm) Schäden durch normale oder vorzeitige Abnut-

zung, Alterung, Verschleiß, Rost, Korrosion und

Erosion, Mitversichert sind jedoch Schäden durch

Rohrbruch;

nn) Schäden durch Verderb, Verfall, Ungeziefer, Fäul-

nis, Schwamm, Pilz, Substanzverlust, Verfärbung

oder Strukturveränderung, es sei denn, es handelt

sich um einen Folgeschaden eines versicherten

Ereignisses;

oo) Schäden durch Feuchtigkeit, extreme Temperatur

und durch Strom- oder Energieausfall;

pp) Schäden durch Sturmflut; 

qq) Schäden durch Rückstau von Wasser aus Rohren

der öffentlichen Abwasserkanalisation, es sei

denn, es handelt sich um einen Folgeschaden ei-

nes versicherten Ereignisses;

rr) Schäden an leicht zerbrechlichen Gegenständen

einschließlich Brillen, Statuen, Porzellan, Glaswa-

ren und ähnlichem;

ss) Schäden durch Eindringen von Schmutz durch

nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster oder

Außentüren oder durch andere Öffnungen, es sei

denn, dass diese Öffnungen durch ein versicher-

tes Ereignis entstanden sind und einen Gebäude-

schaden darstellen;

tt) Schäden an und durch Bau- und Montageleistun-

gen. Mitversichert sind jedoch Schäden durch

Brand, Blitzschlag, Explosion und Anprall von Luft-

fahrzeugen, deren Teile oder Ladung, Leitungs-

wasser, Sturm / Hagel;

uu) Schäden die durch Fahrzeuge verursacht werden,

die vom Versicherungsnehmer, seinen Repräsen-

tanten, Mietern, deren Besuchern oder sonstigen

im Gebäude berechtigt anwesenden Personen be-

trieben werden;
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vv) Schäden durch einfachen Diebstahl, Verlieren,

Stehen- oder Liegenlassen, Unterschlagung oder

Veruntreuung versicherter Sachen;

ww) Schäden durch Haustiere, es sei denn, es han-

delt sich um einen Folgeschaden eines versicher-

ten Ereignisses.

b) Schadenereignis

Unter einem Schadenereignis sind alle Schäden zu

verstehen, die aus ein und derselben Ursache in zeitli-

chem Zusammenhang innerhalb von 72 Stunden an-

fallen. Schadenereignisse, die innerhalb von 72 Stun-

den zeitlich unabhängig voneinander auftreten, fallen

nicht unter diese Bestimmung, sondern gelten jeweils

als ein gesondertes Schadenereignis.

c) Besondere Kündigungsfrist

Sowohl der Versicherungsnehmer als auch der Versi-

cherer können unter Einhaltung einer Frist von drei

Monaten die Versicherung für die erweiterte Deckung

und unbenannte Gefahren durch schriftliche Erklärung

kündigen. Der Versicherungsnehmer kann bestimmen,

dass seine Kündigung erst zum Schluss des laufenden

Versicherungsjahres wirksam wird. Macht der Versi-

cherer von seinem Kündigungsrecht Gebrauch, so

kann der Versicherungsnehmer den Hausratversiche-

rungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der

Erklärung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt

kündigen. Kündigt der Versicherer, so gebührt ihm der

Teil der Prämie, der der Dauer der Gefahrtragung ent-

spricht.

d) Selbstbeteiligung

Es gilt eine Selbstbeteiligung von 10 % des Schadens,

mindestens 500,- € als vereinbart.

82. CIF:PRO best advice - Best-Leistungsgarantie

Sollte ein in Deutschland zum Betrieb zugelassener Versi-

cherer einen allgemein zugänglichen Tarif zur Hausratver-

sicherung mit weitreichenderem Leistungsumfang, höhe-

ren Entschädigungsgrenzen (Sublimits) oder geringeren

Selbstbeteiligungen als der Versicherer anbietet, wird der

Versicherer im Schadenfall

a) den Versicherungsschutz um solche Leistungen erwei-

tern,

b) Entschädigungsgrenzen (Sublimits) bis zur Höhe der

Entschädigungsgrenzen des anderweitigen Versiche-

rers, jedoch maximal bis zu der diesem Vertrag zu-

grunde liegenden generellen Versicherungssumme,

erweitern,

c) Selbstbeteiligungen, sofern es sich nicht um generell

zum Vertrag vereinbarte handelt, auf die Höhe solcher

eines anderweitigen Vertrages reduzieren.

Es muss sich um benannte Einschlüsse ohne Zuschlags-

beitrag handeln, Deckungen auf „All Risk“-Basis oder Ein-

schlüsse, die generell einer Beitragspflicht unterliegen, wie

beispielhaft Fahrradeinschlüsse oder Wertsacherhöhun-

gen fallen nicht darunter.

Voraussetzung ist, dass der Versicherungsnehmer die

weitergehenden Leistungen in Form von Versicherungsbe-

dingungen schriftlich nachweist.

Ferner muss das weitergehende Bedingungswerk bzw. der

weitergehende Tarif des Konkurrenzversicherers zum Zeit-

punkt des Schadenfalls erhältlich und für jedermann zu-

gänglich war

Von der Erweiterung des Versicherungsschutzes ausge-

schlossen sind generell Leistungsansprüche

- aufgrund beruflicher, nebenberuflicher, gewerblicher und

landwirtschaftlicher Risiken,

- wegen Vorsatz,

- aufgrund von Kernenergierisiken und Feuerhaftungs-

versicherungen,

- wegen Schäden durch Kriegsereignisse jeder Art und

der Verwendung von nuklearen Brennstoffen oder nuk-

learen Abfall

sowie

- jegliche Assistanceleistungen, wie unter anderem Not-

und Handwerkerservice, juristische Hilfeleistungen, Be-

treuungsleistungen und

- weitere Elementargefahren und / oder diesbezügliche

Leistungserweiterungen. Weitere Elementargefahren

sind: Überschwemmung, Rückstau, Erdbeben, Schnee-

druck, Lawinen und Vulkanausbruch.

Die vereinbarten Risikoausschlüsse und Obliegenheiten

dieses Vertrages behalten weiterhin ihre Gültigkeit. Risi-

ken, die nach Abschluss des Vertrages neu entstehen,

bleiben von der Marktgarantie ebenfalls ausgeschlossen.

Für sie gelten ausschließlich die im vorliegenden Vertrag

getroffenen Bestimmungen zur Vorsorgeversicherung.
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Besonderen Bedingungen für die Versicherung 

weiterer Elementarschäden (BWE HR CIF:PRO 2018)  
(Stand: Dezember 2017) 

 
 

Übersicht 
 
§ 1 Vertragsgrundlage 
§ 2 Versicherte Gefahren und Schäden 
§ 3 Überschwemmung, Rückstau 
§ 4 Erdbeben 
§ 5 Erdsenkung 
§ 6 Erdrutsch 
§ 7 Schneedruck 
§ 8 Lawinen 
§ 9 Vulkanausbruch 
§ 10 Nicht versicherte Schäden 
§ 11 Besondere Obliegenheiten 
§ 12 Wartezeit, Selbstbehalt 
§ 13 Kündigung 
§ 14 Beendigung des Hauptversicherungsvertrages  
 
Soweit der Einschluss weiterer Elementargefahren be an-
tragt und im Versicherungsschein dokumentiert wurde , 
gilt: 

 
§ 1 Vertragsgrundlage 
 
Es gelten die Allgemeinen Hausratversicherungsbedingungen 
(VHB CIF:PRO 2018), soweit sich aus den folgenden Best-
immungen nicht etwas anderes ergibt. 
 
§ 2 Versicherte Gefahren und Schäden 
 
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, 
die durch 
a) Überschwemmung , Rückstau, b) Erdbeben, 
c) Erdsenkung, Erdrutsch, d) Schneedruck, Lawinen, e) 

Vulkanausbruch, 
zerstört oder beschädigt werden oder abhandenkommen. 
 
§ 3 Überschwemmung, Rückstau 
 
a) Überschwemmung ist die Überflutung des Grund und 

Bodens des Versicherungsgrundstücks mit erheblichen 
Mengen von Oberflächenwasser durch 
aa) Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder flie-

ßenden) Gewässern, 
bb) Witterungsniederschläge, 
cc) Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche infol-

ge von aa) oder bb). 
b) Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung von 

oberirdischen (stehenden oder fließenden) Gewässern 
oder durch Witterungsniederschläge bestimmungswidrig 
aus den gebäudeeigenen Ableitungsrohren oder damit 
verbundenen Einrichtungen in das Gebäude eindringt. 

 
§ 4 Erdbeben 
 

a) Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erd-
bodens, die durch geophysikalische Vorgänge im Erdin-
nern ausgelöst wird. 

b) Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass 
aa) die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens in 

der Umgebung des Versicherungsortes Schäden an 
Gebäuden im einwandfreien Zustand oder an ebenso 
widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet hat, 
oder 

bb) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes 
der versicherten Sachen nur durch ein Erdbeben ent-
standen sein kann. 

 
§ 5 Erdsenkung 
 
Erdsenkung ist ein naturbedingter Absenkung des Erdbodens 
über naturbedingten Hohlräumen. 
Nicht versichert sind Schäden durch Trockenheit oder Aus-
trocknung. 
 
§ 6 Erdrutsch 
 
Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder Abstürzen 
von Erd- oder Gesteinsmassen. 
 
§ 7 Schneedruck 
 
Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee- oder 
Eismassen. 
 
§ 8 Lawinen 
 
Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee- oder 
Eismassen einschließlich der bei ihrem Abgang verursachten 
Druckwelle. 
 
§ 9 Vulkanausbruch 
 
Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim 
Aufreißen der Erdkruste, verbunden mit Lavaergüssen, 
Asche-Eruptionen oder dem Austritt von sonstigen Materialien 
und Gasen. 
 
§ 10 Nicht versicherte Schäden 
 
Nicht versichert sind 
a) Schäden an versicherten Gebäuden oder versicherten 

Sachen, die sich in Gebäuden befinden, die nicht bezugs-
fertig oder wegen Umbauarbeiten für ihren Zweck nicht 
benutzbar sind. 

b) Schäden an im Freien befindlichen beweglichen Sachen. 
Dies gilt auch in der Außenversicherung 

c) ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen, Schäden 
durch 
aa) Sturmflut, 



 
 

 

B
W

E
-H

R
-C

IF
p

ro
-2

0
1

8
_

1
2

.2
0

1
7

/0
1

 

bb) Grundwasser, soweit nicht an die Erdoberfläche ge-
drungen (siehe § 3). 

 
§ 11 Besondere Obliegenheiten 
 
a) Hausratversicherung (VHB CIF:PRO 2018) 

Zur Vermeidung von Überschwemmungs- bzw. Rücks-
tauschäden hat der Versicherungsnehmer als Gebäude-
eigentümer – oder als Mieter, wenn er nach dem Mietver-
trag verpflichtet ist - wasserführende Anlagen auf dem 
Versicherungsgrundstück und Rückstausicherungen stets 
funktionsbereit zu halten. 

b) Allgemeine Sturmversicherung 
Der Versicherungsnehmer hat 
aa) zur Vermeidung von Überschwemmungs- bzw. Rück-

stauschäden bei überflutungsgefährdeten Räumen 
Rückstauklappen anzubringen und funktionsbereit zu 
halten und Abflussleitungen auf dem Versicherungs-
grundstück freizuhalten, sofern der Versicherungs-
nehmer hierfür die Gefahr trägt, 

bb) alle wasserführenden Anlagen stets in ordnungsge-
mäßem Zustand zu erhalten, Störungen, Mängel oder 
Schäden an diesen Anlagen unverzüglich beseitigen 
zu lassen und notwendige Neubeschaffungen oder 
Änderungen dieser Anlagen oder Maßnahmen gegen 
Frost unverzüglich durchzuführen, 

cc) während der kalten Jahreszeit alle Gebäude und Ge-
bäudeteile genügend zu beheizen und genügend 
häufig zu kontrollieren oder dort alle wasserführenden 
Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren 
und entleert zu halten, 

dd) nicht benutzte Gebäude oder Gebäudeteile genügend 
zu kontrollieren oder dort alle wasserführenden Anla-
gen und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren und 
entleert zu halten, 

ee) in Räumen unter Erdgleiche auf bewahrte Sachen 
mindestens 20 cm oder mindestens eine vereinbarte 
andere Höhe über dem Fußboden zu lagern, 

ff ) über Wertpapiere und sonstige Urkunden, über 
Sammlungen und über sonstige Sachen, für die dies 
besonders vereinbart ist, Verzeichnisse zu führen und 
diese so aufzubewahren, dass sie im Versicherungs-
fall voraussichtlich nicht gleichzeitig mit den versi-

cherten Sachen zerstört oder beschädigt werden oder 
abhandenkommen können. 

c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegen-
heiten, so ist der Versicherer unter den in Abschnitt B der 
VHB CIF:PRO 2018 beschriebenen Voraussetzungen zur 
Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leis-
tungsfrei. 

 
§ 12 Wartezeit, Selbstbehalt 
 
Soweit nichts anderes vereinbart ist, besteht Versicherungs-
schutz für Elementargefahren gemäß §§ 3 bis 9 erst nach 
Ablauf von 14 Tagen nach Versicherungsbeginn (siehe Ab-
schnitt B § 2 der VHB CIF:PRO 2018). 
Diese Regelung entfällt, soweit Versicherungsschutz gegen 
Elementargefahren gemäß §§ 3 bis 9 bereits über einen 
anderen Vertrag bestanden hat und der Versicherungsschutz 
ohne zeitliche Unterbrechung durch den vorliegenden Vertrag 
fortgesetzt wird. 
Der vereinbarte Selbstbehalt beträgt 10 % des entschädi-
gungspflichtigen Betrages, mindestens 500,- €, höchstens 
jedoch 5.000,- €. Der bedingungsgemäß als entschädigungs-
pflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um den 
vereinbarten Selbstbehalt gekürzt. 
 
§ 13 Kündigung 
 
a) Versicherungsnehmer und Versicherer können unter 

Einhaltung einer Frist von drei Monaten die Versicherung 
weiterer Elementarschäden in Textform kündigen. Kün-
digt der Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, 
dass seine Kündigung erst zum Schluss des laufenden 
Versicherungsjahres wirksam wird. 

b) Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsneh-
mer den Hauptvertrag (siehe § 1) innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Erklärung des Versicherers zum glei-
chen Zeitpunkt kündigen. 

 
§ 14 Beendigung des Hauptversicherungsvertrages 
 
Mit Beendigung des Hauptversicherungsvertrages (siehe § 1) 
erlischt auch die Versicherung weiterer Elementarschäden. 
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Allgemeine Bedingungen für die Glasversicherung Con ceptIF 
 (AGlB CIF:PRO 2018)  

(Stand: Dezember 2017) 

 
 

Abschnitt „A“ 
 
A § 1 Versicherte Gefahr; Versicherungsfall 
A § 2 Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie 
A § 3 Versicherte und nicht versicherte Sachen 
A § 4 Versicherte Kosten 
A § 5 Versicherungsort 
A § 6 Anpassung der Versicherung 
A § 7.1 Entschädigung als Sachleistung 
A § 7.2 Entschädigung als Geldleistung 
A § 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 
A § 9 Wohnungswechsel 
A § 10 Besondere gefahrerhöhende Umstände 
 

Abschnitt „B“ 
 
B § 1 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters 
B § 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Zahlung 
B § 3 Dauer und Ende des Vertrages 
B § 4 Folgeprämie 
B § 5 Lastschrift 
B § 6 Ratenzahlung 
B § 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
B § 8 Obliegenheiten 
B § 9 Gefahrerhöhung 
B § 10 Überversicherung 
B § 11 Mehrere Versicherer 
B § 12 Versicherung für fremde Rechnung 
B § 13 Kosten für die Abwendung, Minderung und Ermittlung des Schadens 
B § 14 Übergang von Ersatzansprüchen 
B § 15 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall 
B § 16 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 
B § 17 Anzeigen, Willenserklärungen 
B § 18 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
B § 19 Repräsentanten 
B § 20 Verjährung 
B § 21 Gerichtsstand 
B § 22 Anzuwendendes Recht 
B § 23 Wechsel des Versicherers 
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Soweit der Einschluss der Glasversicherung beantrag t 
und im Versicherungsschein dokumentiert wurde, gilt : 

Abschnitt „A“ 
 
A § 1 Versicherte Gefahr; Versicherungsfall 
 
1. Versicherungsfall 

Entschädigt werden versicherte Sachen (Verweis versi-
cherte Sachen), die durch Bruch (Zerbrechen) zerstört 
oder beschädigt werden. 
 

2. Nicht versicherte Gefahren und Schäden 
a) Die Versicherung erstreckt sich nicht auf 

aa) Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten 
(z.B. Schrammen, Muschelausbrüche), 

bb) Undicht werden der Randverbindungen von 
Mehrscheiben-Isolierverglasungen. 

b) Nicht versichert sind Schäden, die durch 
aa) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Aufprall 

eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner 
Ladung, 

bb) Einbruchdiebstahl, Vandalismus, cc) Sturm, Ha-
gel, 

dd) Überschwemmung, Erdbeben, Erdfall, Erdrutsch, 
Schneedruck, Lawinen oder Vulkanausbruch ent-
stehen, soweit für diese (b) aa) - dd)) anderweitig 
Versicherungsschutz besteht. 

 
A § 2 Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kern-

energie 
 
1. Ausschluss Krieg 

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, 
kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Re-
bellion oder Aufstand. 
 

2. Ausschluss Innere Unruhen 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch innere Unru-
hen. 
 

3. Ausschluss Kernenergie 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Kernenergie, 
nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen. 

 
A § 3 Versicherte und nicht versicherte Sachen 
 
1. Versicherte Sachen 

Versichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten, 
a) fertig eingesetzten oder montierten Scheiben, Platten 

und Spiegel aus Glas. 
b) künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -platten und -

spiegel. 
 

2. Gesondert versicherbar 
Gesondert versicherbar sind die im Folgenden benannten 
und fertig eingesetzten oder montierten 
a) Scheiben und Platten aus Kunststoff, 
b) Platten aus Glaskeramik, 
c) Glasbausteine und Profilbaugläser, 
d) Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff, 
e) Scheiben von Sonnenkollektoren einschließlich deren 

Rahmen, 

f) sonstigen Sachen, die im Versicherungsschein aus-
drücklich benannt sind. 

 
3. Nicht versicherte Sachen 

Nicht versichert sind 
a) optische Gläser, Hohlgläser, Geschirr, Beleuchtungs-

körper und Handspiegel, 
b) Photovoltaikanlagen, 
c) Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt 

sind, 
d) Scheiben und Platten aus Glas oder Kunststoff, die 

Bestandteil elektronischer Daten-, Ton-, Bildwieder-
gabe- und Kommunikationsgeräte sind   (z. B. Bild-
schirme von Fernsehgeräten, Computer-Displays). 

 
A § 4 Versicherte Kosten 
 
1. Versicherte Kosten 

Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles not-
wendigen Kosten für 
a) das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notver-

schalungen, Notverglasungen), 
b) das Abfahren von versicherten Sachen zum nächsten 

Ablagerungsplatz und für die Entsorgung (Entsor-
gungskosten). 

 
2. Gesondert versicherbar 

Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer bis zum 
jeweils vereinbarten Betrag die infolge eines Versiche-
rungsfalles notwendigen Kosten für 
a) zusätzliche Leistungen, um die sich das Liefern und 

Montieren von versicherten Sachen durch deren Lage 
verteuert (z.B. Kran- oder Gerüstkosten), 

b) die Erneuerung von Anstrichen, Malereien, Schriften, 
Verzierungen, Lichtfilterlacken und Folien auf den 
versicherten Sachen (siehe Versicherte Sachen), 

c) das Beseitigen und Wiederanbringen von Sachen, die 
das Einsetzen von Ersatzscheiben behindern (z.B. 
Schutzgitter, Schutzstangen, Markisen usw.), 

d) die Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, Be-
schlägen, Mauerwerk, Schutz- und Alarmeinrichtun-
gen. 

 
A § 5 Versicherungsort 
 

Die Versicherungsorte sind die in dem Versicherungs-
schein bezeichneten Gebäude oder Räume von Gebäu-
den. 
Soweit Versicherungsschutz für bewegliche Sachen ver-
einbart ist, besteht dieser nur innerhalb des Versiche-
rungsortes. 

 
A § 6 Anpassung der Versicherung 
 
1. Anpassung des Versicherungsumfangs 

Der Versicherer passt den Umfang der Versicherung an 
die Preisentwicklung für Verglasungsarbeiten an; ent-
sprechend verändert sich die Prämie. 

 
2. Anpassung der Prämie 

Die Prämie erhöht oder vermindert sich jeweils zum 1. 
Januar eines jeden Jahres für die in diesem Jahr begin-
nende Versicherungsperiode entsprechend dem Prozent-
satz, um den sich die vom Statistischen Bundesamt 
veröffentlichten Preisindizes für Verglasungsarbeiten ver-
ändert haben. 
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Für gewerbliche Risiken gilt das Mittel aus den Indizes für 
gemischt genutzte Gebäude, Bürogebäude und gewerbli-
che Betriebsgebäude. Für Wohnungen,  Einfamilien-  und  
Mehrfamiliengebäude  gilt  das  Mittel aus den Indizes für 
Einfamilien- und Mehrfamiliengebäude. Der Verände-
rungsprozentsatz wird auf eine Stelle hinter dem Komma 
gerundet. Maßgebend sind die für den Monat Mai 
veröffentlichten Indizes. 
 

3. Kündigungsrecht des Versicherungsnehmers 
Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über 
die Erhöhung der Haftung des Versicherers und der damit 
verbundenen Anpassung der Prämie kann der Versiche-
rungsnehmer durch Erklärung in Textform zum Anpas-
sungszeitpunkt kündigen. Zur Fristwahrung genügt die 
rechtzeitige Absendung. 
Die Mitteilung des Versicherers, in der der Versiche-
rungsnehmer auf sein Kündigungsrecht hinzuweisen ist, 
muss diesem mindestens 1 Monat vor Wirksamwerden 
der Anpassung der Prämie zugehen. 

 
A § 7.1 Entschädigung als Sachleistung 
 
1. Sachleistung 

a) Der Versicherer gewährt im Versicherungsfall eine 
Sachleistung, zu der er den Auftrag erteilt. 

b) Sachleistung bedeutet, dass auf Veranlassung und 
Rechnung des Versicherers die zerstörten oder be-
schädigte Sachen entsorgt und in gleicher Art und 
Güte (siehe „Versicherte und nicht versicherte Sa-
chen“) an den Schadensort geliefert und wieder ein-
gesetzt werden. 

c) Von der Sachleistung ausgenommen sind besondere 
Aufwendungen, die zum Erreichen des Schadenortes 
(z.B. Gerüste, Kräne) bzw. im Zusammenhang mit 
dem Einsetzen der Scheibe (z.B. Anstriche, De- und 
Remontage von Vergitterungen) notwendig sind. Die-
se Aufwendungen werden nur - soweit dies beson-
ders vereinbart ist - in vereinbarter Höhe ersetzt (sie-
he Versicherte Kosten). 
Falls solche besonderen Aufwendungen zur Erbrin-
gung der Sachleistung notwendig sind, erteilt der 
Versicherer in Absprache mit dem Versicherungs-
nehmer in dessen Namen den Auftrag hierzu. Der 
Versicherer erstattet dem Versicherungsnehmer die 
Rechnungskosten bis zur vereinbarten Höhe. 

d) Der Versicherer ersetzt keine Aufwendungen, die bei 
der Angleichung unbeschädigter Sachen (z. B. Farbe 
und Struktur) an entschädigten Sachen sowie für fer-
tigungsbedingte Abweichungen der Ersatzsache im 
äußeren Erscheinungsbild entstehen und erteilt hier-
zu keinen Auftrag. 

 
2. Abweichende Entschädigungsleistung 

a) Im Einvernehmen mit dem Versicherungsnehmer er-
setzt der Versicherer den Geldbetrag, welcher dem 
unter Nummer 1 beschriebenen Leistungsumfang 
entspricht. 

b) Darüber hinaus kann der Versicherer in Geld leisten, 
soweit eine Ersatzbeschaffung durch den Versicherer 
zu den ortsüblichen Wiederherstellungskosten nicht 
möglich ist. 

c) Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Ver-
sicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt 
ist; das gleiche gilt, soweit der Versicherungsnehmer 
die Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat. 

 
3. Notverglasung/ Notverschalung 

Das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notvergla-
sungen und Notverschalungen, siehe „Verweis“) können 
vom Versicherungsnehmer in Auftrag gegeben und als 
notwendige versicherte Kosten geltend gemacht werden. 

 
4. Kosten 

a) Maßgeblich für die Berechnung der Kosten (siehe 
„versicherte Kosten“) ist der Zeitpunkt des Eintritts 
des Versicherungsfalls. 

b) Kürzungen nach Nr. 2 c) gelten entsprechend für die 
versicherten Kosten. 

 
5. Restwerte 

Restwerte werden angerechnet. 
 
§ 7.2 Entschädigung als Geldleistung 
 
1 Geldleistung 

a) Der Versicherer gewährt im Versicherungsfall eine 
Geldleistung. 

b) Geldleistung bedeutet, dass Aufwendungen für die 
Entsorgung der zerstörten oder beschädigten Sa-
chen, deren Wiederbeschaffung in gleicher Art und 
Güte (siehe „Versicherte und nicht versicherte Sa-
chen“), die Lieferung an den Schadenort sowie die 
Montage in ortsüblicher Höhe ersetzt werden. 

c) Besondere Aufwendungen, die zum Erreichen des 
Schadenortes (z.B. Gerüste, Kräne) bzw. im  Zu-
sammenhang mit dem Einsetzen der Scheibe (z.B. 
Anstriche, De- und Remontage von Vergitterungen) 
notwendig sind, werden nur soweit vereinbart und in 
vereinbarter Höhe ersetzt (siehe Versicherte Kosten). 

d) Der Versicherer ersetzt keine Aufwendungen, die bei 
der Angleichung unbeschädigter Sachen (z. B. Farbe 
und Struktur) an entschädigten Sachen sowie für fer-
tigungsbedingte Abweichungen der Ersatzsache im 
äußeren Erscheinungsbild entstehen. 

e) Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Ver-
sicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt 
ist; das gleiche gilt, soweit der Versicherungsnehmer 
die Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat. 

 
2. Notverglasung / Notverschalung 

Das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notvergla-
sungen und Notverschalungen) kann vom Versiche-
rungsnehmer in Auftrag gegeben und als notwendige ver-
sicherte Kosten geltend gemacht werden. 

 
3. Kosten 

a) Maßgeblich für die Berechnung der Kosten (siehe 
„versicherte Kosten“) ist der Zeitpunkt des Eintritts 
des Versicherungsfalls. 

b) Kürzungen nach Nr. 1 e) gelten entsprechend für die 
versicherten Kosten. 

 
4. Restwerte 

Restwerte werden angerechnet. 
 
A § 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 
 
1. Fälligkeit der Entschädigung 

Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen 
des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des An-
spruchs abgeschlossen sind. 



 
 

 

A
G

lB
-C

IF
p

ro
-2

0
1

8
_

1
2

.2
0

1
7

/0
1

 

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Mel-
dung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung 
beanspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu 
zahlen ist. 
 

2. Verzinsung 
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht: 
a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb ei-

nes Monats nach Meldung des Schadens geleistet 
wird – seit Anzeige des Schadens zu verzinsen. 

b) Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt unter dem jeweili-
gen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 
247 BGB), mindestens jedoch bei 4 Prozent und 
höchstens bei 6 Prozent Zinsen pro Jahr. 

c) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung 
fällig. 

 
3. Hemmung 

Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 2 a) und Nr. 
2 b) ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem in-
folge Verschuldens des Versicherungsnehmers die Ent-
schädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden 
kann. 

 
4. Aufschiebung der Zahlung 

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 
a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche-

rungsnehmers bestehen; 
b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren 

gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Reprä-
sentanten aus Anlass dieses Versicherungsfalles 
noch läuft. 

 
A § 9 Wohnungswechsel 
 
1. Umzug in eine neue Wohnung 

Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht 
der Versicherungsschutz auf die neue Wohnung über. 
Während des Wohnungswechsels besteht in beiden 
Wohnungen Versicherungsschutz. Der Versicherungs-
schutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens drei 
Monate nach Umzugsbeginn. Der Umzug beginnt mit 
dem Zeitpunkt, in dem erstmals versicherte Sachen dau-
erhaft in die neue Wohnung gebracht werden. 
 

2. Mehrere Wohnungen 
Behält der Versicherungsnehmer zusätzlich die bisherige 
Wohnung, geht der Versicherungsschutz nicht über, wenn 
er die alte Wohnung weiterhin bewohnt (Doppelwohnsitz); 
für eine Übergangszeit von drei Monaten besteht Versi-
cherungsschutz in beiden Wohnungen. 

 
3. Umzug ins Ausland 

Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb der Bundesre-
publik Deutschland, so geht der Versicherungsschutz 
nicht auf die neue Wohnung über. Der Versicherungs-
schutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens drei 
Monate nach Umzugsbeginn. 

 
4. Anzeige der neuen Wohnung 

a) Der Bezug einer neuen Wohnung ist spätestens bei 
Beginn des Einzuges dem Versicherer mit Angabe 
der neuen Wohnfläche in Quadratmetern bzw. sonsti-
ger für die Prämienberechnung erforderlichen Um-
stände anzuzeigen. 

b) Waren für die bisherige Wohnung besondere Siche-
rungen vereinbart, so ist dem Versicherer in Textform 
mitzuteilen, ob entsprechende Sicherungen in der 
neuen Wohnung vorhanden sind (siehe Modul Gefah-
rerhöhung). 

c) Verändert sich nach dem Wohnungswechsel die 
Wohnfläche oder der Wert des Hausrates und wird 
der Versicherungsschutz nicht entsprechend ange-
passt, kann dies zu Unterversicherung führen. 

 
5. Festlegung der neuen Prämie, Kündigungsrecht 

a) Mit Umzugsbeginn gelten die am Ort der neuen Woh-
nung gültigen Tarifbestimmungen des Versicherers. 

b) Bei einer Erhöhung der Prämie aufgrund veränderter 
Prämiensätze oder bei Erhöhung eines Selbstbehal-
tes kann der Versicherungsnehmer den Vertrag kün-
digen. Die Kündigung hat spätestens einen Monat 
nach Zugang der Mitteilung über die Erhöhung zu er-
folgen. Sie wird einen Monat nach Zugang wirksam. 
Die Kündigung ist in Textform zu erklären. 

c) Der Versicherer kann bei Kündigung durch den Versi-
cherungsnehmer den Beitrag nur in der bisherigen 
Höhe zeitanteilig bis zur Wirksamkeit der Kündigung 
beanspruchen. 

 
6. Aufgabe einer gemeinsamen Ehewohnung 

a) Zieht bei einer Trennung von Ehegatten der Versiche-
rungsnehmer aus der Ehewohnung aus und bleibt der 
Ehegatte in der bisherigen Ehewohnung zurück, so 
gelten als Versicherungsort (siehe Modul Versiche-
rungsort) die neue Wohnung des Versicherungsneh-
mers und die bisherige Ehewohnung. Dies gilt bis zu 
einer Änderung des Versicherungsvertrages, längs-
tens bis zum Ablauf von drei Monaten nach der 
nächsten, auf den Auszug des Versicherungsneh-
mers folgenden Beitragsfälligkeit. Danach besteht 
Versicherungsschutz nur noch in der neuen Wohnung 
des Versicherungsnehmers. 

b) Sind beide Ehegatten Versicherungsnehmer und 
zieht bei einer Trennung von Ehegatten einer der 
Ehegatten aus der Ehewohnung aus, so sind Versi-
cherungsort (siehe Modul Versicherungsort) die bis-
herige Ehewohnung und die neue Wohnung des aus-
ziehenden Ehegatten. Dies gilt bis zu einer Änderung 
des Versicherungsvertrages, längstens bis zum Ab-
lauf von drei Monaten nach der nächsten, auf den 
Auszug des Ehegatten folgenden  Beitragsfälligkeit.  
Danach  erlischt  der  Versicherungsschutz für die 
neue Wohnung. 

c) Ziehen beide Ehegatten in neue Wohnungen, so gilt 
Satz 1 entsprechend. Nach Ablauf der Frist von drei 
Monaten nach der nächsten, auf den Auszug der 
Ehegatten folgenden Beitragsfälligkeit erlischt der 
Versicherungsschutz für beide neuen Wohnungen. 

 
7. Lebensgemeinschaften, Lebenspartnerschaften 

Nr. 6 gilt entsprechend für eheähnliche Lebensgemein-
schaften und Lebenspartnerschaften, sofern beide Part-
ner am Versicherungsort gemeldet sind. 

 
A § 10 Besondere gefahrerhöhende Umstände 
 

Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß (Verweis 
Abschnitt „B“ Gefahrerhöhung) kann insbesondere dann 
vorliegen, wenn 
a) die Wohnung länger als 60 Tage unbewohnt ist; 
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b) der Betrieb dauernd oder vorübergehend stillgelegt 
wird; 

c) das Gebäude dauernd oder vorübergehend leer steht; 
d) im Versicherungsort ein gewerblicher Betrieb aufge-

nommen wird; 
e) Art und Umfang eines Betriebes – gleich welcher Art 

– verändert wird, soweit Versicherungsschutz für Glas 
in der gewerblichen Inhaltsversicherung vereinbart ist. 

 

Abschnitt „B“ 
 
B § 1 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder 

seines Vertreters 
 
1. Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht 

von Gefahrumständen 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem  Versicherer  alle  ihm  bekannten  
Gefahrumstände  anzuzeigen, nach denen der Versiche-
rer in Textform gefragt hat und die für dessen Entschluss 
erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu 
schließen. 
Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im 
Sinne des Satzes 1 stellt. 

 
2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

a) Vertragsänderung 
Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht 
vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände den 
Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, 
so werden die anderen Bedingungen auf Verlangen 
des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. 
Bei einer vom Versicherungsnehmer unverschuldeten 
Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen 
ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbe-
standteil. 
Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie 
um mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die 
Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Um-
stand aus, so kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. In dieser Mitteilung der Vertragsänderung 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf 
dessen Kündigungsrecht hinzuweisen. 

b) Rücktritt und Leistungsfreiheit 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nummer 1, kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, es sei denn, der Versiche-
rungsnehmer hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig verletzt. 

Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist 
das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
wenn der  Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedin-
gungen abgeschlossen hätte. Tritt der Versicherer 
nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, so ist er 
nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, der Versi-
cherungsnehmer weist nach, dass die Verletzung der 
Anzeigepflicht sich auf einen Umstand bezieht, der 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-
cherungsfalles noch für die Feststellung oder den 

Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursäch-
lich ist. Hat der Versicherungsnehmer die Anzeige-
pflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet. 

c) Kündigung 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, 
kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, 
der Versicherer hätte den Vertrag bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umständen zu gleichen oder ande-
ren Bedingungen abgeschlossen. 

d) Ausschluss von Rechten des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung 
(a), zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) sind je-
weils ausgeschlossen, wenn der Versicherer den 
nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die unrich-
tige Anzeige kannte. 

e) Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arg-
listiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 

 
3. Frist für die Ausübung der Rechte des Versichere rs 

Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 
b) oder zur Kündigung (2 c) muss der Versicherer inner-
halb eines Monats schriftlich geltend machen und dabei 
die Umstände angeben, auf die er seine Erklärung stützt; 
zur Begründung kann er nachträglich weitere Umstände 
innerhalb eines Monats nach deren Kenntniserlangung 
angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu 
dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeige-
pflicht und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von 
ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen. 

 
4. Rechtsfolgenhinweis 

Die Rechte zur  Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 
b) und zur Kündigung (2 c) stehen dem Versicherer nur 
zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf die Folgen der Verletzung der 
Anzeigepflicht hingewiesen hat. 

 
5. Vertreter des Versicherungsnehmers 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von 
Nr. 1 und 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Ver-
treters als auch die Kenntnis und die Arglist des Versiche-
rungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungs-
nehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur 
berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versiche-
rungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last 
fällt. 

 
6. Erlöschen der Rechte des Versicherers 

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (2a), 
zum Rücktritt (2b) und zur Kündigung (2c) erlöschen mit 
Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Die Frist 
beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versicherungs-
nehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich 
oder arglistig verletzt hat. 

 
B § 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit,  

Zahlung 
 
1. Beginn des Versicherungsschutzes 
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Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Rege-
lungen in Nr. 3 und 4 zu dem im Versicherungsschein an-
gegebenen Zeitpunkt. 

 
 
 
2. Fälligkeit der ersten oder einmaligen Prämie 

Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von 
dem Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich nach 
dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungs-
schein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. 
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns 
vor Vertragsschluss, ist die erste oder einmalige Prämie 
unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach 
dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der 
Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt 
ist. 
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versi-
cherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, 
ist die erste oder einmalige Prämie frühestens einen Mo-
nat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. 
Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die 
erste Rate als erste Prämie. 
 

3. Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsver zug 
Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach 
Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann 
der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die 
Zahlung nicht bewirkt ist. 
Der Rücktritt  ist  ausgeschlossen, wenn  der  Versiche-
rungsnehmer  die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

 
4. Leistungsfreiheit des Versicherers 

Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige 
Prämie nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden Fällig-
keitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für einen vor 
Zahlung der Prämie eingetretenen Versicherungsfall nicht 
zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder 
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein 
auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie auf-
merksam gemacht hat. 
Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

 
B § 3 Dauer und Ende des Vertrages 
 
1. Dauer 

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angege-
benen Zeitraum abgeschlossen. 

 
2. Stillschweigende Verlängerung 

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine 
Kündigung zugegangen ist. 

 
3. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen 

Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als 
drei Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf fol-
genden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Mo-
naten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden. 
Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei 
Monate vor dem 

Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugehen. 
 
4. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr en-
det der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

 
5. Wegfall des versicherten Interesses 

Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Ver-
sicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu 
dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis 
erlangt. 
a) Soweit Versicherungsschutz für Glas im privaten 

Haushalt vereinbart ist, gilt 
aa) als Wegfall des versicherten Interesses insbe-

sondere die vollständige und dauerhafte Auflö-
sung des Haushaltes nach Aufnahme des Versi-
cherungsnehmers in eine stationäre Pflegeein-
richtung oder nach Aufgabe einer Zweit- oder Fe-
rienwohnung. 

bb) Das Versicherungsverhältnis endet bei Tod des 
Versicherungsnehmers zum Zeitpunkt der Kennt-
niserlangung des Versicherers über die vollstän-
dige und dauerhafte Haushaltsauflösung, spätes-
tens jedoch zwei Monate nach dem Tod des Ver-
sicherungsnehmers, wenn nicht bis zu diesem 
Zeitpunkt ein Erbe die Wohnung in derselben 
Weise nutzt wie der verstorbene Versicherungs-
nehmer. 

Wohnungswechsel gilt nicht als Wegfall des versicherten 
Interesses. 
b) Soweit Versicherungsschutz für Glas in der gewerbli-

chen Inhaltsversicherung vereinbart ist, gilt als Weg-
fall des versicherten Interesses insbesondere das 
Ende der Verfügungsgewalt des Versicherungsneh-
mers über die versicherten Geschäftsräume oder Be-
triebsstätte. 

 
B § 4 Folgeprämie 
 
1. Fälligkeit 

a) Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt 
der jeweiligen Versicherungsperiode fällig. 

b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb 
des im Versicherungsschein oder in der Prämien-
rechnung angegebenen Zeitraums geleistet wurde. 

 
2. Schadenersatz bei Verzug 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Fol-
geprämie in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz 
des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu 
verlangen. 
 

3. Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mah-
nung 
a) Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei 

nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie auf 
dessen Kosten in Textform zur Zahlung auffordern 
und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen 
ab Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen 
(Mahnung). Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der 
Versicherer je Vertrag die rückständigen Beträge der 
Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und 
außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit 
und Kündigungsrecht - aufgrund der nicht fristgerech-
ten Zahlung hinweist. 
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b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versi-
cherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles 
mit der Zahlung der Prämie oder der Zinsen oder 
Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei. 

c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mah-
nung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung 
kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist. 
Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristab-
lauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu 
diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hie-
rauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung 
ausdrücklich hinzuweisen. 

 
4. Zahlung des Beitrages nach Kündigung 

Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungs-
nehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung o-
der, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden 
ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf die Zahlung 
leistet. Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versi-
cherers (Nr. 3b) bleibt unberührt. 

 
B § 5 Lastschrift 
 
1. Pflichten des Versicherungsnehmers 

Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren 
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum 
Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für eine ausreichende 
Deckung des Kontos zu sorgen. 

 
2. Änderung des Zahlungsweges 

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine 
oder mehrere Prämien, trotz wiederholtem Einziehungs-
versuch, nicht eingezogen werden können, ist der Versi-
cherer berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in Textform 
zu kündigen. Der Versicherer hat in der Kündigung darauf 
hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet 
ist, die ausstehende Prämie und zukünftige Prämien 
selbst zu übermitteln. Durch die Banken erhobene Bear-
beitungsgebühren für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug 
können dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt 
werden. 

 
B § 6 Ratenzahlung 
 

Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden 
Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als ge-
stundet. 
Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperi-
ode werden sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer 
mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder 
wenn eine Entschädigung fällig wird. 

 
B § 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 
1. Allgemeiner Grundsatz 

a) Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhält-
nisses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht 
dem Versicherer für diese Versicherungsperiode nur 
derjenige Teil der Prämie zu, der dem Zeitraum ent-
spricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden 
hat. 

b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, steht dem Versicherer die Prämie 
zu, die er hätte beanspruchen können, wenn die Ver-
sicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden 
wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Inte-
resses Kenntnis erlangt hat. 

 
2. Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktr itt, 

Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse 
a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine 

Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu wi-
derrufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit 
nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der 
Prämien zu erstatten.  Voraussetzung ist, dass der 
Versicherer in der Belehrung über das Widerrufs-
recht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs und den 
zu zahlenden Betrag hingewiesen und der Versiche-
rungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versiche-
rungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. 
Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 
Versicherer zusätzlich die für das erste Versiche-
rungsjahr gezahlte Prämie zu erstatten; dies gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem 
Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat. 

b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der Versicherungsnehmer 
Gefahrumstände, nach denen der Versicherer vor 
Vertragsannahme in Textform gefragt hat, nicht an-
gezeigt hat, so steht dem Versicherer die Prämie bis 
zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung zu. 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil die einmalige oder die ers-
te Prämie nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht 
dem Versicherer eine angemessene Geschäftsge-
bühr zu. 

c) Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung 
des Versicherers wegen arglistiger Täuschung been-
det, so steht dem Versicherer die Prämie bis zum 
Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu. 

d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der 
Prämie verpflichtet, wenn das versicherte Interesse 
bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn 
das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künf-
tiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges In-
teresse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer 
kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr 
verlangen. 
Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch ei-
nen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 
ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in die-
sem Fall die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem 
er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 

 
B § 8 Obliegenheiten 
 
1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfal les 

a) Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versi-
cherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles 
zu erfüllen hat, sind: 
aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen 

sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvor-
schriften 

bb) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich verein-
barten Obliegenheiten 
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b) Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder 
grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt 
des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer 
zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb ei-
nes Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis 
erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. Das Kündi-
gungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, 
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er die 
Obliegenheit weder vorsätzlich noch grobfahrlässig 
verletzt hat. 

 
2. Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versich e-

rungsfalls 
a) Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt 

des Versicherungsfalls 
aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minde-

rung des Schadens zu sorgen; 
bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er 

von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. 
auch mündlich oder telefonisch - anzuzeigen; 

cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung/-minderung - ggf. auch mündlich oder 
telefonisch -  einzuholen, wenn die Umstände 
dies gestatten; 

dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu 
befolgen. Erteilen mehrere an dem Versiche-
rungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedli-
che Weisungen, hat der Versicherungsnehmer 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln; 

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das 
Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 

ff) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, 
bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sa-
chen durch den Versicherer freigegeben worden 
sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind 
das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentie-
ren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sa-
chen bis zu einer Besichtigung durch den Versi-
cherer aufzubewahren; 

gg) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich je-
de  Auskunft – auf Verlangen in Schriftform – zu 
erteilen, die zur Feststellung des Versicherungs-
falles oder des Umfanges der Leistungspflicht des 
Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersu-
chung über Ursache und Höhe des Schadens 
und über den Umfang der Entschädigungspflicht 
zu gestatten; 

hh) vom Versicherer angeforderte Belege beizubrin-
gen, deren Beschaffung ihm billigerweise zuge-
mutet werden kann; 

b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des 
Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Ob-
liegenheiten gemäß Nummer 2 a) ebenfalls zu erfül-
len – soweit ihm dies nach den tatsächlichen und 
rechtlichen Umständen möglich ist. 

 
3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 

a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahr-
lässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versiche-
rer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu 
kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Ver-
sicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen ei-

ner groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsneh-
mer zu beweisen. 

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverlet-
zung ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflich-
tet, soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch 
für die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist. 

c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt 
des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann 
vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

 
B § 9 Gefahrerhöhung 
 
1. Begriff der Gefahrerhöhung 

a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe 
der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die 
tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert 
werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder 
eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerecht-
fertigte Inanspruchnahme des Versicherers wahr-
scheinlicher wird. 

b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht 
nur - vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Um-
stand ändert nach dem der Versicherer vor Vertrags-
schluss gefragt hat. 
Siehe dazu Abschnitt „A“ § 10. 

c) Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn 
sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach 
den Umständen als mitversichert gelten soll. 

 
2. Pflichten des Versicherungsnehmers 

a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Ver-
sicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder 
deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass 
er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine 
Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so 
muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzei-
gen. 

c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, 
muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer un-
verzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis er-
langt hat. 

 
3. Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Ver-

sicherer 
a) Kündigungsrecht des Versicherers 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag 
fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer 
zu beweisen. 
Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, 
kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen. 
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den 
Fällen nach Nr. 2 b) und c) bekannt, kann er den Ver-
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trag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen. 

b) Vertragsänderung 
Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte Prämie 
verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr 
ausschließen. 
Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer 
die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb ei-
nes Monats nach Zugang der Mitteilung des Versi-
cherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der 
Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungs-
nehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 

 
4. Erlöschen der Rechte des Versicherers 

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Ver-
tragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht 
innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von 
der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zu-
stand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung 
bestanden hat. 

 
5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 

a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall 
ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich-
tet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten 
nach Nr. 2a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Ver-
sicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so 
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem 
Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entspricht. Das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der 
Versicherungsnehmer zu beweisen. 

b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) ist 
der Versicherer für einen Versicherungsfall, der spä-
ter als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu 
dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen 
sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherungs-
nehmer seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. 
Hat der Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahr-
lässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 entsprechend. 
Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 
wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu 
dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, 
bekannt war. 

c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 
aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass 

die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Ein-
tritt des Versicherungsfalles oder den Umfang der 
Leistungspflicht war oder 

bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfal-
les die Frist für die Kündigung des Versicherers 
abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war 
oder 

cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte Prä-
mie verlangt. 

 
B § 10 Überversicherung 
 
1. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versi-

cherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Versi-

cherer als auch der Versicherungsnehmer verlangen, 
dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versiche-
rungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. 
Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist für die Hö-
he der Prämie der Betrag maßgebend, den der Versiche-
rer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vorn-
herein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre. 

 
2. Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in 

der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidri-
gen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag 
nichtig. Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem 
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt. 

 
B § 11 Mehrere Versicherer 
 
1. Anzeigepflicht 

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer 
die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der 
Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versiche-
rungssumme anzugeben. 
 

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
(siehe Nr.1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versi-
cherer unter den in Abschnitt „B“ Nr. 3a beschriebenen 
Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch 
ganz oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt 
nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles Kenntnis von der anderen Versicherung er-
langt hat. 
 

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversiche-
rung 
a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 

dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die Versi-
cherungssummen zusammen den Versicherungswert 
oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der 
Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne 
Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, 
den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversiche-
rung vor. 

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuld-
ner verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukom-
men hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage 
obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Gan-
zen nicht mehr als den Betrag des ihm entstandenen 
Schadens verlangen. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge bei dem-
selben Versicherer bestehen. 
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicher-
te aus anderen Versicherungsverträgen Entschädi-
gung für denselben Schaden, so ermäßigt sich der 
Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der Wei-
se, dass die Entschädigung aus allen Verträgen ins-
gesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbetrag 
der Versicherungssummen, aus denen die Prämien 
errechnet wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung 
gegeben worden wäre. Bei Vereinbarung von Ent-
schädigungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in 
der Weise, dass aus allen Verträgen insgesamt keine 
höhere Entschädigung zu leisten ist, als wenn der 
Gesamtbetrag der Versicherungssummen in diesem 
Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 
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c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversi-
cherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch ei-
nen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 
ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nich-
tig. 
Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt. 
 

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung 
a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den 

die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne 
Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachversiche-
rung geschlossen, kann er verlangen, dass der später 
geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versiche-
rungssumme unter verhältnismäßiger Minderung der 
Prämie auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der 
durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist. 
Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung 
der Versicherungssumme und Anpassung der Prämie 
werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklä-
rung dem Versicherer zugeht. 

b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, 
wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden 
ist, dass nach Abschluss der mehreren  Versiche-
rungsverträge  der  Versicherungswert  gesunken  ist.  
Sind in  diesem  Fall  die  mehreren  Versicherungs-
verträge  gleichzeitig  oder im Einvernehmen der Ver-
sicherer geschlossen worden, kann der Versiche-
rungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung 
der Versicherungssummen und der Prämien verlan-
gen. 

 
B § 12 Versicherung für fremde Rechnung 
 
1. Rechte aus dem Vertrag 

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsver-
trag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten 
(Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus 
diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und 
nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der 
Versicherte den Versicherungsschein besitzt. 

 
2. Zahlung der Entschädigung 

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an 
den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass 
der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der 
Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit 
Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen. 

 
3. Kenntnis und Verhalten 

a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versiche-
rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind 
bei der Versicherung für fremde Rechnung auch die 
Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu be-
rücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des Ver-
sicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, 
muss sich der Versicherungsnehmer für sein Interes-
se das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten 
nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte Reprä-
sentant des Versicherungsnehmers ist. 

b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, 
wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen 
worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichti-
gung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder 
nicht zumutbar war. 

c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen 
an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne 
Auftrag des Versicherten geschlossen und den Versi-
cherer nicht darüber informiert hat. 

 
B § 13 Kosten für die Abwendung, Minderung und Er-

mittlung des Schadens 
 
1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des 

Schadens 
a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die 

der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles den Umständen nach zur Abwendung und 
Minderung des Schadens für geboten halten durfte. 

b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kür-
zen, kann er auch den Aufwendungsersatz nach a) 
entsprechend kürzen. 

c) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige 
Entschädigung betragen zusammen höchstens die 
Versicherungssumme je vereinbarter Position; dies 
gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung 
des Versicherers entstanden sind. 

d) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen 
der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im 
öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet 
sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse 
erbracht werden. 

 
2. Kosten der Ermittlung und Feststellung des Scha-

dens 
a) Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die 

Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von 
ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese den Um-
ständen nach geboten waren. 
Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständi-
gen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur 
ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertraglich verpflich-
tet ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde. 

b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kür-
zen, kann er auch den Kostenersatz nach a) entspre-
chend kürzen. 

 
B § 14 Übergang von Ersatzansprüchen 
 
1. Übergang von Ersatzansprüchen 

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch ge-
gen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versi-
cherer über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. 
Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versiche-
rungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet sich der 
Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine 
Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher 
Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht geltend ge-
macht werden, es sei denn, diese Person hat den Scha-
den vorsätzlich verursacht. 
 

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüche n 
Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch 
oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes 
Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvor-
schriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatzan-
spruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung 
durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit 
vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht 
verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem 
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Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen 
Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsneh-
mer. 

 
B § 15 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall 
 
1. Kündigungsrecht 

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der 
Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die 
Kündigung ist in Schriftform zu erklären. Sie muss der 
anderen Vertragspartei spätestens einen Monat nach 
Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung zuge-
gangen sein. 

 
2. Kündigung durch Versicherungsnehmer 

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die 
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens je-
doch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, 
wirksam wird. 

 
3. Kündigung durch Versicherer 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

 
B § 16 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen  
 
1. Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung  des 

Versicherungsfalles 
a) Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungs-

fall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der 
Entschädigungspflicht frei. 
Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräf-
tiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des 
Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die vor-
sätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen. 

b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob 
fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen. 

 
2. Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versiche-

rungsfalles 
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, 
wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig 
über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der 
Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täu-
schen versucht. 
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch 
rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsneh-
mer wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, 
so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewie-
sen. 

 
B § 17 Anzeigen / Willenserklärungen 
 
1. Form 

Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit 
in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind 
die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und An-

zeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und die 
unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Text-
form abzugeben. 
Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung 
des Versicherers oder an die im Versicherungsschein o-
der in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stel-
len. gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über 
den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben unbe-
rührt. 

 
2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensände-

rung 
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebe-
nen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Entsprechendes gilt bei einer dem Versicherer 
nicht angezeigten Namensänderung. Die Erklärung gilt 
drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegan-
gen. 

 
3. Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Nied er-

lassung 
Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der 
Anschrift  seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden 
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die 
Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend Anwendung. 

 
B § 18 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
 
1. Erklärungen des Versicherungsnehmers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entge-
genzunehmen betreffend 
a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versiche-

rungsvertrages, 
b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließ-

lich dessen Beendigung, 
c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des 

Vertrages und während des Versicherungsverhältnis-
ses. 

 
2. Erklärungen des Versicherers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder de-
ren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln. 

 
3. Zahlungen an den Versicherungsvertreter 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zah-
lungen, die der Versicherungsnehmer im Zusammenhang 
mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versiche-
rungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen. Eine Be-
schränkung dieser Vollmacht muss der Versicherungs-
nehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die Be-
schränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder in 
Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. 

 
B § 19 Repräsentanten 
 

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und 
das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen. 

 
B § 20 Verjährung 
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Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss 
des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der 
Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen 
und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder 
ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste. 
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristbe-
rechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang 
der in Textform mitgeteilten Entscheidung des Versiche-
rers beim Anspruchsteller nicht mit, soweit dieser Zeit-
raum nach Beginn der Verjährung liegt. 

 
 
 
 
 
 
B § 21 Gerichtsstand 
 
1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungs-

vermittler 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver-
sicherungsvermittlung ist neben den Gerichtsständen der 
Zivilprozessordnung (ZPO) auch das Gericht örtlich zu-
ständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur 
Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung 
eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
 

2. Klagen gegen Versicherungsnehmer 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver-
sicherungsvermittlung gegen den Versicherungsnehmer 
ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe-
bung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versi-
cherung handelt, kann der Versicherer seine Ansprüche auch 

bei dem für den Sitz oder die Niederlassung des Gewerbebe-
triebes zuständigen Gericht geltend machen.  
 
B § 22 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
 
1. Erklärungen des Versicherungsnehmers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entge-
genzunehmen betreffend 
a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versiche-

rungsvertrages, 
b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließ-

lich dessen Beendigung, 
c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des 

Vertrages und während des Versicherungsverhältnis-
ses. 

2. Erklärungen des Versicherers 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder de-
ren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.  
 

B § 23 Wechsel des Versicherers 
 
Die Bevollmächtigte ist berechtigt, jederzeit, ohne Zu-
stimmung des Versicherungsnehmers zur nächsten Hauptfäl-
ligkeit des Versicherungsvertrages, den Versi-cherer zu 
wechseln. Dies ist jedoch nur möglich, bei gleich bleibendem 
Versicherungsschutz und bei gleich bleibender Prämie/ gleich 
bleibendem Prämiensatz. 
Der Wechsel des Versicherers ist dem Versicherungs-nehmer 
spätestens innerhalb von 4 Wochen nach erfolg-tem Wechsel 
mitzuteilen. Der Wechsel des Versicherers begründet kein 
Recht auf ein außerordentliches Kündi-gungsrecht. 
 
B § 24 Anzuwendendes Recht 
 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.  
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Besondere Bedingungen und Klauseln für die Glasvers icherung 
 (BB GL CIF:PRO plus 2018) 

(Stand: 01.07.2018) 
 
Soweit der Einschluss der Glasversicherung beantrag t 
und im Versicherungsschein dokumentiert wurde, gelt en 
als mitversichert: 

- Glaskeramikkochfelder, 
- Kunststoffscheiben und Kunststoffplatten, 
- Doppelstegplatten der zur Wohnung gehörenden Terras-

senüberdachung, 
- Aquarien und Terrarien mit einem Fassungsvolumen bis 

300 Liter, 
- Verglasungen von Wintergärten, Veranden, Balkonen etc. 

sowie Glas von Vitrinen, Bildern, Spiegeln etc., auch 
Sichtfenster von Öfen 

- Glasbausteine und Lichtkuppeln 
- Duschtrennwände aus Glas oder Plexiglas 
- künstlerisch be- und/ oder verarbeitete Scheiben (z. B. 

Motivdarstellungen durch Ätzung, Schliff, Malerei), wenn 
sie ihrer Art nach zu den versicherten Verglasungen ge-
hören bis zu 2.000,-- €. 

- Sonderkosten gemäß § 3 AGlB CIF:PRO 2018 wie z.B. 
für Gerüste, Kräne und die Beseitigung von Hindernissen 
auf Erstes Risiko bis 5.000,-- € je Schadensfall, 

- Schäden aufgrund handwerklicher Arbeiten z. B. wegen 
Neu- und Umbauten während der Vertragsdauer, 

- Kosten für das Beseitigen und Wiederanbringen von 
Bauteilen, die das Einsetzen von Ersatzscheiben behin-
dern bis zu 2.000,-- €. 

- Schäden die durch Zerbrechen infolge von Brand, Blitz 
oder Explosion, Implosion, durch Lösch- oder Rettungs-
maßnahmen oder durch Aufprall eines Luftfahrzeuges, 
seiner Teile oder seiner Ladung verursacht werden und 
soweit für diese nicht anderweitig Versicherungsschutz 
besteht. 
Dies gilt nicht für Gebäudebestandteile, für die ein Versi-
cherungsmonopol besteht, ferner nicht für Schäden auf-
grund von Krieg, inneren Unruhen, Landfriedensbruch, 
Erdbeben oder Kernenergie. 
 

Ferner gelten die folgenden Klauseln: 
 
PK 0714 Wandplatten 
 
Ausgeschlossen sind Schäden durch Zerbrechen (Abschnitt 
„A“ § 1 Nr. 1 AGlB CIF:PRO 2018) von Wand- und sonstigen 
Platten, wenn sich diese unversehrt gelöst haben. 
 
PK 0731 Mehrscheiben-Isolierverglasungen 
 
Der Versicherer leistet bei Mehrscheiben-Isolierverglasungen 
Ersatz für Beschädigungen der Randverbindungen oder für 
ein Undicht werden nur, wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger 
Schaden durch Zerbrechen (Abschnitt „A“ § 1 Nr. 1 AGlB 
CIF:PRO 2018) der Scheibe vorliegt. 
 
PK 0732  Blei-, Messing- oder Eloxalverglasung, Tra nspa-
rentes Glasmosaik 
Der Versicherer leistet Ersatz für Schäden an nicht aus Glas 
bestehenden Teilen von Blei-, Messing- oder Eloxalvergla-

sungen oder von transparentem Glasmosaik nur, wenn 
gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden durch Zerbrechen 
an der zugehörigen Scheibe vorliegt und entweder beide 
Schäden auf derselben Ursache beruhen oder der Schaden 
an der Scheibe den anderen Schaden verursacht hat. Die 
Rahmen der Verglasungen sind nicht Gegenstand der Versi-
cherung. 
 
PK 0733 Entschädigung für Umrahmungen, Mauerwerk 
und Schutzeinrichtungen 
 
Der Versicherer leistet bis zu 2.000,-- € je Schadensfall Ent-
schädigung auch für Schäden an Umrahmungen, Mauerwerk 
und Schutzeinrichtungen, wenn gleichzeitig ein ersatzpflichti-
ger Schaden durch Zerbrechen (Abschnitt „A“ § 1 Nr. 1 AGlB 
CIF:PRO 2018) an der versicherten Scheibe selbst vorliegt 
und entweder beide Schäden auf derselben Ursache beruhen 
oder der Schaden an der Scheibe den anderen Schaden 
verursacht hat. Dies gilt auch für Umrahmungen, Mauerwerk 
und Schutzeinrichtungen von versicherten Sachen, die nicht 
aus Glas bestehen. 
 
PK 0734 Entschädigung für Anstriche, Malereien, Sch rif-
ten, Verzierungen, Lichtfilterlacke und Folien 
 
Der Versicherer leistet bis zu 2.000,-- € je Schadensfall Ent-
schädigung auch für Schäden an Anstrichen, Malereien, 
Schriften, Verzierungen, Lichtfilterlacken und Folien, wenn 
gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden durch Zerbrechen 
(Abschnitt „A“ § 1 Nr. 1 AGlB CIF:PRO 2018) der versicherten 
Scheibe selbst vorliegt. 
 
PK 0735 Waren und Dekorationsmittel 
 
1. Der Versicherer leistet bis zu 2.000,-- € je Schadensfall 

auf erstes Risiko Entschädigung auch für Schäden an 
ausgestellten Waren und Dekorationsmitteln hinter versi-
cherten Scheiben (z. B. von Schaufenstern, Schaukästen 
und Vitrinen), wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger 
Schaden durch Zerbrechen der Scheibe vorliegt und die 
Waren oder Dekorationsmittel durch Glassplitter oder 
durch Gegenstände zerstört oder beschädigt worden 
sind, die beim Zerbrechen der Scheibe eingedrungen 
sind. 

2. Ersetzt werden 
a) bei zerstörten Sachen der Wiederbeschaffungspreis 

unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles; die 
Reste der zerstörten Sachen stehen dem Versicherer 
zu, wenn nicht der Versicherungsnehmer den Wert 
der Reste an den Versicherer zahlt; 

b) bei beschädigten Sachen die notwendigen Repara-
turkosten zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfal-
les zuzüglich einer durch den Versicherungsfall etwa 
entstandenen und durch die Reparatur nicht auszu-
gleichenden Wertminderung, höchstens jedoch der 
Wiederbeschaffungspreis unmittelbar vor Eintritt des 
Versicherungsfalles. 
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PK 0736 Raster und Schriftscheiben 
 
1. Ersetzt werden versicherte Raster oder Schriftscheiben, 

wenn sie innerhalb der Geschäftsräume des Versiche-
rungsnehmers zerbrechen. Für Schäden, die durch die 
Vornahme von Reparaturen an Rastern oder Schrift-
scheiben entstehen, leistet der Versicherer keinen Ersatz. 

2. Im Schadensfall hat der Versicherungsnehmer den zer-
brochenen Gegenstand, insbesondere das mit der Fabrik-
Nummer versehene Bruchstück, dem Versicherer auf 
Verlangen zuzusenden. 

3. Liegt dem Vertrag die Vereinbarung „Naturalersatz für 
gewerbliche Risiken“ zugrunde, so gilt sie für Raster und 
Schriftscheiben nicht. 

4. Der Versicherungsnehmer erwirbt auf den Teil der Ent-
schädigung, der den gemeinen Wert übersteigt, einen 
Anspruch nur, soweit er einen entsprechenden Betrag für 
die Wiederherstellung oder für die Wiederbeschaffung 
von Sachen gleicher Anzahl, Art und Güte verwendet hat. 

 
PK 0742 Unterversicherung bei Positionen ohne Versi -
cherungssumme 
 
1. Hängt die erforderliche Jahresprämie aufgrund von An-

tragsfragen erkennbar von der Fläche des versicherten 
Glases ab, so hat der Versicherungsnehmer während der 
Vertragsdauer Abweichungen zwischen den Angaben im 
Antrag und den tatsächlichen vorhandenen Flächen dem 
Versicherer unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 

2. Sind die zur Zeit des Versicherungsfalls vorhandenen 
Flächen des Versicherer weder durch den Antrag noch 
durch spätere Anzeigen bekannt geworden (Unterversi-
cherung), so hat er von der Entschädigung oder den Kos-
ten des Naturalersatzes nur den Teil zu tragen, der sich 
zu dem bedingungsgemäß errechneten Gesamtbetrag 
verhält wie die zuletzt geschuldete Jahresprämie zu der 
Jahresprämie, die bei Kenntnis aller Umstände vereinbart 
worden wäre. Anzeigen, die ohne Verschulden des Versi-
cherungsnehmers dem Versicherer noch nicht zugegan-
gen sind, gelten als rechtzeitig erfolgt. 
Den vereinbarten Naturalersatz braucht der Versicherer 
erst zu leisten, nachdem der Versicherungsnehmer den 
sich ergebenden Unterschiedsbetrag vor Erteilung des 
Ersatzauftrags hinzugezahlt hat. 

3. Werden dem Versicherer während der Vertragsdauer 
Flächen angezeigt, für die eine höhere oder geringere 
Jahresprämie vereinbart worden wäre, so schuldet der 
Versicherungsnehmer von dem Zeitpunkt der Absendung 
der Anzeige an die geänderte Jahresprämie. 

4. Nr. 1 bis Nr. 3 sind entsprechend anzuwenden, wenn die 
Prämie aufgrund von Antragsfragen erkennbar von sons-
tigen Umständen abhängt. Dies gilt insbesondere, wenn 
ein Gebäudewert maßgebend ist und dieser Wert entwe-
der im Antrag zu niedrig angegeben wurde oder später 
durch Um-, An- oder Ausbauten gestiegen ist. 

 
PK 0743 Erstrisikoversicherung 
 
Soweit Versicherung auf Erstes Risiko (Erste Gefahr) verein-
bart ist, gelten § 12 Nr. 1 AGlB CIF:PRO 2018 und § 75 VVG 
nicht. 
 
PK 0753 Werbeanlagen 
 
1. Versichert sind die im Versicherungsvertrag näher be-

zeichneten Werbeanlagen, und zwar Leuchtröhrenanla-

gen (Hochspannungsanlagen); Firmenschilder; Transpa-
rente. 

2. Der Versicherer leistet Ersatz 
a) bei Leuchtröhrenanlagen (Hochspannungsanlagen) 

für Schäden durch Zerbrechen der Röhren (Systeme) 
und an den übrigen Teilen der Anlage für alle Be-
schädigungen oder Zerstörungen, soweit sie nicht ei-
ne unmittelbare Folge der durch den Betrieb der An-
lage verursachten Abnutzung sind; 

b) bei Firmenschildern und Transparenten für Schäden 
durch Zerbrechen der Glas- und Kunststoffteile. 
Schäden an Leuchtkörpern oder nicht aus Glas oder 
Kunststoff bestehenden Teilen (z.B. Metallkonstrukti-
on, Bemalung, Beschriftung, Kabel) sind mitversi-
chert, wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden 
durch Zerbrechen am Glas oder Kunststoff vorliegt 
und entweder beide Schäden auf derselben Ursache 
beruhen oder der Schaden am Glas oder Kunststoff 
den anderen Schaden verursacht hat. 

3. Abweichend von Abschnitt „A“ § 1 b) aa) AGlB CIF:PRO 
2018 sind, soweit nichts anderes vereinbart ist, Schäden 
durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Aufprall 
eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung, 
mitversichert, soweit hierfür keine andere Versicherung 
besteht. 

4. Kosten für Farbangleichungen unbeschädigter Systeme 
oder für sonstige Änderungen oder Verbesserungen so-
wie für Überholungen sind nicht entschädigungspflichtig. 

5. Wird anlässlich eines ersatzpflichtigen Schadens an den 
übrigen Teilen der Anlage eine vorläufige Reparatur 
durch einen Nichtfachmann vorgenommen, so sind die 
Kosten hierfür sowie die daraus entstehenden Folgen 
vom Versicherungsnehmer zu tragen. 

 
PK 0761 Industriebauten 
 
1. Versichert sind alle jeweils vorhandenen und fertig einge-

setzten und eingebauten Scheiben der im Versicherungs-
vertrag bezeichneten Industriebauten, jedoch beschränkt 
auf die je Glasart und je Quadratmeter vereinbarten Ver-
sicherungssummen. 
Ändert sich durch Neu-, An- oder Umbauten der Bestand 
an Scheiben hinsichtlich der versicherten Glasarten oder 
der Quadratmeterflächen, so hat der Versicherungsneh-
mer dies dem Versicherer unverzüglich schriftlich anzu-
zeigen. 

2. Ist die vereinbarte oder angezeigte oder ohne Verschul-
den noch nicht angezeigte Quadratmeter-Zahl für eine 
Glasart niedriger als die zur Zeit des Eintritts des Versi-
cherungsfalls vorhandene Quadratmeter-Fläche, so wird 
die Entschädigung für diese Glasart nach dem Verhältnis 
der vereinbarten Quadratmeter-Zahl zu der vorhandenen 
Quadratmeter- Fläche berechnet. 
Einen vereinbarten Naturalersatz braucht der Versicherer 
erst zu leisten, nachdem der Versicherungsnehmer den 
Unterschiedsbetrag zwischen der nach Abs. 1 berechne-
ten Entschädigung und den Aufwendungen für den Natu-
ralersatz vor Erteilung des Ersatzauftrags hinzugezahlt 
ist. 

3. Diese Bestimmungen gelten entsprechend, wenn statt 
Glasscheiben andere Gegenstände versichert werden. 

 
PK 0781 Führung 
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Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, Anzeigen und 
Willenserklärungen des Versicherungsnehmers für alle betei-
ligten Versicherer entgegenzunehmen. 
 
PK 0782 Prozessführung 
 
Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Versi-
cherer die gleichen sind, ist folgendes vereinbart: 
1. Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus die-

sem Vertrag seine Ansprüche nur gegen den führenden 
Versicherer und nur wegen dessen Anteil gerichtlich gel-
tend machen. 

2. Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den 
führenden Versicherer rechtskräftig gewordene Entschei-
dung sowie die von diesem mit dem Versicherungsneh-
mer nach Rechtshängigkeit geschlossenen Vergleiche als 
auch für sich verbindlich an. 

3. Falls der Anteil des führenden Versicherers den für die 
Zulässigkeit der Berufung notwendigen Wert des Be-
schwerdegegenstandes oder im Falle der Revision den 
Wert der mit der Revision geltend zu machenden Be-
schwer nicht erreicht, ist der Versicherungsnehmer be-
rechtigt und auf Verlangen des führenden oder eines mit-
beteiligten Versicherers verpflichtet, die Klage auf einen 
zweiten, erforderlichenfalls auf weitere Versicherer aus-
zudehnen, bis diese Summe erreicht ist. Wird diesem 
Verlangen nicht entsprochen, so gilt Nr. 2 nicht. 

 
PK 0785 Wohnungs- und Teileigentum 
 
1. Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft von Wohnungs-

eigentümern der Versicherer wegen des Verhaltens ein-
zelner Wohnungseigentümer ganz oder teilweise leis-
tungsfrei, so kann er sich hierauf gegenüber den übrigen 
Wohnungseigentümern wegen deren Sondereigentums 
sowie deren Miteigentumsanteile nicht berufen. 

Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwir-
kungsgrund vorliegt, hat dem Versicherer die darauf ent-
fallenden Aufwendungen zu ersetzen. 

2. Die übrigen Wohnungseigentümer können verlangen, 
dass der Versicherer sie auch insoweit entschädigt, als er 
gegenüber einzelnen Miteigentümern leistungsfrei ist, so-
fern diese zusätzliche Entschädigung zur Wiederherstel-
lung des gemeinschaftlichen Eigentums verwendet wird. 
Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwir-
kungsgrund vorliegt, ist verpflichtet, dem Versicherer die-
se Mehraufwendungen zu erstatten. 

3. Für die Glasversicherung bei Teileigentum gelten Nr. 1 
und Nr. 2 entsprechend. 

 
Innovationsklausel/ Bedingungsverbesserungen/ Bedin -
gungsgarantie 
 
a) Werden die dem Vertrag zugrunde liegenden Allgemei-

nen Versicherungsbedingungen für die Glasversicherung 
(AGIB 2008 GVO) oder die dem Vertrag zu Grunde lie-
genden Besonderen Versicherungsbedingungen aus-
schließlich zum Vorteil des Versicherungsnehmers und 
ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten die neuen Bedin-
gungen mit sofortiger Wirkung auch für diesen Vertrag. 

b) Die GVO garantiert, dass die vorliegenden Bedingungen 
zur Glasversicherung ausschließlich zum Vorteil des VN 
von den durch den Gesamtverband der Versicherungs-
wirtschaft (GDV) empfohlenen Bedingungen sowie den 
Mindeststandards des Arbeitskreises Vermittlerrichtlinie – 
Stand 02/2010 - abweichen. 

 
Sofern ausdrücklich beantragt, sind zusätzlich über  die 
Deckung der BB GL CIF:PRO complete best advice 2015  
hinaus mitversichert: 
 
- Außenverglasung an Außentüren, in Treppenhäusern, an 

Kellerfenstern usw. in Mehrfamilienhäusern. 
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Datenschutzhinweise zur Antrags- und Vertragsbearbe itung 

Stand: 25.05.2018 
 
Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die Zurich Insurance plc 
Niederlassung für Deutschland und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte. Ist der Versicherungsnehmer 
nicht der Beitragszahler, richten sich die folgenden Informationen auch an den Beitragszahler und die versicherten Personen.

 
1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
 
ConceptIF Pro GmbH 
Barmbeker Str. 2-6 
22303 Hamburg 
Tel: +49 (0)40 - 69 63 55-0 
Fax: +49 (0)40 - 69 63 55-109 
E - Mail: pro@conceptif.de 
 
als Assekuradeur 
 
für die  
 
Zurich Insurance plc Niederlassung für Deutschland, 
Platz der Einheit 2 
60327 Frankfurt am Main 
Tel: +49 (0)69-7115-0 
Fax: +49 (0)69-7115-3358 
E - Mail: datenschutz@zurich.com 
 
als Risikoträger (Versicherer).  
 
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post 
unter der o.g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauf-
tragter – oder per E-Mail unter: info@dsb-keeve.de. 
 
2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbei-
tung 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter 
Beachtung der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSG-
VO), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der daten-
schutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versiche-
rungsvertragsgesetzes (VVG), sowie aller weiteren maß-
geblichen Gesetze. 
 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benöti-
gen wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den 
Abschluss des Vertrages und zur Einschätzung des von 
uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der Versiche-
rungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur 
Durchführung des Vertragsverhältnisses, z.B. zur Policie-
rung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden 
benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versiche-
rungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist. 
 
Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versiche-
rungsvertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer pers o-
nenbezogenen Daten nicht möglich. 
 
Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen 
Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statis-
tiken, z.B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfül-
lung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. 
 
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezo-
gener Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist 
Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Katego-
rien personenbezogener Daten (z.B. Ihre Gesundheitsdaten 

bei Abschluss eines Unfallversicherungsvertrages) erforder-
lich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) 
i.V.m. Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen 
Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 
2 j) DSGVO i.V.m. § 27 BDSG. 
 
Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen 
von uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DSG-
VO). Dies kann insbesondere erforderlich sein: 
- zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-

Betriebs einschließlich Tests 
- zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsproduk-

te und für andere Produkte von Kooperationspartnern 
sowie für Markt- und Meinungsumfragen, 

- zur Risikosteuerung innerhalb des Unternehmens, 
- zur Kundenzufriedenheitsbefragung 
- zur Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung von 

Prozessen, Dienstleistungen und Produkten. 
 
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen 
Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z.B. 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrechtli-
cher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. 
Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem 
Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen i.V.m. Art. 6 
Abs. 1 c) DSGVO. 
 
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben 
nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie 
im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor 
informieren. 
 
3. Nutzung Ihrer E-Mail-Adresse 
Wenn Sie uns Ihre E-Mail-Adresse zur Kenntnis bringen, 
speichern wir diese und nutzen sie ggf. für die weitere 
Kommunikation zu dem betreffenden Vorgang, sofern Sie 
dieser Nutzung nicht widersprechen. 
 
4. Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 
Daten 
Rückversicherung: 
Von uns für den Versicherer übernommene Risiken versi-
chern wir bei speziellen Versicherungsunternehmen (Rück-
versicherer) über einen Rückversicherungsmakler. Dafür 
kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schaden-
daten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit 
dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versi-
cherungsfall machen kann. Der jeweilige Rückversicherer 
erhält keine personenbezogenen Daten. 
 
Vermittler: 
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von 
einem Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler 
die zum Abschluss und zur Durchführung des Vertrages 
benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch 
übermittelt unser Unternehmen diese Daten an die Sie 
betreuenden Vermittler, soweit diese die Informationen zu 
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Ihrer Betreuung und Beratung in ihren Versicherungs- und 
Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigen. 
 
Dienstleister: 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und 
gesetzlichen Pflichten zum Teil unterschiedlicher Dienstleis-
ter. 
 
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer 
und Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende 
Geschäftsbeziehungen bestehen, können Sie der Übersicht 
im Anhang sowie in der jeweils aktuellen Version auf unse-
rer Internetseite unter www.conceptif.de unter der Rubrik 
Datenschutz entnehmen. 
 
5. Dauer der Datenspeicherung 
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für 
die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. 
Dabei kann es vorkommen, dass personenbezogene Daten 
für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen 
unser Unternehmen geltend gemacht werden können (ge-
setzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jah-
ren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, 
soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. 
Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten 
ergeben sich, unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, 
der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz. Die 
Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahre. 
 
6. Betroffenenrechte 
Sie können unter der o.g. Adresse Auskunft über die zu 
Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber 
hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen die 
Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. 
Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe 
der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, 
gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen. 
 

Widerspruchsrecht 
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer perso -
nenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu 
widersprechen. 
 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter  
Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widerspr e-
chen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Grün de 
ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. 

 
Beschwerderecht 
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an 
den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder Daten-
schutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige 
Datenschutzaufsichtsbehörde ist: 
 
Der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit: Prof. Dr. Johannes Caspar, Klosterwall 6 
(Block C), 20095 Hamburg 
 
7. Entfällt 
 
8. Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer 
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertra-
ges (z. B. zur Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes) 
bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls über-
prüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür 
erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezo-

genen Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten 
früheren Versicherer erfolgen. 
 
9. Bonitätsauskünfte 
Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen 
notwendig ist, fragen wir z.B. bei der Schufa oder Creditre-
form Informationen zur Beurteilung Ihres allgemeinen Zah-
lungsverhaltens ab. Weitere Hinweise können Sie der 
Dienstleisterliste im Anhang sowie in der jeweils aktuellen 
Version auf unserer Internetseite entnehmen. 
 
10. Datenübermittlung in ein Drittland 
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister au-
ßerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) über-
mitteln, erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem Drittland 
durch die EU-Kommission ein angemessenes Daten-
schutzniveau bestätigt wurde oder andere angemessene 
Datenschutzgarantien (z.B. verbindliche unternehmensin-
terne Datenschutzvorschriften oder EU-Standardvertrags-
klauseln) vorhanden sind. Detaillierte Information dazu 
sowie über das Datenschutzniveau bei unseren Dienstleis-
tern in Drittländern finden Sie ggf. auf unserer Dienstleister-
liste.  
 
11. Automatisierte Einzelfallentscheidungen 
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei 
Antragstellung befragen, entscheiden wir vollautomatisiert 
etwa über das Zustandekommen oder die Kündigung des 
Vertrages, mögliche Risikoausschlüsse oder über die Höhe 
der von Ihnen zu zahlenden Versicherungsprämie. 
 
Aufgrund Ihrer Angaben zum Versicherungsfall, der zu 
Ihrem Vertrag gespeicherten Daten [sowie ggf. von Dritten 
hierzu erhaltenen Informationen] entscheiden wir vollauto-
matisiert über unsere Leistungspflicht. Die vollautomatisier-
ten Entscheidungen beruhen auf vom Unternehmen vorher 
festgelegten Regeln zur Gewichtung der Informationen: 
 
Wir können automatisierte Entscheidungsprozesse in der 
Kompositversicherung einsetzen. Je nach Vertragsdauer 
und Schadenhäufigkeit erfolgt eine automatisierte Vertrags-
kündigung, die mit einem Angebot zur Vertragsfortführung 
mit Vereinbarung eines Selbstbehaltes oder eines Risiko-
ausschlusses (bspw. für Leitungswasserschäden) verbun-
den sein kann. In diesen Fällen haben Sie das Recht, die 
Entscheidung anzufechten, Ihren eigenen Standpunkt 
geltend zu machen und eine Überprüfung der Entscheidung 
durch unsere Mitarbeiter zu verlangen. 
 
Aktualisierung der Datenschutzhinweise: 
Die Datenschutzhinweise werden bei Bedarf aktualisiert 
und können Sie unserer Internetseite: www.conceptif.de 
unter der Rubrik Datenschutz entnehmen. 
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Übersicht der Dienstleister der ConceptIF Pro GmbH in Verbindung mit der Zurich 
Gruppe Deutschland als Risikoträger   Stand: 25.05.2018 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten in Übereinstimmung mit den Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen 
Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft und der von Ihnen gegebenenfalls im Rahmen Ihres Versicherungsantrags oder der 
Leistungsbearbeitung abgegebenen Einwilligung in die Erhebung und Verwendung von Gesundheitsdaten und Schweigepflichtentbindungs-
erklärung. Dies beinhaltet auch die Weitergabe von Daten an Dienstleister, soweit dies für Erbringung der Dienstleistung erforderlich ist. 
Diese Liste nennt solche Dienstleister sowie Kategorien von Dienstleistern. Dienstleister bzw. Dienstleisterkategorien, die hierzu Gesund-
heitsdaten erhalten könnten, sind mit 1) gekennzeichnet. 
Einzelne Dienstleister können auch außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums niedergelassen sein. Eine Datenübermittlung an solche 
Dienstleister kann zum Beispiel erfolgen, wenn dies zwingend zur Erfüllung des mit Ihnen geschlossenen Vertrags erforderlich ist. Im Übri-
gen erfolgt eine solche Übermittlung nur, wenn das angemessene Datenschutzniveau am Sitz des Dienstleisters durch einen Angemessen-
heitsbeschluss der Europäischen Kommission (wie z. B. im Fall der Schweiz) oder durch geeignete Garantien, insbesondere den Abschluss 
der von der Europäischen Kommission erlassenen Standard-Datenschutzklauseln (diese können Sie bei uns erfragen), gewährleistet ist. 
Dienstleister bzw. Kategorien mit Sitz außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums sind mit 2) gekennzeichnet. 
 

An der zentralisierten Datenverarbeitung der Stammd aten teilnehmende Konzerngesellschaften  
 

ADAC Autoversicherung AG DA Deutsche Allgemeine Versicherung Aktiengesellschaft 
Deutscher Pensionsfonds Aktiengesellschaft Zurich Deutscher Herold Lebensversicherung Aktiengesellschaft 
Zurich Insurance plc Niederlassung für Deutschland  

Dienstleister, die für o. g. Konzerngesellschaften tätig werden und bei denen die Datenverarbeitung Ha uptgegenstand der Tätigkeit ist  
 

Dienstleister  Gegenstand der Beauftragung  
ConceptIF AG Vertragsbearbeitung/-verwaltung, Abrechnung 
Bonnfinanz Aktiengesellschaft für Vermögensberatung und Vermittlung1) Versicherungsvertrieb 
DEUTSCHER HEROLD Aktiengesellschaft1) Zentrale Dienstleistungen (z. B. Recht & Steuern, Revision) 
TDG Tele Dienste GmbH1) Kundenservice (z. B. Telefonie) 
Zürich Beteiligungs-Aktiengesellschaft (Deutschland)1) Zentrale Dienstleistungen (z. B. Recht & Steuern, Revision) 
Zurich Kunden Center GmbH1) Kundenservice (z. B. Telefonie) 
Zurich Service GmbH1) Risikoprüfung, Vertragsverwaltung, Versicherungsvertrieb 

und Leistungsfallbearbeitung sowie IT-Dienstleistungen 
Dienstleister, die für Zurich Insurance plc Niederl assung für Deutschland (1. – 4.) sowie die DA Deuts che Allgemeine Versicherung 
Aktiengesellschaft (3. – 4.) tätig werden und bei d enen die Datenverarbeitung Hauptgegenstand der Täti gkeit ist  
 

Dienstleister  Gegenstand der Beauftragung  
1. DKV Deutsche Krankenversicherung AG1) Leistungsfallbearbeitung in der Auslandsreise-Krankenversicherung 
2. Rheinland Versicherungs AG1) Leistungsfallbearbeitung in der Restkreditversicherung mit einge- 

schlossener Zusatzversicherung (Arbeitsunfähig-
keit/Arbeitslosigkeit) 3. GDV Dienstleistungs-GmbH & Co KG Diverse Service-Dienstleistungen (u. a. Not- und Zentralruf der 
deutschen Autoversicherer, Verfahren zur elektronischen Versi-
che- rungsbestätigung) 

4. informa HIS GmbH Hinweis- und Informationssystem (HIS) 
Kategorien von Dienstleistern, die für o. g. Konzer ngesellschaften tätig werden und bei denen die Vera rbeitung von personenbezo-
genen Daten kein Hauptgegenstand des Auftrages ist bzw. die nur gelegentlich tätig werden  
 

Dienstleisterkategorie  Gegenstand der Beauftragung  
Adressdienstleister Aktualisierung von Adressdaten 
Archivierungs-/Entsorgungsunternehmen1) Aktenarchivierung und Entsorgung von Akten/Datenträgern 
Assistancedienstleister1) 2) Assistanceleistungen 
Call-Center Telefondienstleistungen 
Druckereien Druckdienstleistungen (Druck/Postversand) 
Elektronisches Versandmanagement Versanddienstleistungen (E-Mail Versand) 
Medizinische Gutachter und Sachverständige (Ärzte, Psycholo-
gen, Psychiater etc.)1) 

Analyse, Begutachtung und Beratung zu Rehabilitations- 
und sonstigen medizinischen Maßnahmen 

Sonstige Gutachter, Sachverständige, Prüfdienstleister1) Erstellung von Gutachten/Expertisen sowie Beratung in speziellen 
Fällen Inkassounternehmen Forderungseinzug 

IT- und Telekommunikationsdienstleister1) 2) IT-Dienstleistungen (z. B. IT, Telefonie, Netzwerk, Wartung) 
Logistikdienstleister1) Posteingangsbearbeitung/Dokumenten-Management 
Marketingagenturen Marketingaktionen 
Marktforschungsunternehmen Marktforschung 
Recherchedienstleister (z. B. Detekteien)1) Auskunfts- und Recherchedienstleistungen 
Rechtsanwaltskanzleien1) Anwaltliche Dienstleistungen 
Rehabilitationsdienste und Dienstleister für Hilfs- und Pflege- 
sowie medizinische Leistungen1) 

Assistanceleistungen (z. B. Beratung zu Rehabilitationsmaßnahmen) 

Rückversicherer1) 2) Einbindung in die Risiko- und Leistungsprüfung in speziellen Fällen 
Schadendienstleister/Sanierer/Werkstätten Unterstützung in der Schadenbearbeitung 
Übersetzer und Dolmetscher Übersetzungen und ähnliche Unterstützungsleistungen 
Wirtschaftsprüfer Prüfdienstleistungen 

Hinweis: Sofern Dienstleister nicht streng weisungsgebunden als Auftragsverarbeiter eingesetzt werden, sondern eine eigene Entschei-
dungs- kompetenz haben (wie z. B. typischerweise bei Sachverständigen und Gutachtern), unterbleibt die Übermittlung Ihrer personen-
bezogenen Daten an einen solchen Dienstleister, wenn Sie dieser Übermittlung widersprechen und geltend machen können, dass in der 
konkreten Situation ausnahmsweise Ihre schutzwürdigen Interessen das Interesse des übermittelnden Unternehmens überwiegen. 


